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Ist das Kind nicht auch schon 
eine "Ware", wenn eine Frau 
mit einem Mann einen Unter­
haltsverfrag abschließt und ihm 
dafür Kinder gebiert, also eine 
ganz normale Ehe führt? 
SIL VIA KONTOS: Was ist so 
Was ist so schlimm an der 
Leihmütterschaft? 

Die sowjetische Bürokratie 
überschwemmt die 114 Millio­
nen Werktätigen mit jährlich 
7000 Schriftstücken pro Per­
son. 
KLAUS SEGBERS: Sowjet­
macht plus Automatisierung. 

ln der Rede von der Naturkata­
strophe als Vorbild der sozialen 
Umwälzung steckt ein Stück 
Realität: Eine grundlegende 
Veränderung des mexikani­
schen Regimes kann man sich 
kaum anders vorstellen als in 
der Form einer alles zerstören­
den, unvorhersehbaren Kata­
strophe. 
MICHAEL EHRKE: Das Erd­
Das Erdbeben in Mexiko. 

Nr. 191, Februar 1986 
DM 4,-, 18. Jahrgang 

Deitriige zu sozialen Be~mgen, 
zu internationalen Entwicklungen 
wl<l zur sozialistischen ll1eoric. 
Politische Analysen und Informa­
tionen. 

f\bnatlich 36 Seiten. Ein7..elexem 
plar ll\14.-/ Jahres.."tho 1~145.-

ZU I>C'J:icl~ iher: 'links', Post­
fach 591, 6050 Offcnhadt 4. 
Proi»Cexcn1plar kostenlos! 

Göttinger Stadtzeitung 

..• zündende Themen unserer 

Dezember/Januar-Doppelnummer: 

Strichweise zur totalen Kontrolle -
Computerkassen als Hebel zur 
gesellschaftsweiten Überwachung -
Die Digitalisierung des Ver·brauchers 
- Volkszählung an Fernsehgerät 
und Kaufhauskasse 

Stoll, Schlesien, Ewers, HIAG­
Kotzbrocken überall 
Die schwarzbraune Grauzone (hä?) 
zwischen CDU, Landsmannschaften, 
Deutscher Gemeinschaft und Jungnazis 
in Südniedersachsen 

Undsoweiter. Probeheft für 

DM 2,50 + Rückporto 

in Briefmarken 

Göttinger Stcdtzeitung 

Geiststraße 1 3400 Göttingen 

0551 - 59435 

... see you! 

Verkehrsplanung - auf 
der Strecke geblieben 
Aus dem Inhalt: Nahverkehr in 
Stadt und Land; Grüne Utopie 
- Kombination von Verkehrs­
trägern; Bundesbahn- Schie­
nen statt Straßen; Strukurpro­
bleme im Güterverkehr; ... 
Dazu den neuasten Bundes- und 
Landesklatsch, Buchbespre­
chungen, Termine, Dieses und 
Jenes ... 
Schwerpunktthemen in früheren, 
noch erhältlichen Ausgaben: 
Januar/Februar 86: Gefangen 
im Warenkorb- Leben mit der 
Stütze 
Dezember 85: Internationale 
Solidarität - eine leere Ver­
sprechung? 
November 85: Kommunalpoli­
tik - Standbein und Stiefkind 
Oktober 85: Energie - aber 
wie? 
Probeexemplare gibt's gegen DM 
1 ,40 (Portokosten) in Briefmarken. 
Ein Jahresabo kostet DM 30,­
(bitte unbedingt Verrechnungs­
scheck beilegen!) 

Abo-Schnibbel: 

Hiermit bestelle ich fOr ein Jahr 
die GRÜNE ILLUSTRIERTE. Ver­
rechnungsscheck liegt bei. 

Name: .................... . 

Anschrift: .................. . 

Datum: ............. ········ 

Unterschrift: ............... . 
Das Abo verlängert sich automa­
tisch um den gleichen Zeitraum, 
wenn es nicht einen Monat vor 
Ablauf gekündigt wird! 

AusfOlien undabgehtdie Post an: 
Die GRÜNE ILLUSTRIERTE 
Niedersachsen 
Voltastr. 35 
3000 Hannover 1 

X.---------------
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Expra~ 
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Tel: 04131/45290 
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Tel: 04131/63315 

Bestellungen: 
Göttin&er Arbeitskreis gegen Atomener­
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Verein fUr eine umweltgerechte Energie­
politik, Reinhäuser Landstr. 24, 3400 
Göttingen 
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medingen 
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Eigentumsvorbehalt 
Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die· 
se Zeitung solange Eigentum der Absen­
der, bis sie dem/der Gefangenen per­
sönlich ausgef;ländigt worden ist. 'Zur· 
Habe-Nabme .. ist keine persönliche AlU-
hindigung im Sinne des Vorbehalts. 

·Wird die Zeitung dem/der Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist sie 
den Absendern mit dem Grund der 
Nlchtaushindigung zurückzusenden. 

Nachtrag 
ln Braunschwelg Im Proze8 gegen Rolf 
und Wolfgang wird wieder neu verhan· 
delt. Der letzte Proze8tag Ist voraussieht· 
lieh am 7. Marz 1986, 9 Uhr, vor dem land· 
gerlcht in Braunschwelg 
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Anti·Krlegs Teil 

Ich bin nichts; ich kann 

nichts ••• 
Der folgende Artikel soll in der Reihe »Militarismus· 
Sexismus• näher auf Strukturen Innerhalb des Militärs, sei· 
ne Funktion als »Schule der Nation•, Insbesondere die 
Funktion als »Schule zur Frauenunterdrückungcc elngegan· 
gen werden. 
Ursprünglich Ist von uns geplant worden, den Zusammen· 
hang zwischen Prostitution und Militär, d.h. Bordelle · Ka· 
semen, genauer zu erläutern. Wirhaben dazu aber kein geei· 
gnetes Materlai gefunden. So fällt dieser Punkt, zumindest 
was seine aktuelle Bedeutung angeht, jetzt eher dürftig aus. 
Im folgenden . zitieren wir zunächst aus einem Buch von 
Astrld Albrecht·Helde und Utemarle. Bujewskl (»Militärdienst 
für Frauen?cc Campus Verlag). 
Im· Abschnitt über die CD·Acts beziehen wir uns auf einen 
Text von Verena Flegl. 

Das Militär als totale Institution 

Nach wissenschaftlichen Untersuchungen 
lassen sich Kasernen als •totale lnstitutio· 
nen• ,vergleichbar mit Gefängnissen und 
psychiatrischen Kliniken, bezeichnen. 
•Eine totale Institution läßt sich als Wohn· 
und Arbeitsstätte einer Vielzahl ähnlich ge­
stellter Individuen definieren, die fOr länge· 
re Zeit von·der übrigen Gesellschaft abge­
schnitten sind und miteinander ein ab­
gschlossenes, formal reglementiertes Le· 
ben führen.• (Goffman, 1973,S.11) 
Eine wichtige Erweiterung dieser Analyse 
liefert der Begriff der •serienmä81gen So­
zialisation•: Mit jeweils den gleichen Met· 
hoden sollen aus Neulingen der Institution 
reibungslos Angepa8te geformt werden. 
Der Proze8 der Entlndividualisierung ver· 
läuft in allen totalen Institutionen nach 
ähnlichen Mustern:•Der Neuling kommt 
mit einem bestimmten Bild von sich selbst 
in die Anstalt, welches durch bestimmte 
stabile soziale Bedingungen seiner heimi· 
sehen Umgebung ermöglicht wurde. Beim 
Eintritt wird er sofort der Hilfe beraubt, die 
diese Bedingungen ihm boten. ln der exak· 
ten Sprache einer unserer ältesten totalen 
Institutionen durchläuft er eine Reihe von 
Erniedrigungen, Degradierungen, DemOti· 
gungen und EntwOrdigungen seines Ichs. 
Sein Ich wird systematisch, wenn auch 
häufig unbeabsichtigt, gedemütigt. Es tre­
ten einige radikale Veränderungen seiner 
moralischen Laufbahn ein, einer Laufbahn, 
die sich aus den progressiven Veränderun· 
gen zusammensetzt, die in den Oberzeu· 
gungen stattfindet, die er Ober sich und an· 
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dere wichtige Personen hegt.• (Goffman 
1973, S.25) 
For den Soldaten bewirkt diese Verände­
J'\mg die Aufgabe seiner bisherigen zivilen 
Identität bzw. die Neutralisierung des •Mit· 
gebrachten• sowie die Unterordnung unter 
das Kasernenregl-ment, das seine Hand· 
lungsspielräume einengt und rigide militä· 
rische Verhaltensmuster vorschreibt. Sym­
bolisch findet dies seinen Ausdruck im An· 
ziehen der Uniform, die Individualität auch 
äußerlich aufhebt. 
Der Proze8 der Entindividualisierung läuft 
Ober Demütigungen for den einzelnen. Oe· 
mütigena sind viele als •normal militä· 
risch« geltende Situationen, wie an einem 
wenig drastischen Beispiel illustriert wer· 
den kann:•Nach dem Kompanieunterricht 
wird zur Formalausbildung (Exerzieren) 
herausgepfiffen. Die Rekruten treten her­
aus mit Stahlhelm und Gewehr. Der Leut· 
nant schreit:' Nehmen Sie den Fuß von der 
Bremse, es hieB marsch, marsch, und das 
Ist die schnellste Gangart des Soldaten!' 
Er schickt die Rekruten in die Unterkunft 
zurück und läßt sie zum zweitenmal her· 
austreten. Die Kompanie steht jetzt auf 
dem Antreteplatz; belin ersten und zweiten 
Zug wird noch geredet. Der Leutnant:' Beim 
Antreten spricht der Soldat nicht, Ober· 
haupt spricht hier nur einer, und das bin 
ich, nach hinten wegtreten, marsch, 
marschl' Die Soldaten treten nach hinten 
weg. Der Leutnant gibt das 
Kommando:' Achtung, an der alten St-Ile in 
der alten Formation antreten, marsch, 
marschl' Die Rekruten rennen dorthin, wo 

sie sich bereits einmal aufgestellt hatten. 
Der Leutnant:'lch sagte doch:'marsch, 
marsch', das ist die schnellste Gangart 
des Soldaten. Sie sind viel zu langsam. 
Nach rechts wegtreten, marsch, marsch!' 
Die Soldaten treten erneut weg und werden 
dann wieder an den alten Platz befohlen. 
Der Leutnant:'lch sagte doch Linie, das ist 
doch keine Linie, nach hinten wegtreten, 
marsch, marsch!' Die Soldaten machen 
eine Wendung um 180 Grad und treten 
nach hinten weg. Der Leutnant:'Da dreht 
sich noch einer nach rechts herum. Der 
Soldat dreht sich immer nur links herum.' 
Wieder müssen die Rekruten nach hinten 
wegtreten. Beim erneuten Antreten der 
Soldaten schreit der Leutnant:'Das Antre­
ten geht viel zu langsam. Ich zähle: eins, 
zwei, drei' (und als bei drei die Kompanie 
noch nicht steht:)'nach hinten wegtreten, 
marsch, marschl' Als dann die Kompanie 
endlich steht, brOIIt der Leutnant:' Das geht 
alles viel zu langsam, doch das werden wir 
Oben nach Dienst, dafür gibt es ja das Wo· 
chenende, und auch andere Tage, ja Sonn· 
tage. Am Samstag werden wir, wenn das 
so weitergeht, Formalausbildung 
machen.'« (Treiber 1973, S.19f) 
Wie frau unter anderem hieraus sehen 
kann, soll der Soldat ..... sein Selbstwertge· 
fOhl vor allem darauf beziehen, was er alles 
an Mißlichkelten ertragen kann, womög· 
lieh ohne seinem Unbehagen auch nur ver· 
bal Ausdruck zu geben. Paradigma dafür 
sind Stilihalte-Aufgaben wie in Deckung 
liegen oder das Gewehr präsentieren. Die 
Männlichkeit, die damit gewonnen wird, er· 
fordert nicht initiatives Handeln, sondern 
eifrige und ausdauernde Unterwerfung ... • 
(Steinert 1972, S.150 f) 

Frau kann davon ausgehen, daß diese So· 
zialisation unter anderem Ober Demüti· 
gungenauch zu einer 'Brutalisierung', zu· 
mindest einer Simpiifizierung, des Ver· 
hältnisses der Soldaten zu Frauen führt. 
Die Pin-up Fotos in den Spinden der Re­
kruten mögen dafor als Illustration die­
nen. ln einer Untersuchung aus den USA 
heißt es dazu:•lsoliert von sexuellen Kon· 
takten und dem Druck der Gruppe Glel· 
chaitriger ausgesetzt, neigt der Soldat da· 
zu, eine phantasierende Einstellung zu 
Frauen und sexuellen Beziehungen zu 
entwickeln und Männlichkeit mit Angriffs· 
Iust glejchzusetzen. ln der ausschließlich 
mannliehen Umwelt der Kaserne wird se· 
xuelle Angemessenheil durch körperli· 
ches Durchhaltevermögen und Aggressi­
vität demonstriert. Militärische Ausbil· 
dungspraktiken unterstatzen diese Asso­
ziationen, wenn.iene, die versagen, als 
'Tunten' oder 'Schwule' abgestempelt 
werden und jene, die kampfgeeignet sind, 
als 'Männer• hervorgehoben werden... ln 
einer solchen Welt sind Beziehungen zu 
Frauen oberflächlich und ausbeuterisch; 
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dabei werden Frauen ntcht als eine ande· 
res empfindende Person betrachtet. son­
dern als ein schwaches, wentger fähtges 
Objekt. .... (Cortright 1975, S.170 f). 
Eine m der Bundeswehr durchgefOhrte 
Untersuchung Ober Offlztersstudenten 
kommt zu recht ähnlichen Ergebnissen. 
Der Autor dieser Arbeit hebt als Indiz u.a. 
auf die nBundeswehrsprache" ab. welche 
die Sexualität entstnnlicht und entpersön· 
ficht. 

Sexistische Soldatensprache 

Derbe Sprache und rauher Umgangston 
gehören zu den unausgesprochenen 
Merkmalen des Soldatenturns Frauen 
sind hingegen mehrhettlich dahin soziall· 
siert. eine saubere Frauensprache zu 
sprechen, und werden doch alltäglich mtt 
frauenfemdlichem Sextsmus m der Spra· 
ehe konfronttert Im Mtlltät begegnen 
Frauen emer sprachlichen Subkultur, die 
in threr sextstischen und frauenfeindli· 
chen Ausprägung vermutlich wett Ober 
dem gesellschaftlichen Durchschnitt 
steht. Wtr gehen davon aus, daß das Mili· 
tär mindestens aus zwei Granden Beson· 
derhatten aufweist. die Abgrenzung der 
Manner von den Frauen wtrd ergänzt 
durch die mtiiUirische Abgrenzung von 
der Obrlgen Gesellschaft. 
Typisch fOr den Soldatenjargon ist sein 
starker Bezug zur Sexualität und, der milt· 
tärischen Männlichkeltskultur entspre· 
chend, die extrem häufige Verwendung 
von Begrif fen zur Bestimmung des männ· 
Iichen Genttalorgans. Dies Oberträgt steh 
offenkundig auch auf die Wahrnehmung 
von Frauen. 
Das Vokabular fOr Frauen Innerhalb und 
außerhalb des Militärs reflektiert in ent· 
scheidendem Maße etne negative Eins tel· 
lung gegenOber Frauen, die in erster Linie 

als gesehen 
posit ive Erlebnisse mit Frauen haben kel· 
nen spOrbar positiven Einfluß auf die trau· 
enfelndtiche Terminologie von Soldaten. 
Frauen, die sich mit Soldaten einlassen, 
wurden schon immer als "Matratze., be· 
zeichnet. »Armeematratze• ... AmOsterma­
tratzeu, •Kompantematratze• und .. unter· 
Iage• stnd nur einige der Bezeichnungen 

• (Kuppers 1970, 1978). ·Gemetnschaft· 
sempfänger•. •Jagdbares Wild• und •Mg• 

r I (leicht mausbares Gerät) Stnd Begnffe, • 
dte, in Anlehnung an dte mtlitärische Ter· 
minologie. dte Obtektzuwetsung der Frau· 
durch den Mann besonders deutlich ma­
chen. Zugleich wetsen diese Setspiele auf 
spezifisch mtlitänsche Prägungen htn 
Neben der Betschlafwtlligkeit ist dte 
Gebarlahtgkett/·willtgkett etn wetteras Kn· 
terium fOr den Soldaten Eine uFrau mit 
Gehfehler• ist tm Bundessoldaten· 
deutsch eine kinderlose Ehefrau. •Ausge· 
kalbt" hat eine Frau. die auf Grund Ihres 
Alters ketne Kinder mehr bekommt. 
Besonders drastisch erfahren Frauen im 
Militär diese diskrimterende Einstellung 
von Soldaten: 
"Im Sommer kann man (!) hter nicht mal 
draußen in Shorts herumgehen, ohne an· 
gemacht zu werden Du fOhlst dich wte 
ein Tier. Die Leute fangen an, aus den 
Fenstern zu brOiten. als hätten ste noch 
nie eine Frau gesehen! Wenn du draußen 
herumläufst. fOhlst du dich wie m der Mit· 
te vom Zoo... sagt etne Fernmelde· 
Experttn. 
Dte Frau benchtet. daß dte Belästtgung 

manchmal soweit geht, man von 
mannliehen Soldaten betatscht worde, 
und oft könne man(!) sehr wenig dagegen 
unternehmen. »Uns ist ntcht gestattet ste 
zu berühren, ste auf irgendetne Weise zu 
schlagen, besonders ntcht. wenn er emen 
hoheren mtlttärischen Rang hat als du. 
Das ware Zerstorung von Regierungset· 
gentum. tatliehe Beleidigung oder etwas 
ahnltches•. lacht eme andere _5oldaltn. 

Militär und Prostitution 

Hter sei auch kurz dte •krtegsunterstut· 
zende Leistung• von Prostituierten er· 
wähnt. Prostitution wirkt steh nach allge· 
meiner Auffassung auf den einzelnen Sol· 
daten stabilisterend aus und ist fOr die 
• Moral der Truppe• wichtig. Als während 
des 18. Jahrhunderts deutsche Soldaten 
nach Amerika verkauft wurden, wurden 
sie von Prosti tuierten in die Neue Weit bt~· 
glettet. (Seidler 1978, S.25) in den Veretn•· 
gten Staaten wurde vor dem 2. Weltkrieg 
bei der Errichtung von Mtlttl:lrbasen vor· 
rausgesetzt, daß die örtlichen Kommunen 
die Extstenz von Bordellen fOr ihre Solda· 
ten tolerierten. (das gilt Obrigens heute 
auch noch! s.in) 
FOr die (betroffenen) Frauen wtrkt sich 
dteser Zusammenhang von Mtlltär und 



Prostlluiion besonders drskri"";,",.,,.,~ 
aus: im folgenden soll dres exemplansch 
an den sog . .. cD-Acts~ aufgezeigt werden. 
1864 wurde in GroßbritaMren das erste 
von rnsgesamt 3 •Contagious Disaase 
Acts« (kurz: CD·Acts) zur Bekämpfung an· 
steckender Krankheiten erlassen. Dre bei· 
den weiteren folgten 1866 und 1869. Erst 
1886 wurden die Gesetze wieder aufgeho· 
ben. 
Dre CD·Acts schneben Im ernzeinen die 
regelmäßige genitale Untersuchung von 
Prostituierten und evtl. ihre Zwangsbe· 
handJung vor. Da zwangsuntersuchte 
Frauen reglstrrert wurden. bedeutete dies 
eine Professionalisierung dieses Berei· 
ches. der vorher fOr vrele eine Nebener· 
werbsmöglrchkeit dargestellt hatte, ohne 
daß es öffentlich wurde. Mit Hilfe der CD· 
Acts jedoch wurden nicht nur Prostituler· 
te. sondern auch viele andere Frauen, dre 
der Prostltutron verdächtigt wurden, ver· 
haltet zwangsuntersucht, regrstrlert und 
damrt gebrandmarkt. ohne daß sie sich 
dagegen wehren konnten. Es fand erne re· 

g rechte Hetzjagd au Frauen statt. Die 
CD·Acts bildeten also die rechtlichen 
Grundlagen tor die staatliche Kontrolle 
der Frauen. Um die Möglichkelten der 
Kontrolle noch zu verbessern, wurden 
Prostituierte in separate Arbeits· und 
Wohnbezrrke, rn Ghettos, abgedrangt 
Ursprongllch waren die CD·Acts aus· 
schließlich vom Militär inrtliert worden 
und sollten auf elf Garnisonsstädte und 
militärische Häfen beschränkt werden· 
auf Orte, in denen die Anzahl ga: 
schlechtskranker Soldaten alarmierend 
hoch war. Ursprunglieh hatte mann )e· 
doch ern anderes Verfahren geplant: Je. 
der Soldat sollte dazu verpflichtet sein. 
srch nach dem Gang zu einer Prosllturer· 
ten untersuchen zu lassen. Allerdings 
wandte Sich die gesamte Armee gegen 
dieses Vorhaben, denn es hatte den • frei· 
en Zugang• von Mannern zu Frauen wrrk· 
sam behindert. Dieses Prinzip aller Män· 
nerbOnde sollte jedoch nicht angetastet 
werden. 

Der erste CD-Act passierte das Parlament 
noch ohne öffentliche Kommentierung; 
ab Ende der sechziger Jahre jedoch gab 
es starke Proteste rn der Bevölkerung ge-
gen dre Zwangsuntersuchung der Frauen~ 
insbesondere wurde die •staatliche Kon· 
trolle von Sexualität" und die •Verbin· 
dung von Staat und Militär in der Kontrol· 
le Ober Frauen• angeprangert. Außerdem 
wurde aufgezeigt, daß die CD-Acts eben· 
falls ern Barspiel fOr eine Ktassengesetz· 
gebung darstellten: sie betrafeu haupt· 
sachlich arme Frauen, denn reiche hatten 
wesentlich bessere Möglichkerten, srch 
den Kontrollen zu entziehen. 
Vreles aus dem eben genannten Beispiel 
läßt Sich auf die heutige Situation von 
Prostituierten Obertragen. So Ist es immer 
noch selbstverständlich, daß es die Frau· 
en Sind, die mann verpflichtet, sich unter· 
suchen zu lassen. Damit Ist das Prinzipal· 
ler Männerbünde · freier Zugang zu Frau· 
en · gOitig wre eh und je. Auch heute hat 
der Staat erngroßes Interesse daran, Pro­
stituierte Ober das Zwangsuntersuchen 
hrnaus durch Ihr Abdrängen ln Sperrbezir· 
ke und Bordelle zu kontrollreren. 

7 
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Anti·Krlegs Tell 

Kongreß: 
Kein Frieden mit der NATO 
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Am 12. und 13.Aprll wird ln Köln der aalt langem geplante Kongre8 
•Frieden mit der Nato?• ataHflnden. Erstmals beteiligen sich an dieser 
Diskussion auch Organisationen und Gruppen, die sich ln der Vergan· 
genhalt vehement gegen eine öffentliche Infragestellung der Natomlt· 
gliedschalt gewehrt haben, wie zum Belspiel der Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz BBU und die Frledensllste. Auf der an· 
deren Seite hat das Interesse Im radikalen bis autonomen Spektrum ab­
genommen, sich über die Nato-Frage mit dem traditionellen Spektrum 
der Friedensbewegung zu streiten. Zu oft haHe man es versucht, war ab· 
geblitzt und niedergestimmt worden und wurde eine Debatte über diese 
wichtige Thema ln den zurückliegenden Jahren verhindert. Nun soll sie 
stattfinden auf eben diesem Kongreß. So wie sich die Dinge ln den letz· 
ten Jahren entwickelt haben, kann man nur begrüßen, daß ein solcher 
Kongre8 überhaupt stattfindet • zumal zu einem Zeitpunkt, wo das Th• 
ma ln der 'Szene' out Ist und die Grünen drauf und dran sind, zur Nato ja 
zu sagen, um der SPD nicht nein sagen zu müssen. So Ist der Kongre8 
über die Weiterentwicklung der Diskussion ln der Friedensbewegung 
hinaus eine gute Möglichkeit, das Thema Nato öffentliche zur Debatte 
zu stellen und zu verhindern, daß sich die Grünen davonstehlen und lh· 
ren Frieden mit der Nato machen. Bereits bei der Vorbreltung des Kon· 
gresses zeigten sich die Differenzen ln dieser Frage. Die Grünen kamen 
nur ale- Beobachter und mochten sich • wohl aus wahltaktischen Obert• 
gungen ln Richtung Bundestagswahl 1987 • nicht offiziell am Kongre8 
beteiligen, weil er sich für sie zu einseitig gegen die Nato richte. Auf der 
Landesversammlung der Grünen Bayern wurde flugs darauf die Forde­
rung nach Austritt aus der Nato aus dem Programm gestrichen. Und der 
friedenspolitische Sprecher der SPD, Carsten Vogt, sagte es ganz deut­
lich: Wenn die Grünen nicht ein klares Bekenntnis zum westlichen Bünd· 
nls ablegen, kommt eine Irgendgeartete Zusammenarbeit mit der SPD 
auf Bundesebene nicht ln Frage. Worauf Otto Schlly nichts besseres zu 
aagen wußte, als er wäre ja schon Immer gegen die Austrittsforderung 
gewesen. 

Zu guter Ietzt noch einige Anmerkungen zur Zusammensetzung und 
dem politischen Selbstverständnis des Trigerkreises zu diesem Kon­
gre8. Es gelang leider nicht, die politische Breite des Trigerkreises an· 
läßlich der Aktionen gegen den Weltwirtschaftsgipfel Im Mal letzten 
Jahres auf den Kongre8 gegen die Nato zu übertragen. Es hätte der Mo· 
blllslerung und' der politischen Diskussion bestimmt gut getan, wenn 
sich das radikal und autonome S})ektrum an der Kongre8-Vorbereltung 
betelUgt hitte. Aber eine andere Schwerpunktsatzung dieses Spektrums 
nach dem Weltwirtschaftsgipfel (Wackersdorf und Antl·lmp.·Kongre8) 
sowie alte Animositäten ln Richtung BUF (Bundeskongre8 unabhängi­
ger Frledenslnltlatlven) und BBU ließen eine Mitarbeit offenbar nicht zu. 
Auch der Göttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie • obwohl von An· 
fang an offizielles Mitglied des Trigerkreises • war nicht ln der Lage, die· 
se Mitgliedschaft auch praktisch auszufüllen. Das hatte allerdings wenl· 
gar politische, als vielmehr personelle und arbeltsüberlastungsmi81ge 
Ursachen. Wir als Anti·AKW·Gruppe wollten uns mußten uns nach dem 
Weltwirtschaftgipfel wieder den Schwerpunkten Gorleben, Atommüll· 
Iransporte und Wackeradort zuwenden. Nach wie vor unterstützen wir 
aber diesen Kongre8 und werden uns nach Kräften an Ihm beteiligen. An 
dem vom Trigerkrals verabschiedeten Aufruf vermissen wir jedoch die 
Thematlslerung des Problems Frauen und Nato bzw. Frauen und Mlllta· 
rlsmus, das ja Im Zusammenhang mit den Aktionen gegen den Weltwlrt• 
schaftsglpfel eine wichtige Rolle gespielt hatte und auch auf dm Kon­
greß •Frieden mit Nato?• zu einem Schwerpunkt gemacht werden mü8· 
te. Deswelteren fanden wir die StoBrichtung der Kritik gegen die Nato zu 
wenig gegen die USA gerichtet, die unserer Ansicht nach die Politik und 
die Praxis der Nato fast ausschließlich bestimmen. Aber das sind ja ln· 
haltliehe Diskussionen, die auf dem Kongreß laufen sollen. Also: Auf 
zum Kongreß und niemals Frieden mit der Nato! 
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zum Diskussions-Kongreß 
Die FHedensbewegung hat in den vergangenen 

Jahren hunderttausende Menschen mobilisiert und 
überall in der Bundesrepublik Deutschland geqen 
die immer gefährlicheren Aufrüstungsmaßnahmen 
demonstriert. 
In vielfältigen Formenhaben wir unsete Oberzeugung 
zum Ausdruck gebracht, daß die Aufrüstungsschritte 
der NATO uns dem FHedennicht näherbringen, son­
dern die Kriegsgefahr erhöhen: 
o die Stationierung von Pershing U und Cruise 

missiles 
o die Einführung atomarer Erztschlagskonzepte 
o die immer weiter gehende konventionelle 

Aufrüstung 
o die Militarisierung des Weltraums. 
Die gigantischen Rüstungsmaßnahmen führen zu 
Sozialabbau, versta-ken Hunger, Elend und Unter­
drückung in der 3. Welt. 
Seit 1949 wird die Aufrllstungz-, Militär- und Kon­
frontationspolitik des Westens vereinheitlicht und 
um:Jesetzt durch das Militärbündnis NATO. Doch 
wurde das Bündnis selbst in den über 30 Jahren der 
bundesdeutschen NATO-Mitgliedschaft nie in den 
Mittelpunkt einer kritischen Diskussion gerückt. Ge­
genstand der innenpolitischen .Auseinandersetzung 
waren lediglich Teilaspekte seiner Politik. 
Obwohl die NATO fUrzahlreicheAufrllstungsschritte 
verantwortlich gemacht werden kann, sehen viele in 
ihr immer noch ein notwendiges Verteidigungsbünd· 
nis. Deshalb ist es an der Zeit, das Bündnis NATO 
und die Rolle der BRD in der NATO zum Thema in 
der F\iedensbewegung zu machen. 
Aus diesem Grunde laden wir alle Interessierten zum 
Diskussionskongreß FRIEDEN MIT DER NATO? 
ein. 

Auf diesem Kongreß wollen wir die NATO zur Dis· 
kussion stellen anband folgender Fragen zur ,Sicher­
heits' -Politik: 
o Abrüstung oder Umr11stung der Bundeswehr? 
o Alternative oder keine Verteidigung? 
o Einseitige Abrüstung im Westen? 
o Entspannung und FHedliche Koexistenz? 
o Sicherheitspartnerschaft mit blockübergreifender 

Perspektive oder Blocküberwindung? 
o Schneller oder. schrittweiser Austritt aus der 

NATO? 
o Ist Frieden mit oder in der NATO überhaupt 

möglich? 
Diese wichtigen friedenspolitischen Ansätze wollen 
wir diskutieren 
- mit denen, die den Frieden mit einer reformierten 

NATO fUr möglich halten, 
- denen, die nur im Austritt aus der NATO einen 

Weq zum Frieden sehen, 
- und denen, die den Weq einer gesamteuropäischen 

Friedensordnung suchen. 
Mit dem Kongreß soll in der Friedensbewegung eine 
größere Debatte um die NATO begonnen werden. 
Hauptanliegen ist dabei der Beqinn einer fundierten 
Strategiedebatte und nicht die Vereinheitlichung auf 
bestimmte Anti-NATO-Positionen. 
Die verschiedenen Teile der FHedensbewegung sind 
aufgerufen, sich mit ihren Positionen an der klären­
den undaufklärendenDiskussion um den Stellenwert 
der NATO zu b~eiligen. 

Deshalb rufen wir auf zum Diskussions-Kongreß: 
.,FRIEDEN MIT DER NATO?" 

am 12. und 13.April 1986 in Köln! 

12. und 13. April1986 in Köln 
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Der KOORDINATIONSKREIS KONGRESS: o Bundeskonferenz unabhängiger Friedensgruppen (BuF) o Bundewerband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) o Comision Anti-OTAN Madrid o Demokratische Sozialisten (OS) o Friedensliste 

o Göttinger AK gegen Atomenergie o Grün-Alternative Liste Harnburg o Gruppe Internationaler Maxisten (GIM) 
o Initiative ,,Kein Frieden mit der NATO- Raus aus der NATO'.' o KommunistischerBund(KB) 

o KommunistiscJie Jugend Deutschlands (KJD) o Als Beobachter arbeiten mit: Bundes-AG Frieden der GRONEN 

Vorläufiges Programm 
Samstag, 12.4., vormittags Eröffnung, Begrüßung, Organisatoria 

Inhaltliche Einleitung: 
Ober die Notwendigkeit des Kongresses 
-Entwicklung der Friedensbewegung, und warum die Diskussion über. 

das Kongreßthema so wichtig ist 
-Geschichtlicher Aufriß: Zur Historie der NATO 
- Aufriß unterschiedlicher Positionen zur NATO in der FHedensbewegung 
- Europäische Volksbewegungen geqen die NATO 

ab Mittag Arbeitsgruppen mit je mindestens zwei kontroversen Einleitungsreferaten: 

AG 1: Geschichte und FUnktion der NATO als Instrument westlicher Globalpolitik 
AG 2: BRD in der NATO: Biedermann oder Brandstifter? 
AG 3: ,.Europäisienmg": Abkoppelung von den USA oder Stärkung der NATO? 
AG 4: BRD/Westewopa: Das kleinere Obel fUr die 3. Welt? 
AG 5: Die NATO als innere Ordnungsmacht 
AG 6: Die NATO - Reaktion auf eine Bedrohung? 
AG 7: Widmprüche innerhalb der NATO: Ansatz fUr die Frledf!DSbewegung? 
AG 8: Alternative oder keine Verteidigungspolitik? 
AG 9: Abrüstungund Blocküberwindung durch friedliche Koexistenz und Entspallllung? 
AG 10: Muß die BRD raus aus der NATO? 
AG 11: Militärisch-industrieller Komplex 
AG 12: Wider~sperspektiven 

Sonntag, 13.4., vormittags Podiumsdiskussion: 
- Streitgespräch über Handlungskonzepte bundesdeutscher Friedenspolitik 
Berichte von den Arbeitsgruppen 
Plenumsdiskussion 

Dieses Programm ist ein vorläufiges! Uaterstützer und Besteller erhalten die jeweUs neuasten Informationen über den Stand der 
Dinge wie: Änderungen oder Erweiterungen, Referenten, Stand der Planung, Protokolle der Vorbereitungssitzungen, 
Kulturprogramm am Vorabend des Kongresses etc. 

lllllllll/ll///ll/ll/llllllll/llll!/lll/ll///lllll/l/ll/l/l//l/l/l/llll//llllll/llll!/lll!/l/l/l/lll/l///l/lll/lll/l/lll/11111!11111111111!11/l/l//llllllll/ll/l/l/l/l/lllll//ll/l/l/ 
o Ich/Wir unterstützein den Kongreß ,.Frieden mit der NATO?" als Aufrufer und zahlen DM ..................•.. (mind. DM 30,-) 

fUr die Organisierung. 

o Idl bin/Wir sind am Kongreß interessiert und möchten die Materialien und Unterlagen zum Kongreß bestellen (DM 30,-). 

o Das Geld ist auf das Konto des Kongresses überwiesen o liegt als Scheck/Bargeld dieMm Brief bei. 

Name .•••.• •··•··••·••••···•••·•••···•·•·••· 
Organisation 

Anschrift . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Telefon • • . •.••.• ·• . . . • • • . • . . • . . . •....••... 

Unterscbrilt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 

l//ll/l!lllll///ll/ll/ll/llll/ll//l/llllllll/!lll/lllllllllllllllllllll/lllllll//ll/llll/lllllllllllllllllllllll/lllllll/llllllll!/ll/lllll//lllllllll/lllll/l/l/ll/l!/llllll/lll/111 
Kongreß-Konto: A.Kiön, Sonderkto. Kongreß Nr. 3556 03-500 beim Postgiroamt Köln (BLZ 370100 50) 
PostanJcbrift Kongreß.Büro: Kongreß ,.Frieden mit der NATO?", Bürgerzentruin Alte FeueJWache, Melchiorstr. 3, 5000 Köln 1 



Seit Anfang 85 gab und gibt es wegen der 
Aktionen gegen die Nato-ManOYer Im Hll­
deahelmer Raum Im Herbat 84 ca. 90 Ennlt· 
tlungiVeffahren; davon wurden bisher 30 
Verfahren noch vor der Hauptverhandlung 
elngntellt. Von den restlichen eo Verfah· 
ren (hauptslchllch wegen NOtlgung) • ln 
den allermelaten Flllen erging bereits der 
ErOffnungsbeechlu& ·sind ln.,..., lnatanz 
10 Strafverfahren abgschlossen, drei d• 
von rechtskrlftlg, also endgOitlg: ein Frei­
spruch (geflhrUcher Eingriff ln den Str• 
&enverttehr), eine Geldbuße (Beleidigung) 
und eine Einstellung ln einer NOtlgungsaa. 
Che, fOr die sich das Amtsgericht Elze 
nicht zustlndlg ertdlrte (es war unklar, zu 
welchem Gerlchtsbezhit der Tatort z.lhlt). 
Gegen die anderen 7 Urteile · alle wegen 
NOtlgung, darunter 2 Frelaproche • wurde 
Berufung eingelegt. ln einem Pali Ist die 
Berufungsverhandlung nach 8 Verhand· 
Jungstagen wegen gtrlngfOglger Schuld 
mit einer Eineteilung endgOitlg abg• 
schloas.n. Eine weitere Berufungever­
handlung Ist am Ende November 85 g• 
platzt. 
For eines dieser NOtlgungsvertahren 
brauchte du Amtsgericht Elze ln Unetanz 
Mht Y~ Richter bzw. Rich­
tetin setzten ln diesem Verfahren die Ter· 
mineimmer nur 1/2 bis maximal 2 Stunden 
pro Verhandlungstag featl Du abge­
schloaMne Berufungsverfahren zog sich • 
allerdings aus anderen Gronden • ebenfalle 
Ober 8 Verhandlungstage hin. 8 Verhand­
lungen wurden bisher unterbrochen und 
auagesetzt, 2 davon am dritten Verhand· 
lungstag. Alle diese Verfahren mossen neu 
aufgerollt werden. Mindestens 15 vom G• 
rlcht angeaetzte Verhandlungstermine 
wurden au•den unterschiedlichsten Gran­
den wieder abgsetzt. 
Darnlt gab es Insgesamt • bei bisher nur a 
~loaMnen&refverfMren · sc~ 
etwa 40 Prozeitige Wenn man dann fOr J• 
den Tag etwa 500.-DM Proze&koaten an­
setzt· alleslncluslve au&er der Geldetrafe . 
kOnnen wir uns ausrechnen, wieviel Geld 
zuaamenkommen wird, wenn erstmal eo 
Prozeta rechtakrlftlg abgeschloeaan sind I 

Spendenkonto: R. Zlm1M1'1118nn, Stadt· 
aperbae Hlldeehelm, ILZ 2SII0001 
Konto-Nr. 10104teeo, Yerwendunguweolc 
~ 

Brtten von Friedensbewegung 
unterw•ndert? 

Gegen einen Hamburger wurde Im Novem­
ber vergangeneo Jahres du Ermittlung• 
verfahren wegen der 'NOtlgung' einge­
stellt; 8 weitere Einstellungen ln deraalben 
Sache werden folgen moaaen: 
Du 'NOtlgungsobjekt' war ein mit Motor· 
schaden liegen gebliebener britischer Pan­
zer. Der Panzerkommandant gab zu Proto­
koll, da& du einzig stOrende nicht die In­
tensive Dlakuaslon mit den 'Biocklerern' 
gewesen sei, sonern du Elnteffen der Poil· 
zel. 
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Sc'hlldertd•u 
Ein Verfahren wegen 'Diebstahle und fort· 
gesetzter Hilfeleistung' gegen 5 Leute aua 
Lutter Iet Ende 85 • kurz vor Proze8beglnn. 
eingestellt worden. Die 5 sollen Im Herbst 
84 militariaehe Hinwelsschilder Im Wert 
von 20.·DM geklaut haben. Uraprongllch 
beabsichtigte die Staateanwaltschaft An· 
klage wegen 'Wehrmlttelbeschldlgung' zu 
erheben. Vermutlich wurde dann die Ankla· 
ge ln einfachen Diebstahl abgelndert, um 
den politischen Charakter des Verfahrens 
nicht noch hervorzuheben. 

D•• Letzte ••• 
Einer Frao, der wegen ManOverbehlnderun· 
gen Im Fulda-Gap der Proze8 gemacht wur­
de, bekam vom Gericht die Auflage, Im ge­
melnnOtzlgen Kinderladen UJZ·Kornatra&e 
ln Hannover einige Stunden Arbeitsdienst 
abzuleisten I 

Schl•ppe fOr den 
St••tNnw•lt 

Die NOtlgungsprozeaae als Folge der StOr· 
manOver liefen bislang alle nach dem 
'Schema F' ab: auf der einen Seite Ober· 
ataataanwalt Kehr aus Hlldeshelm bzw. 
Staatsanwalt Amold aus Hannover sowie 3 
Polizeibeamte als Zeugen der Anklage und 
der vorsitzende Richter, auf der anderen 
Seite der/die Angeklagte. ln den wenigen 
FAllen, die zumindest ln erster Instanz ab­
geschlossen sind, reichten bisher die dOrf· 
tlgen Aussegen der Polizeizeugen aus, um 
die Angeklagten zu hohen Gelda,rafen zu 
verurteilen. Wir konnten uns des Eindrucks 
nicht erwehren, da&, je weniger sich ein 

Polizeibeamter Im Zeugenstand an die Vor­
fllle damals erinnern konnte, desto glaub­
wOrdlger er jetzt dem vorsitzenden Richter 
erschien. Der Grundeatz 'Im Zweifel for 
den Angeklagten' gilt sc~ lange nicht 
mehr, galt noch nie. 

Ein Richter aplelt nicht mit 
Dieses bekannte Verfahrensmuster wurde 
am 14.10.851m Amtsgericht Hameln durch 
Richter BartiCh durchbrochen. Nicht nur, 
da8 er die 3 Polizeibeamten einem 'Kreuz­
verhOr' unterzog, was einem Strafverteidi­
ger alle Ehre gemacht hltte, er 1188 auch 
keinen Zweifel daian, da& er die 3 am lieb­
sten rauegeschmissen hAtte. Elnaatzlelter 
OOwel • er war ala erster dren • konnte elch 
praktisch an nichts mehr erinnern. Erst als 
Pollt.Stutaanwalt Amold seine frOheren 
Aussagen wortwOrtlieh vorlas, bestltlgte 
er ale. lnteresaant dabei Ist, da8 OOwelael· 
ne erste Aussage vor der &aataanwalt· 
schaft erst acht Monate nach dem Vorfall 
machen mußte. 

Zeugenabaprache? 
Noch wlhrend der Einsatzleiter vernom­
men wurde, verlieB ein Kollege den Ge­
rlchtaaaal und achllderte den dreu&en war­
tenden anderen Pollzelzeuo-n den Ablauf 
der Vernehmung. Der zweite Polizeibeamte 
konnte sich folglich auch an nichts mehr 
erinnern • bla auf eines, was er allerdings 
genau zu wlaaen meinte: Joachlm war der 
Fahrer des blauen Klelnbuaaea. Frage des 
Richters: 'Meinen Sie oder wissen Sie?' Po­
llzelzeuge ~ff: 'Ich bin der. Meinung 
... ' Richter Bartach unterbrach: 'Oh, Nein, 



hören Sie auf mit ihren Vermutungen. Da· 
von hatten wir heute schon genug. Ich ha­
be keine Fragen mehr! ' Auch der dritte 
Zeuge konnte dem Richter nichts genaues 
erzählen. 

Strafanzeige erst auf 
schriftliche Anweisung 

Während des Prozesses kam auch heraus, 
daß die damals eingesetzten Polizeibeam­
ten von sich aus keineswegs die Absicht 
hatten, Strafanzeige zu erstatten. Erst im 
Dezember 84, nach einer schriftl ichen Auf­
forderung des Pollzeioberates Tschochner 
aus Hlldesheim, stellten die Gifhorner Be­
amten Strafantrag! Dieses Detail gefiel 
dem Richter Bartsch auch nicht. 

Freispruch 
Staatsanwalt Arnold aus Hannover forder­
te in seinem Plädoyer wegen erwiesener 
Nötigung 30 Tagesatze a. 30.-DM. Der 
Rechtsanwalt wies aufgrund anderer Ent­
scheidungen von Oberlandesgerichten 
nach, daß eine Nötigung gar nicht vorgele­
gen haben kann. So sagt eine Entschei­
dung des OLG Köln sinngema.ß aus, daß 
Polizeiaussagen alleine nicht ausreichen, 
wegen Nötigung zu verurt~ilen . Dazu muß 
mindestens der Genötigte als Zeuge ver­
hört werden (•Strafverteidiger 1985«, 
5.372). Richter Bartsch entschied sich fOr 
Freispruch. 

Arnold platzt 
Kaum war das Urteil gesprochen und der 
Freispruch vom Richter begrOndet, konnte 
sich Staatsanwalt Arnold nicht mehr zu­
rOckhalten: ln Richtung des Angeklagten 
heulte er: 'Das eine sage ich Ihnen: wenn 
Sie rechtskräft ig freigesprochen werden, 
dan"n lasse ich Sie vernehmen! ' Wir hielten 
es fOr sinnvoll, diese unverhOIIte Drohung 
wOrtlieh mltzuschreiben. 

ErmittlungsausschuB Hlldesheim 
clo Verein zur Förderung von KKK e.V. 

Postfach 1111 ln 32 Hlldeshelm 

Anti-Kriegs Tell 

HUF-Friedenskonferenz 
Liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter, 

wir laden Euch hiermit zur dlesjiJhrigen 
Bundeskonferenz unabh/Jngiger Friedens­
gruppen em. Sie wird am 8. und 9. Marz m 
Sargenroth bei Slmmern Im HunsrOck 
stattfinden. Was werden die zu diskutie­
renden Fragen sem ? 
Die Aktfonskonferenz der Friedensbewe­
gung hat fOr den 11.0ktober zur zentralen 
GroBdemonstration am Crulse-Misslles­
Stattonierungsort Hasse/bach Im Huns­
rOck aufgerufen. Dami t wird erstmals dte 
zentrale Großaktion der Friedensbewe­
gung an einem Statlonlerungsort stattfin­
den • eine Aktionsorientierung. die von un· 
abhängigen Friedensgruppen schon seit 
Jahren vertreten und gefordert wirde. 
Nur. mit so einem Aufruf alleine Ist noch 
nicht viel erreicht. Es wird wesentlich von 
der MobiiJslerungsarbeil unabhtingiger 
Friedensgruppen abMingen, ob die Teil­
nahme an Demonstration. Kundgebung 
und (ggf. begleitenden bzw. vorherigen) Ak· 
tionen so zahlreich und breit wird, daß von 
dort starke Impulse tor die weitere Hand· 
lungsflihigkelt der Friedensbewegung aus· 
gehen und wieder Druck in Richtung AbrO­
stung und Entmilitarisierung entfaltet wer· 
den kann. Wie konkret unser Beitrag hierzu 
aussehen kann und welche Perspektiven 
darOberhmaus wtr aufzetgen k(jnnen und 
wollen, wird eine zentra le zu beantworten­
de Frage auf der Konferenz sein. 
Im Vergleich zu '83 und auch '84 Ist es um 
den zivilen Ungehorsam relatiV ruhig ge­
worden, einmal abgesehen von Mutlangen. 
Wenn es auch in der heutigen Zeit schwie­
riger tst. k(jnnen Wlf uns letztendlich ntcht 
vor der Aufgabe drOcken, den Zivilen Unge­
horsam wei terzutragen und aufzubauen. 
Schließlich wo/fen wir doch Immer noch 
vom Protest zum (bisher leider kaum ent­
wickelten) Widerstand gegen AufrOstung 
und Kriegsvorbereitung kommen. 
ln diesem Sinne liegt es wesentlich auch 
an uns. gemeinsam mit den HunsrOcker 
Friedensaktivistinnen und ·aktivisten M6g· 

IIehkeiten tor solche Aktionen zu erkun· 
den, vorzubereiten und zu tragen. 
... Mit einer starken GroBdemonstration am 
11 10. und mit guten. nicht nur einmaligen 
Akttonen zivilen Ungehorsams k6nnte es 
uns gelingen, so in den Wahlkampf elnzu· 
greifen, daß die Friedensbewegung etne re­
ale Polarisierung bestimmt. statt ln der von 
den Parfeten betriebenen Schetnpolarls le· 
rung aufgerieben zu werden. 
Gelingt es uns. gegen die Illusionen bezOg· 
lieh eines rot·grOnen BOndnisses vorzuge­
hen und uns nicht auf die zu kurz grellen· 
den Orientierung 'Abf6sung der Rechtsre· 
glerung' einengen zu lassen. gelingt es uns 
also, die EigenstandlgkeJt und Handlungs· 
f/Jhigkel t der (unabhlinglgen) Friedensbe­
wegung zu erhalten bzw. wteder aufzubau· 
en. dann f<(jnnen wir hallen, den n61/gen 
Druck zur Störung des 
Krlegsvorbereitungs· und AutrOstungskur· 
ses zu entwickeln. 
Um diese und mehr Fragen wtrd es bei der 
kommenden Bundeskonferenz unabhtingi­
ger Friedensgruppen gehen. Deshalb sind 
alle aus der unabhtlnglgen Friedensbewe­
gung. aus (regionalen) Akttonszusammen­
htingen herzlich und dringend eingeladen, 
gememsam eine tragft1h1ge politi sche 
Handlungsperspektfve fOr die nächsten 
Monate und Jahre zu entwicklen. 
FtJr die1enigen, die schon Freitag abend 
oder Samstag bis 9 Uhr anreisen k6nnen, 
bes_teht die Mögli chkeit, an einer ca. 2-
stOndigen Busfahrt durch die Millt/Jrregion 
Hunsrück teilzunehmen. 
Das Treffen beginnt Samstag um 13 Uhr 
und findet in der Jugendherberge Sargen· 
roth bei Slmmern (Htmsrack) statt (Tel. 
06761·2500). 
Wei tere Informationen Ober das 

BUF·Büro 
Am Schwarzen Meer 67 

2800 Bremen 1 
Tel. 0421 ·4985966 
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Neue Sicherheitsgesetze 

Die nachträgliche Legalisierung 
der SPUDOK-Kartei des Landes­
kriminalamtes durch das neue 
Paket von Sicherheitsgesetzen 

Im Rahmen einer Pressekonferenz 
am 21.08.85 im Hannoveraner Land· 
tag machte die BI lüchow·Dannenberg 
die Existenz eines Spurendokumenta· 
tion$$y$tems (SPUDOK) öffentlich, 
welches das LKA Hannover speziell 
für d• Ermittlungsverfahren wg. § 129 
StGB in Sachen We~land eingerich· 
tet hatte. (siehe hierzu atom OktJ 
Nov. 85). 

Die wesentliche Kritik der BI war 
damals, daß die Polizei und Staats· 
anwaltschaft mit diesem Computerpro· 
gramm eine Vielzahl von unbewer~ten 
Daten sammelt, die zum Zeitpunkt 
ihrer Speicherung jedoch noch in kein· 
em konkreten Zusammenhang zum 
Ermittlungszweck • der Erfoi'1Chung 
von Straftaten • stehen. Z.B. Feststel· 
lu119tn zu Fahrer und Halter von PKW's 
bei Verkehrskontrollen, die Eigenschaft 
als Leserbriefschreiberin. Prozeßbesuch· 
er/in bei Gerichtsprozessen Im Amts· 
gericht Dannenberg, die Bereitschaft 
zur Schlafplatzvergabe und Funktionen 
innerhalb der Bürgerinitiative. 

Diese präventive Datensammlung 
sollte es der Polizei ermöglichen einen 
Oberblick über politische Strukturen 
und persönliche Beziehungen in rele­
vanten Gruppen aus dem Landkreis, 
als auch über Ihre Verbindungen zu 
anderem Städten zu gewinnen, was 
die Polizei im Augenblick mit dem Vor· 
wurf der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung auch substantiiert und 
vielleicht folgenreich ausnutzt. 
Die damalige Veröffentlichung löste ins­
besondere auch eine Auseinanderset· 
zung über die Rldltsgrundlagen einer 
solchen präventiven Datensammlung 
aus. 

NIICh Meinung der BI·Anwil1111m Er· 
mittlunguuiiChuss gib es für die 
SPUDOK-Datensa'nmlung ln der Form 
keine Recf'ltsgrundtage. 

a. Nach § 9 des niedersächsischen 
Datenschutzgesetzes ist das Speichern 
personenbezogener Daten dann zuläs· 
sig wenn dies zur rechtmäßigen Er· 
füliung der in der Zuständigkeit der 
speichernden Stelle liegenden Aufgaben 
erforderlich ist. Die Speicherung darf 
oor die unabdingbar notwendigen Da­
ten erfassen und zudem unter Beach-
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tung des verwaltungsrechtlichen Prinzips 
der Verhältnismäßigkeit und des 
schmerzlosesten Eingriffs. 

Diese Generalklausel aus dem Taten­
schutzrecht bildet somit für sich allein 
keine Rechtsgrundlage, sondern verweist 
auf den Ermittlungsauftrag der Poli· 
zei, der Erforschung von Straftaten. 

b. Dieser Ermittlungsauftrag kommt 
einmal im § 163 ~ Strafprozeßord· 
oong rom ~~ruck, m~ dems~ 
Innenminister Möcklinghoff in seiner 

Rede im H.anoveraner Landtag stän· 
dig rechtfertigte. Dort steht lediglich: 
"Die Behörden und Beamten haben 
StraftJJten zu erforschen." Es besteht 
demnach für die Polizei ein Ermitt· 
l~ngsauftrag, eine Erforschungspflicht ... 
aber daß sie hierzu auch präventiv 
Daten sammeln darf, ist noch nicht 
einmal in der amtlichen Kommen· 
tierung angedeutet. Und hiermit auch 
die Erfass!Jng potentieller Zeugen und 
potentieller Hinweisgeber zu rechtfer· 
tigen, gelingt wirklich nur mit einigen 
Krücken. 

c. Im ·SOG (Sicherheits· und Ord· 
nungsgesetze) im § 3 sind die Auf· 
gaben der Polizei ähnlich formuliert. 
Danach darf die Polizei eingreifen zum 
Zwecke der • Gefahrenabwehr 

der Erforschung von .Straftaten. 
Das Gesetz verlangt für einen poli· 
zeilichen Zugriff oder Eingriff eine 
konkrete Gefahr und damit eine erkenn· 
bare nicht entfernte Möglichkeit eines 
Schadenseintriits. 

Auch diese Generalklausel vermag die 
SPUDOK·Datenbank nicht zu recht· 
fertigen, denn es ist nicht e~en~ar, 
welcher konkreten Gefahr m1t e1ner 
solchen Speicherung entgegengetreten 
werden soll. lediglich weit entfernte, 
gedanklich mögliche Gefahren sind zu 
unkonkret und abstrakt. 

Diele kumn Herleitungen der e-tz· 
Iichen Grundlagen eiMr Speictt.ung 
zeigen bereit~ deudic:h auf, dlß es 
IetztendUchit d...,f .. omm8rl wird, 
wie ko'*ret der inhaltliche Bezug 
der lnfonnation zu einer Stnftat sein 
muß. 

Kann die Polizei es rechtfertigen, 
alle Zugreisenden nach West·Berlin zu 
speichern, oor um zu ergründen, wer 
wie oft Ins sein Wochenendhäuschen 
nach Lüchow fährt. 

Dürfen Fahrer von PKW's bei Ver· 
kehrskontrollen gespeichert werden, nur 
um bei einem späteren Falschparken 
dem Halter mal entgegenhalten zu 
können daß er nach "offiziellen ln· 
formati~nen" bisher immer selbst seinen 
PKW gelenkt hat und ihn anscheinend 
nie verleiht und er deshalb derjenige 
gewesen sein mußte, der falsch geparkt 
hat. 

Dürfen alle Mitglieder der CDU 
gespeichert werden, oor um sie sp.äter 
mal fragen zu können (~tenti~lle 
Hinweisgeber) ob sie auch über e•ne 
Geldwaschanlage an ihre Partei ge­
spendet haben. 



AusLiebe 
zu Deutschland 

---------
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Die offiziellen Reaktionen auf die 
von der BI eingeleitete auch jurische 
Dilku•ion zeigten auf, wie unklar 
auch dem looenministerium die 
Rechtsgrundlage ist. 
Das Innenministerium verwies darauf, 
daß diese SPUDOK-Kartei in Absprache 
mit ihrem Datenschutzbeauftragten (der 
ehemals Leiter des Polizeiamtes des 
LKA-Hannover war) Thebart einge­
richtet worden sei, was dieser aller· 
dings einige Tage später energisch 
bestritt. Thebart, übrigens hier im 
Einklang mit der Riege der Datenschutz· 
beauftragten der Länder, meinte sel­
ber, daß die Erfassung vo_n Daten, 
die nur möglicherweise mit emer Straf· 
tat in Verbindung gebracht werden 
könnte, ohne daß ein konkreter Tat· 
verdacht bestehe, juristisch nicht un· 
problematisch sei. 
Im nächsten Awmzug forderte er daoo 
die Landesregierung auf, doch im 
Rahmen einer fälligen Novellierung des 
Polizeirechts die entsprechenden Ge­
setzesgrundlagen zu schaffen. 
Möc:klinghoff stellte sich dann im 
Hannoveraner Landtag selbst a ... Red­
nerpult und wies jegliche Kritik an dem 
vom § 163 STPO doch eindeutig le­
galisier18n SPUDOK-System zurück . 

VermutJich war Möcklinghoff zu 
diesem ZeitpUnkt bereits darüber in· 
fonniert daß die Bundesregierung einen 
neuen §• 163 d STPO plant, der derlei 

Datenwildwuchs legalisiert. 

Mit 7 neuen Sicherheitsgesetzen 
intendiert die Bundesregierung 
derzeit eine tiefgreifende Korn· 

petenzerweiterung der Sicher· 
heitsbehörden. 

Soweit den derzeitigen Presseberich· 
ten zu entnehmen ist, werden in den 
nächsten Wochen Änderungen folgen· 
der Gesetze durch den Bundestag 
laufen: 

1. Straßenverkehrsgesetz 
Regelung des Zugriffs der Polizei 
auf die Daten im zentralen Verkehrs· 
register Flensburg 

2. Bu ndesverfassungsc:hutzgesetz 
Ausweitung der Datensammlungskompe­

tenz des Verfassungsschutzes bei ver· 
fassungsfeindlichen Bestrebungen 

3. Zuummen.-beitsgesetz 
Möglicher Austausch von Information· 
en zwischen Verfassungsschutz, MAD 
und BND und der Polizei. 

4. Strafpronßordnung 
Einführung des § 163 d StPO und 
damit die Ermöglichung der Einführ· 
ung neuer Datensammlungen der Polizei 

5. Bundesdatenschutzgesetz 
Der Verfassungsschutz muß keine Aus· 
kunft mehr über die dort gespeicherten 
Daten geben. Eingrenzung der Kontroll· 
befugnisse der Datenschutzbeauftragten 

6. Personalausweisgesetz 
Einführung eines fälschungssicheren und 
maschinenlesbaren Personalausweises 

7 . SOG · Sicherheits· und Ordnung~-
gesetze 

Erweiterung der Eingriffskompetenzen 
der Polizei bereits im Vorfeld von 
Straftaten. Regelung von Sammlung 
und Weitergabe von Daten durch die 
Poliz.ei und der Einrichtung neuer 
Datensysteme. (Der Entwurf für ein 
Hamburger SOG wurde in der TAZ 
v. 17.12.85 veröffentlicht.) 

Es ist im Moment eine unmögliche 
Aufgabe, diese Gesetze mit ihren 
praktischen Auswirkungen Insgesamt 
zu erfassen. 

Die Diskussion hierüber läuft gerade 
erst an, die Entwürfe bzw. Gesetzes· 
vorlagen werden stetig verändert. Einige 
rote Fäden lassen sich in diesem Ge­
setzespaket aber bereits sehr deutl ich 
erkennen. 

Die Ermittlunglbehörden werden 
umfanend befugt, ihre AJbeiten nun­
mehr auch mit Hilfe modernster Com­
putertechnik bzw. Datenelektronik ver­
richten zu können. 
Bisher nur punktuell an die Öffent­
lichkeit gedrungene Beispiele einer Ras­
wrfandung werden wohl in Zukunft 
zum gewohnten Instrumentarium eines 
jeden polizeilichen Sachbearbeiters wer­
den. 
- Bereits 1977 wurde bekannt, daß 
im Rahmen der Schleyer-Fahndung alle 
jugendlichen Bahnreisenden in die franz· 
hösische Hauptstadt über mehrere 
Wochen hinweg registriert wurden, um 
über Mehrfachmeldungen Hinweise auf 
den Kurier zu erhalten 
- Oder die in der Öffentlichkeit um· 
strittene Aktion in Rheinland - Pfalz, 
wo einmal alle Kraftfahrzeuge, die 
in einer bestimmten Zeit eine be· 
stimmte Straße befuhren, in einer 
neuen Datei erlaßt wurden. 
· Viele werden sich auch noch an 
bekannte Fahndungsmethoden auf dem 
Höhepunkt der Terroristenhetze erin· 
nern, als die Polizei über Datenab· 
gleich herausbekommen wollte, wo 
die RAF konspirative Wohnungen an­
gemietet hat. Hierzu wurde registriert, 
wie jemand seine Miete zahlt, wie 
Strom und · Gas bezahlt werden, ob 
bereits für einige Monate im Voraus 
und ob sich die Wohnung auch in einem 
anonoymen Hochhaus befindet. 

Das Abgleichen dieser Daten setzt 
natürlich auch voraus, daß eine Un­
menge von Daten Unverdächtiger vor­
erst gespeichert werden. 
Und dies alles w11 streng genommen 
bisher gesetzeswidrig. 
Denn die Speicherung der Daten von 
Millionen von Unverdächtigen Personen, 
nur um einen Straftäter aus dieser 
MBS$8 Herauspicken zu können, war 
mit den Begriffen Erforschung von 
Straftaten" bzw. " Gefahrenabwehr" 
nicht zu rechtfertigen. 
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Zudem hatte das Bundesverfassungs· 
gericht im sogenannten Volkszählungs· 
urteil 1983 den Begriff des mforma· 
tionellen Selbstbestimmungsrechts ge· 
pragt, auf das 1ede/r Burger/in Anspruch 
hat 
Emfach ausgedruckt, ich kann bestim· 
men, ob jemand meine personliehen 
Daten erfaßt und speichert und gegeben· 
enfalls deren Löschung beantragen, 
sofern mcht höherwenige Interessen, 
etwa konkrete Straftatenermittlungen 
oder Sicherheits interessen dagegen ste· 
hen. 
Dies war mehr als ein Rippenstoß fur 
den Gesetzgeber, die nunmehr voll· 
ends 1ns Licht der l llegalitat gestellte 
polizei liche Date nsammlu ngspraxis nun 
zu entkriminalisieren. Dies soll nun 

geschehen durch z.B. den neuen 
§163 d Strafprozeßord nung. 

der nunmehr die Einrichtung von Daten· 
sammlungen rechtfertigt, sobald damit 
Ermittlungen erfolgve~prechend er· 
schemen. 

ln der Praxis wird sich mit derart 
vagen Formulierungen wie "wenn Tat­
sachen die Annahme rechrfcrtigen" 
und "Verhältnismäßigkeit der Mit 
tel zur Bedeutung der Sache" jede 
polizeiliche Datenbar.k rechtfertigen. 
Uber d1e Loschung von Daten soll auch 
was 1m Gesetz stehen (Papierverschwen· 
dung). dies soll namlich dann passieren, 
wenn diese Daten fur das Ermittlungs­
verfahren nicht mehr gebraucht werden. 
Und damit die Polizei auch genug 
O<Jtcn erfassen kann, w urde ein ma­
sd1menlesbarer Personalauswels fäl­
chungssrcher. krericrt. 
Wenn also bei einer Grenzkontrolle 
em solcher Ausweis automatrsch gelesen 
w1rd um festzustellen, ob etwa gegen 
diese Person ein Haftbefehl vorliegt, 
darf drese Anfrage unter Umständen 
vom Symstem registriert und auf· 
bewahrt werden. 
scheiterte dre Sammlung solcher ln­
formatronen bei normalen Verkehrskon· 
trollen bisher daran, daß dem Staat 

• •••• dte Ausstattung der rund 20.000 poli· 
ze11ichen Stretfenwagen mit Lesegeraten 
zu kostsptelig erschien, so wir<.. nun 
mit dem § 163 d der StPO zummdest 
erst einmal die Sammlung solcher An­
haltemeldungen auf konventtonelle Art, 
also unabhangig von emer maschinel­
len Erfassung legalisiert. 



Etwa: Welche PKWs sind am Tag X 
nach Lüchow Dannerberg gefahren, 
welche PKWs stehen regelmäßig oder 
bei einer bestimmten Veranstaltung vor 
dem Cafe Grenzbereich ... 
ln Zukunft gilt also jedes ZUJ~mmen· 
treffen mit einem Pollzeibeamten, Zoll 
oder BGS-Beamten als potentielle Ein· 
tpelcherung in eine Datei. 
Die jeweiligen länderentwürfe des SOG 
regeln daM den konkreten Umgang 
der Polizei mit den Daten im Hin· 
blick auf ihren Ermittlungsauftrag. · 

Der Hamburger SOG·EntwJJrf sei 
beispielhaft abgedruckt: 

(1) Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, daß eine der in § 100 a be· 
zeichneten Straftaten begangen worden 
ut, so dürfen die anliißlich einer Per­
sonenkontrolle angefaUenen Daten Qber 
die Identität von Per.ronen sowie die 
Um.rtände ihre.r Antreffen.r in einer Da· 
tel ge.rpeichert werden, wenn Tauach· 
en die Annahme rechtfertigen, daß die 
Verarbeitung der Daten zur Ergreif· 
ung des Täten oder zur Aufklärung 
der Straftat führen kann und die Maß· 
nahmen nicht außer Verhältnt.r zur 
Bedeutung der Sache .rtehen. 
(Anmerkung der Redaktion: Die in 
§ 100 a genannten Straftaten .rind 
Frleden.rve"at, Hochve"at, Gefährdung 

des demokratischen Recht.r.rtaates, 
Lande.rverrat, Gefährdung der äußeren 
Sicherheit, Straftaten gegen die Landes· 
vertetdlgung und die IJ{fentllche Ord· 
nung, An.rtiftung oder Beihilfe zur 
Fahnenflucht oder An.rtiftung zum Un· 
gehorsam, Straftaten gegen die in der 
Bundeirepublik .rtationierten Truppen 
der nichtdeut.rchen Staaten des Nord· 
at/Jzntikvertrage.r oder der im Land 
Berlin anwesenden Truppen einer der 
drei Ma'chte, Geld; oder Wertpapier­
fälschung, Menschenhandel, Mord, Tot· 
schlag, Völkermord, Straftaten gegen 
die per.rönliche Freiheit, Raub, Er· 
preuung, gemeingefährliche Straftaten 
Mch dem Waffengesetz oder dem 
Ge.retz Qber die Kontrolle von Kriegs· 
waffen und gewerbsmäßig oder als Mit· 
glied einer Bande begangene Straf· 
taten nach dem "Betäubungsmittel· 
ge.retz. 

Bereits Im Vorfeld einer Gefahr kann 
dann präventiv erfaßt und ermittelt 
werden. Und ob eine Gefahr bevor· 
steht und von wem sie ausgeht, be· 
stimmt die Polizei. 
Die Polizei definiert dann die poten· 
tielien Rechtsbrecher. 
Arrtif•chii1Bn, die lieh dem aufkeim­
enden Neofaschismus en1gegenstellen, 
AKW-Gegner/innen, deren Umwelt· 
schutzbewußtsein ausschlaggebendes 
Indiz für eine potentielle Tätenchaft 
• einen Rechtsbruch • dantsllt. 

Mit der Begründung, man müae 
feststellen, ob sich etw• ereignen 
könnte, darf dann zukünftig alles 
gemacht werden. 
Wurde nichts gefunden, weil es nie· 
etwas gab, hat man zumindest einen 
guten Oberblick über politische Gru~ 
pen undregionale Beziehungsstruktur· 

en erhalten, der im Rahmen des Zusam· 
rnenarbeitsgesetzes dann auch anderen 
Behörden zur Verfügung gestellt 
werden kann. 
Angesichts solcher Gesetzesmaterialien 
würde kein Jurist mehr die SPUDOK· 
Datei als rechtswidrig bezeichnen. Es ist 
die nunmehr fast vollstreckte nach· 
trägliehe legalislerung eines "zukunfts· 
weisende Pilotprojektes der Polizei", 
welches den Betroffenen die Augen 
öffnen kann über den Charakter der 
deutschen Sicherheitsbehörden. 

Man kann es auch rechtsstaatlich 
ausdrücken: "Durch eine gesteigerte 
Informationssammlung erhöhen sich 
sicher die Chancen der Polizei zur Ver· 
brechensbekimpfung. Nur wird der 
Preis 
dafür unter Umständen zu hoch. Ein 
Klima der Beobachtung und Regis· 
trierung 110n allem und jedem be­
schwört dann ganz neue Gefahren für 

den Rechtsstaat auf." (Hans Peter Bull, 
ehemaliger Datenschutzbeauftragter in 
Hamburger Rundschau 03.01.86) 

Krumme aus der FR spricht davon 
einem "Frontalangriff auf Bürgerrrech· 
te", der Datenschützer Simitis be· 
schwört den Anfang einer neuen Ge· 

heimpolizeiherauf. sogar der der· 
zeitige Bundesdatenschutzbeauftragte 
Baumann kündigte massive Kritik an 
allen Einzelgesetzen en. Nach ihm 
geht die Speicherung von Personendat· 
en im Rahmen· einer Schleppnetz· 
fahndung viel zu weit. 

Vielleicht müssen wir uns in Zu· 
kunft daran gewöhnen, daß polizei· 
liehe Beobachtungen ungeordnet durch 
ein Terminal vor Ort an das LKA 
und das B KA abgespeichert werden. 
Und das mit der daM dort gespeicher· 
ten Fülle von Informationen daten· 
technisch analysiert wird und über 

Suchbegriffe Abgleichungen und Korn· 
binationen vorgenommen werden kön· 
nen. 
Ein Druck auf die Taste und der Druck· 
er erstellt dann eine Liste mit Person· 
en auf, die am Tag X die Bundesstraße 
nach Danneoberg gefahren sind. 
Ein Druck auf eine Taste und es wird 
eine Liste aller unterzeichnenden Per· 
sonen des Gründungsaufrufs der 
"Kriminellen Vereinigung" Wendland 
e. V. erstellt. 

Taucht eine Person in beiden lis· 
ten auf, liegt bereits ein Indiz für 
eine mögliche Beteiligung am Wider· 
stand gegen Zwischenlager und End· 
Iager in Gorleben vor und vielleicht 
auch für eine Teilnahme an der kriml· 
nellen Vereinigung, die Staatsanwalt 
Müller in lüneburg derzeit zusammen· 
bastelt. OieSes Indiz muß erst einmal 
widerlegt werden. 

Derlei Ermittlungsmethoden und 
auch derart ausgeweitete Kompetenzen 
erinnern an Obrigkeitsstaatliche Struk· 
1Lintn aus der Zelt des Nationalsozialis­
mus, in der die Opposition grau•m 
registriert, verfolgt und zenchlagen 
wurde. 

Der Gesetzgeber der BRD hat in 
der Nachkriegszeit BUidriickUch die 
nachrichtendienstliche Tätigkeit 
verdeckte Ermittlungen, Datet.."m­
lungen ohne kor*reten Tätverdlcht • 
von der Tätigkelt der Polizei, die mit 
mit Exekutivrechten ausgestattet Ist, 
getrennt. 
Mit der beschriebenen Kompetanzer· 
weiterung der Polizei sowie der Daten· 
austauschmöglichkehen zwischen BND, 
MAD, Verta.ung~~chutz und Polizei, 
wird diete Trennung aufgehoben und 
die Verfolgungamöglichkeiten des 
S1aates umfassend etweitert. 

Rechtsanwälte im Ermittlunp­
ausschuß Gorleben 15 



Druck 
auf Drucker 

Staatsanwalt.chaftllcher und polizeilicher Beliebtheit erfreut sich seit Jahren 
die G6ttlnger Firma AKTIV·DRUCK. ln der letzten Zelt haben sich die Aktionen 
gegen den Altematlv·Betrleb unangenehm veratlrttt. Zwischen Anfang 1982 und 
Ende1985 wurde AKTIV·DRUCK uchs Mal durchsucht; fünf Mal waren neben der 
Druckerei auch die Wohnrlume des Kollektlv·Mitglleds P. betroffen. 
Jedesmal kam es bel den Razzien zu mehr oder weniger umfangreichen B• 
schlagnahmungen, fast jedes Mal wurden Ermittlungsverfahren gegen Aktiv· 
Drucker eingeleitet - 14 an der Zahl sind es bis heute. 

Die vorläufig letzte Razzia gab es Im No­
vember 1985. Dabei lagen gleich zwei 
DurchsuchungsbeschiOsse vor, belde 
wiederum mit Ermittlungsverfahren ge­
gen P. begrOndet. Einmal ging es um ein 
AnkOndlgungsplakat zu den · "Antlfa­
Wochen", das ln einer Montage u.a. Bun­
desadler und Hakenkreuz zeigt (Verun­
glimpfung des Staates und seiner Orga­
ne), das andere Mal um ein Info, durch 
das sich bekannte und berOchtlgte GOt· 
tlnger Zlvls beleidigt fOhlten. 
VIer Ermittlungsverfahren sind bisher zur 
Anklage gekommen: 
- " Beihilfe zur Amtsanmaßung" wegen 

eines Flugblattes der Gewaltfreien Ak· 
tlon. Der Prozeß fand Anfang 1983 statt 
und endete ln erster Instanz mit einer 
Geldbuße von 500 DM gegen P. ln der 
Berufung (November 1983) wurde P., 
obwohl nur. wegen Belhilfe angeklagt, 
wie der "Haupttäter" zu 6 Monaten 
Knast verurteilt, die Strafe auf 3 Jahre 
zur Bewährung ausgesetzt. 

- " Beleidigung" und "Verstoß gegen das 
Fernmeldeanlagengesetz" wegen Pu­
bltxatlonen Im Rahmen der weit Ober 
GOttlngen hinaus bekannt gewordenen 
"SPUDOK-Aff.alre". P. wurde Anfang 
1983 rechtskräftig f reigesprochen, da 
das Gericht den fOr eine Verurteilung 
erforderlichen Nachwels fOr eine Bel· 
hllfe nicht erbracht sah. 

-"Billigung von Straftaten durch Ver­
breiten von Schriften" wegen des 
Atomkraft-Nein Danke-Kalenders 
1985. 
ln dieser Sache gab es 14 Ermittlungs­
verfahren gegen mutmaßliche Mitglie­
der des GOttlnger AK gegen Atomener­
gie, des Vereins fOr eine umweltge­
rechte Energlepolltlk, des Gegenwind· 
Verlags und von Aktiv-Druck. Alle diese 
Verfahren wurden eingestellt - nur 
das gegen P. · nlchtl 
Im Januar gab es ln diesem Prozeß ei­
nen Freispruch, da P. nicht nachgewie­
sen werden konnte, daß er selbst den 
Kalender auch gedruckt hatte. 

- "Öffentliche Aufforderung zu Strafta­
ten" wegen des Tag-X Plakates. Der 
Prozeß - außer gegen P. noch gegen 
zwei AtomExpress·Redakteure - läuft 
noch, nachdem er Im ersten Anlauf ge-
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platzt war und fOr die nächsten Monate 
neu angesetzt Ist. 

Die Beschuldigung des angeklagten 
Druckers wird Immer wieder Ober eine 
Belhilfekonstruktion hergeleitet. 

"Beihilfe Ist die einem Täter vorsitz­
lieh geleistete Hilfe zur Begehung el· 
ner rechtswidrigen Tat." STGB § 2A(1) 

Es muß also ln jedem Fall ein Vorsatz 
nachgewiesen werden, konkret, es muß 
eigentlich bewiesen werden, daß der an­
geklagte Drucker den Inhalt des jewelll· 
gen Druckwerkes gekannt hat und sich 
zweitens Ober die Rechtswidrigkelt des 
Inhalts Im Klaren war. Bel bOrgerliehen 
Druckerelen kommt die Staatsanwalt· 

Ktiv-Druc. 
schaft erst garnicht auf die Idee. Dort 
wird davon ausgegangen, daß die Drucke­
rei die Auftrage ohne eigenes Interesse 
abwickelt, egal was, um Geld zu verdie­
nen. Da den bOrgerliehen Druckereien 
kein Interesse am Inhalt unterstellt wird, 
wird auch nicht angenommen, daß sie 
den Inhalt kennen. Bel AKTIV-DRUCK da· 
gegen Ist alles anders. Hier wird von einer 
linken "Gesinnung" ausgegangen, d.h. Im 
staatsanwaltliehen Denken, daß ein lln· 
ker Drucker alles, was er druckt, vorher 
gelesen hat und unterstatzt Eine phäno· 
menale politische Bandbreite: von der Ge­
waltfrelen Aktion bis zur RAFt 
Indizien fOr die Gesinnungstäterschaft 
leitet die Staatsanwaltschaft z.B. aus 

dem geringen Lohn des Druckers ab, aus 
Prozeßerklärungen und Dokumentations­
f lugbtattern. Inwieweit die Grundannah­
me, daß der Drucker tatsachlich vorsatz­
lieh gehandelt hat, während eines Prozes· 
ses wirklich nachgewle.sen werden muß, 
um zu einer Verurteilung zu fOhren oder 
Inwieweit diese Annahme vom Gericht als 
selbstverständlich angesehen wird, bleibt 
dem jeweiligen Gutdanken des Gerichtes 
Obertassen. So hat ein Richter P. zweimal 
freigesprochen, da "der erforderliche 
Nachweis nicht erbracht werden konnte", 
" trotz erheblicher Zweifel", eine andere 
Richterin dagegen begnOgt slcn mit der 
lapidaren Feststellung, daß der Angeklag· 
te von dem Inhalt gewußt hat - schließ· 
llch kannte er den sogenannten " Hauptta­
ter" schon länger und hat den Auftrag 
persOnlieh angenommen (beides wurde 
nicht bewiesen). Bel diesem Urteil (sechs 
Monate Freiheitsstrafe) wurde bel der 
Strafzumessung die HOhe der Strafe da­
mit begrOndet, daß die " Beihilfehandlung 
die Haupttat Oberhaupt erst ermöglicht 
hat". KunststOck-waren die Inkriminier­
ten Druckwerke nicht gedruckt worden, 
wären sie schließlich Oberhaupt nicht exl· 
stent. 
Die Schwelle fOr neue Durchsuchungen 
und die Einleitung neuer Ermitt lungsver· 
fahren wird zunehmend gesenkt. Wie aus 
den verschiedenen Ermittlungsakten her· 
auszulesen Ist, Ist die Druckerei und Ihr 
Inhaber in Göttinger Bullen- und Justiz­
krelsen und auch z.B. Im Landkreis 
LOchow-Dannenberg und Braunschwelg 
Inzwischen so bekannt, daß die BegrOn· 
dung von Ermittlungsverfahren oder 
DurchsuchungsbeschlOssen vOIIig pro­
blemlos scheint! 
Was sagte doch noch der Richter Im letz· 
ten Prozeß (Februar 86) zum Angeklagten 
ln der tlrteilsbegrondung: er wOrde Ihm 
fDr die Zukunft doch den guten Rat geben, 
sich die Sachen, die er druckt, genaue' 
anzusehen. Vorzensur?! Die berOhmte 
Schere im Kopf! Es ist allzu offenslcht· 
lieh, daß die Staatsanwaltschaft gerne 
plattwalzen wDrde, ein Stock linker Infra­
struktur zerschlagen will und sich einzel· 
ne PersOnliehkelten versucht herauszu· 
greifen um zumindest diese auszuschal­
ten! 
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Weckersdorf 

10. Dezember 1115: Start8Chul fOtdie Ro­
dung 
Der 22. Senat des Bayrlschen Verwal· 
tungsgerlchtahofes ln MOnehen verwirft 
den von vier Anliegern beantragten Erlä& 
einer einstwelligen Anordnung gegen den 
WAA·Bebauungaplan und gibt damit den 
StartschuB fOr die Rodungaarbetten des 
WAA-Getlndea. 
11. Duember. 1. Rodungstag 
Die Rodung des weit Ober 100 ha großen 
WAA-Gelandes beginnt, ermöglicht durch 
ein maaalvea Pollzelaufgebot. Eine polt· 
zelllohe Abriegelung des Rodungsplatzes 
wird von ca. 100 WAA.Qegnerllnnen 
durchbrochen, denen es gelingt, den 
Platz zu atormen und die Arbeiten fOr eine 
halbe Stunde zu blockleten; dann werden 
sie von der Polizei vom Platz getragen und 
gezerrt. Ein Blockterar wird verletzt, zwei 
werden festgenommen. At> Mittags krel· 
sehen die Motorslgen, ungehindert fAllt 
Baum um Baum, werden die Arbeiten 
durch einen dichten Sperrkordon der Polt· 
zel geschOtzt. 
12. Dezember: 2. . Aoclung.teg 
Es kommt zu wiederholten StOraktlonen, 
so zu Blockaden der Zufahrtswege durch 
die rd. 2oo atlndlg anwesenden WAA· 
Gegner/Innen. Die Polizei greift brutal ein, 
ale schlAgt und schleift die Leute auseln· 
ander. Es gibt Verletzte und 50 Featnah· 
men. 
Einer der vier Kflger gegen den Be­
baungaplan erlebt einen tagelangen Tele­
fonterror. U.a. werden Ihm anonym Mord • 
u.nd Brandstiftungsdrohungen gemacht. 
18. Duember. a. Rodungsteg 
Die nochmals erhebfleh veratlrkte Polizei 
nimmt 70 Leute fest. Dabei geht sie be­
sonders brutal gegen Frauen vor. BAume 
und Straßen ~den besetzt, Rodungs­
fahrzeuge blockiert. 
14. Deamber: Groedemo und HOt1enbau 
-40 000 Menschen demonstrieren gegen 
die WAA. Die Polizei behindert die An· 
fahrt der Demonstranten und Oemon· 
strantlnnen,Autokonvola werden ge­
stoppt und durchsucht, Zufahrtsatra8en 
zum Kundgebungsplatz ln Schwandorf 
gesperrt. Am Nachmittag sammeln sich 
die AKW.Qegnerllnnen am Rande des Ta· 
xOidemer Forstes und ziehen dorthin, wo 
drei Tage zuvor die ersten BAume gefallen 
sind. Auf dem Rodungsgelinde entsteht 
ein HOttendorf mit Ober 50 Holzhlusern, 
entl!lng einer Bahnlinie auf Waldwegen 
Materlalblockaden. Die Polizei hllt sich 
zurock. 
C& 2 000 Besetzer/Innen bleiben Ober das 
Wochenende Im HOttendorf, sie werden 
von zahlreichen BOrgern und BOrgerinnen 
aus der nlheren Umgebung mit Lebens· 
mlttetn versorgt. 
11. Dezember: Rlumung 
3 700 Poltzisten und BGSier rlumen das 
verbarrikadierte HOttendorl; auf dem 
Platz befinden steh noch ca. 1 000 Leute, 
sie werden eingekesselt. 869 Leute wer· 
den vonluflg ln Gewahrsam genommen, 
gegen rd. 170 von Ihnen soll Strafanzeige 
wegen NOtlgung oder Widerstand erho­
ben werden. 
Die Polizeistrategen hatten steh bel der 
Vorplanung dieser bisher gr08ten Ge­
wahrsam • und Festnahmeaktfon ln der 
Nachkriegsgeschichte der bayrlschen Po­
lizei verkalkuliert: die Beamten des Erken· 
nungadlenates, die die 869 abgefOhrten 
Platzbesetzer/Innen ED behandeln moa­
sen, kommen nicht nach, dabei arbeiten 
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sie schon Im Akkord. Die Abtranaportler· 
ten stauen steh ln den Sammelstellen. So 
dauert die Platzrlumung dann auch 14 
Stunden lang, erst gegen Mittemacht Ist 
der letzte der 869 AKW.Qegnerllnnen ak· 
tenkundlg. 
WAhrend die Rlumung noch ln vollem 
Gange Ist, setzen ab Mittag Waldarbeiter 
die Rodungaarbetten Im TaxOiderner 
Forst fort. Die HOtten werden von BGS • 
Spezialeinheiten zerstört. 
Am Abend demonstrieren mehrere 100 
WAA.Qegner/lnnen auf dem Schwandor· 
fer Marktplatz gegen die Platzrlumung. 
Es kommt zu Auseinandersetzungen, als 
Streifenwagen der Polizei blockiert wer· 
den. 

17. Deamber. Dlatpllna!Wffetnn gegen 
Schuhw 
Der Schwandorier Landrat Hans Schulrar 
wird disziplinarrechtlieh Oberproft wegen 
•schwerer und grob verunglimpfender 
Vorwarfee bel der WAA·Oemonstratlon 
am 14. 12. Schutrer wird-zu einer dlenstll· 
chen Äußerung aufgefordert bezOglieh 
seiner Behauptungen (die bayrlsche 
Staatsregierung verbreite • LOgen, Tau· 
schungen und Trickse Ober die WAA, »der 
Großmannssucht der CSU.Demokrature 
mo8ten Grenzen gesetzt werden ... ), die 

dann einer disziplinarrechtliehen WOrdl· 
gung unterzogen werden sollen. 
18. Dezember. Mahnwache getlumt 
Nachdem zahlreiche WAA.Qegnerllnnen 
Im TaxOielerner Forst seit Tagen und teils 
sogar seit Wochen eine Mahnwache beim 
sogenannten •Roten Kreuze aufrecht et· 
halten hatten, wird dieses Gelinde von 
einer Hundertschaff der Bereitschaftspo­
lizei geraumt. 23 Leute werden ln Polizei· 
gewahrsam genommen. Unmittelbar da· 
nach beginnen an dieser Stelle Rodung· 
sarbelten. 
20. Duember: Rodung Ober Feiertage ein­
ONteilt 
50 AKW.Qegnernnnen behindern die Ro­
dungaarbelten, Indem sie Baufahrzeuge 
blockieren, Baumstamme vernageln und 
Reifen von Polizeifahrzeugen durch auf 
den Wegen verstreute NAget beschldf· 
gen. 
Die DWK stellt die Rodungaarbetten bis 
zum 7. Januar 1986 ein. 
Zu einem Informationsbesuch kommen 
leitende Mitglieder der Pollzelgewerk· 
schaft Im Beamtenbund (POB) nach 
Schwandorf und lassen sich tn die Lage 
Im TaxOiderner Forst einweisen. Bei ein· 
em Gesprlch mit dem Landtagsabgeord­
neten Manfred Humbs kOnnen Gedanken 
Ober den wohl lAnger andaue.rnden Ein· 



Chronik 
satzder PolizeikrAtte Im WAA-Gebi,et aus­
getauscht werden. 
21. o.z.tnber: Erneut ein HOttendorf er· 
richtet 
Auf dem eine Woche zuvor gerturnten Ro­
dungsplatz wird ein neues HOttendorf 
aufgebaut. 
Die katholische Friedensorganisation 
• Pax Christi• hAlt zusammen mit dem Ar· 
bettskreis •Theologie und Kernenergie• 
neben dem WAA-GelAnde einen ökumenl· 
sehen Wortgottesdlenst, den rd. 200 
Gegner/Innen hören. 
22. DeHmber. Schw .. ma...ch 
Kathollache JugendverbAnde hatten zu 
einem Schwelgemarsch gegen die WAA 
aufgerufen. •Das Leben wAhlen • WAA 
nein!• Rund 1500 Leute beteiligen sich 
dar an. 

24. bla 2t. Dezember: Weihnachten ln 
Wackendorf 
Heiligabend: Mit 2000 WAA-Gegner/lnnen 
wird ein Gottesdienst Im Rodungsgebiet 
abgehalten. 
Ober die Feiertage kommen Immer mehr 
Leute zum HOttendorf auf dem besetzten 
Platz. Tausende kommen zu Besuch, _um 
einen Blick auf das HOttendorf zu werfen 
und die Platzbesetzer mit Lebensmitteln 
zu versorgen. Auf dem Platz wird ein Le­
bensmlttellager eingerichtet. 
27. Dezember: D .. Dorf wird weitergebaut 
Es entstehen neue Hotten und Unter-

schiOpfe, Baumblockaden auf Zufahrts· 
wegen werden verstlrkt, Graben ausge­
hoben. 80 bis 100 AKW-Gegner/lnnen 
Obernachten auf dem Platz, tagsOber sind 
es einige 100 mehr, die aus den umliegen­
den Orten hinzukommen. Auf den Schie­
nen der Bahnlinie Schwandorf/FOrth wer­
den Steinblockaden gebaut, dabei wer­
den vier Leute festgenommen. Ein GOter­
zug wird durch die Sperren gestoppt. 
ln unmittelbarer Nlhe des HOttendorfes 
pflanzen PlatZbesetzer/Innen 1000 kleine 
Flehten auf der gerodeten Fliehe. 
29. Dezember: BOrgerfNt Im HOttendorf 
Welt mehr als 3000 AKW-Gegner/lnnen, 
daruter zahlreiche Altere BOrger/lnnen, 
feiern ein BOrgerfest Im Hottendorf. Das 
Lagerleben Im •Wackerland• . Inzwischen 
ca. 66 HOtten und Zelte • wird perfektio­
niert: fOr Besucher werd~n FOhrungen or­
ganl~lert, die Verpflegung funktioniert rel· 
bungslos, for anreisende Journalisten 
existiert ein eigener Presseservice, Ober 
eine Info-HOtte werden Aktionen koordl· 
nlert. 
Die Polizei wirft aus einem Hubschrauber 
700 Flugblätter ab, in denen die Platzbe­
setzer aufgefordert werden, Straf • und 
Gewalttiter ln Ihren Reihen aus der HOt· 
tendorfgemelnschaft auszuschließen. 

1. Januar 1a84S: Sylveater Im Wackerland 
Rund 2000 WAA-Gegner/lnnen rufen ln 

Wackeradort 
der Neujahrsnacht im HOttendorf auf der 
besetzten Rodungsfliehe im Taxölderner 
Forst die •Republik Freies Wackerland• 
aus. Gleichzeitig wird 1986 zum· •Anti • 
WAA • Jahr• erklärt. 
3. Januar: Die eraten belden Haftbefehle 
Nach weit Ober 1000 Festnahmen werden 
die ersten beiden Haftbefehle erlassen. 
Den belden Mannern wird •Widerstand 
gegen die Staatsgewalt• vorgeworfen. Sie 
waren am Vortag zusammen mit 12 ande­
ren Personen verhaftet worden, als es zu 
einem brutalen ZusammenstoB zwischen 
WAA-Gegner/innen und Polizei kam. Sie 
bleiben bis zum 15. bzw. 16. Januar in U­
Haft ln der JVA Amberg. 
4. Januar: MaaMnverhaftung 
Während und nach einer Spontandemo 
von ca. 150 WAA·Gegner/lnnen vor der 
JVA Amberg werden Insgesamt 134 Per· 
sonen verhaftet und ED-behandelt. Die 
BegrOndung: •Versuch der Gefangenen­
befreiung•. 
5.Januar: Sprachr-velung 
Der Unfall ln der US.Uranfabrlk Sequoyal 
Fuels, bei dem ein Mensch starb und Ober 
100 weitere verletzt wurden, wird bekannt. 
ln den 8 Uhr und 9 Uhr Nachrichten be­
zeichnet der Bayrische Rundfunk das 
Werk noch als •Wiederaufarbeltungsanla· 
ge•. Später Ist die Rede von einer •Uran­
konverslonsanlage•. 
7. Januar: Alumung dN zweiten HOtten· 
dorfes 
Aufgrund einer Anordnung des Bayrl· 
sehen Innenministeriums wird das zweite 
HOttendorf nach 18 Tagen Bestand ge­
rAumt und dem Erdboden gleichgemacht. 
Bel Tagesanbruch beseitigen ca. 2500 Po­
lizisten und mehrere BGS.Einheiten • wie 
Zimmermann am 22. 1. auf eine Bundes· 
tagsanfrage hin bestAtlgt, wird sogar die 
Anti • Terror · Truppe GSG 9 fOr die Räu­
mung bereitgestellt , kommt jedoch nicht 
zum Einsatz • zunächst Baumblockaden 
und umstellen anschließend das gesamte 
Baugellnde. Zu der Zelt befinden sich ca. 
2000 WAA-Gegner/lnnen Im HOttendorf, 
von denen etwa 700 ln den 156 HOtten 
wohnten. Die restlichen Personen sind 
Bewohner tler umliegenden Orte, die auf 
diese Weise gegen die Raumung prote­
stieren wollen. 
Im laufe des Tages werden Insgesamt 
763 WAA-Gegnerllnnen festgenommen, 
viele weitere mossen Ihre ldentltat Ober· 
prOfan lassen. Da es sich bei den Verhaf· 
teten hauptsichlieh um AuswArtige han­
delt • die meisten Einheimischen werden 
sofort nach Nennung Ihres Wohnortes 
wieder freigelassen; nicht einmalihre Per­
sonalien werden OberprOft ·, vermuten an­
schließend viele, da6 die Polizei die Statt· 
stlken Ober den Widerstand manipulieren 
will: es soll so aussehen, als ob es sich 
bel den Gegner/Innen hauptsachlich um 
Auswärtige handelt. 
Die Rodungsarbeiten werden gegen Mit­
tag wieder aufgenommen und von nun an 
unter Polizeischutz fortgefOhrt. 
&.Januar: PlanmiBige FortMtzung der 
RodungserbeHen 
Auf dem WAA-Gelinde halten sich Im 
Laufe des Tages ca.100 Leute auf, die je­
doch nicht verhindern können, daß die 
Rodungsarbeiten planmlßlg fortgefOhrt 
werden. 
Sechs WAA·Gegnerllnnen werden beim 
Versuch, Barrikaden zu errichten, festge­
nommen. 
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BQrobeMtzung ln Gartow 
ln Gartow besetzen 20 Personen das BOro 
der •lnformatlonsstelle Bund/Land zur nu· 
klearen Entsorgung• und das der DBE 
•auf unbestimmte Zelt•, um Ihre Solldarl· 
tat mit den WAA·Gegner/lnnen ln 
Wackersdorf zu demonstrieren. ln einer 
Erklärung fordern sie •den Stopp aller Ar· 
belten am Endlager in Gorleben, Stopp 
der Rodungsarbeiten ln Wackersdorf und 
Stopp aller Atomtransporte ln das Zwl· 
schenlager Gorleben.• 
10. Januar. Spontandemo Im Tax61demer 
Forst 
Ca 1000 WAA·Gegner/innen demonstrie-
ren gegen die Rodungsarbelten. Dabei 
kommt es zu Sitzblockaden, die Jedoch 
schnell von der Polizei geräumt werden. 
Dank des Polizeischutzes kann planml· 
61g weitergerodet werden. 
Bis heute kommt es Immer wieder zu sol· 
chen und ahnliehen Vorfallen. Die Ro· 
dungsarbeiten können Jedoch nie wirklich 
behindert werden. 
Ebenfalls am 10. 1. finden in verschiede· 
nen Städten Solidaritätsdemos statt. 
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13. Januar. Blaher 13 ha Wald gerodet 
Die OWK gibt bekannt, da6 bisher 13 ha 
von dem fOr den Zaunbau notwendigen 45 
ha Wald gerodet sind. Mit dem Bau des 5 
km langen Zaunes werde nach Ende der 
Frostperlode begonnen. Da er bis zum 
Sommerbeginn fertiggestellt sein soll, 
sollen die Rodungsarbeiten noch be­
schleunigt werden. Daher wird auch an 
den Wochenenden gearbeitet. 
14. Januar. Sonntagaarbeit Illegal 
Das Landratsamt Schwandorf gibt be­
kannt, da6 es keine Sondergenehmigung 
fOr Rodungsarbeiten an Sonntagen erteilt 
hat. Dies sei noch nicht einmal beantragt 
worden. Landrat Schulrar betont: •Somit 
stellen die Rodungsarbeiten an Sonnta· 
gen einen rechtswidrigen Zustand dar, 
der noch dazu von der Polizei geschOtzt 
wird.• Das Landratsamt will Anzeige ge­
gen die beteiligten Firmen erstatten. 
18. Januar. Rechtaachutz fQr klagende 
Gemeinden 
Die Gemeinden Bruck, MaxhOtte • Haid· 
hof, Schwarzemfeld sowie leublitz erhal· 
ten vom Bayrischen Gemeindetag 
Rechtsschutz. Sie haben gegen die erste 

WAA • Tellerrichtungsgenehmigung ge­
klagt, da sie zum einen Ihr Eigentum· Ihre 

· WaldgrundstOcke · beeinträchtigt sehen. 
Wahrend des Betriebes der WAA worde 
ständig Radioaktivität frei. Zum anderen 
betrachten sie die Versorgung Ihrer Be­
völkerung mit Trinkwasser als nicht gesl· 
chert, denn die Beseitigung der WAA · Ab­
wasser seien ungesichert. 
16. Januar. Reaolutlon der Phyalker 
Über 50 Physiker der Uni Regensburg le­
gen eine Erklärung vor, in der sie sich ge­
gen den Bau der WAA wenden, da sie fOr 
die •friedliche Nutzung• OberfiOsslg ist 
und auch das Atommollproblem mit Ihrer 
Hilfe nicht gelOst werden könne. Weiter· 
hin weisen sie auf die Möglichkelt hin, mit 
Hilfe der WAA waffenfähiges Plutonium 
zu erzeugen. Die Resolut ion wird von ln· 
sgesamt 173 Personen des Fachbereichs 
Physik der Uni Regensburg unterzeichnet. 
19. Januar. Symbollache Platzbeaetzung 
Im Anschluß an einen Waldspazlergang, 
an dem steh ca 2000 Personen beteiligen, 
tOhren etwa 500 Leute eine symbolische 
Platzbesetzung durch. Dabei errichten sie 
drei HOtten. Zu Auseinandersetzungen 
mit der Polizei kommt es, als diese ver· 
sucht, den Bau weiterer HOtten zu verhln· 
dern. 
20. bis 25. Januar. Bundesweite Aktion· 
stage 
Trotz der bundesweit ausgerufenen Ak· 
tlonstage können die Rodungsarbeiten Im 
TaxOiderner Forst nur kurzfristig gestört 
werden, als am ersten Tag rd 40 Leute fOr 
kurze Zelt die Anfahrt der Baufahrzeuge 
zum WAA-Gelinde blockieren. Dabei wer­
den drei Personen wegen Nötigung fest­
genommen. Insgesamt werden während 
der Aktionstage ca 40 WAA· 
Gegener/Innen verhaftet, davon allein 30 
am Abschlu6tag. 
21. Januar: Der Parlamentarische Unter· 
suehungaauaschuB nimmt seine Arbeit 
auf. 
Der von der bayrlschen SPD beantragte 
Parlamentarische Untersuchungsaus­
sehuB zur WAA nimmt Im Bayrischen 
Landtag seine Arbeit auf. Die SPD will 
wissen, ob die Bayrlsche Staatsregierung 
der DWK finanzielle Vorteile eingeräumt 
hat. Im Hinblick auf die hohe Arbeltsloslg· 
kelt Im Landkreis soll der AusschuB wei­
terhin die Frage beantworten, was fOr 
Maßnahmen die Landesregierung getrof· 
fen habe damit während Bau und Betrieb 
der WAA hauptsachlich einheimische Ar­
beitskräfte beschäftigt werden und ob Al· 
ternatlven zur Arbeitsplatzbeschaffung 
Ins Auge gefaBt wurden. Urspronglich 
umfaBte der Fragenkatalog der SPD 16 
Fragen, von denen jedoch 9 vom Bayrl­
schen Verfassungsgerichtshof als unzu· 
lässig eingestuft wurden. Daraufhin redu· 
zierte die SPD den Katalog. 
SubuntJmehmen an Rodungsarbeiten be­
teiligt 
Bel einer Pressekonferenz der BI erklärt 
Ihr Sprecher, daB sich mittlerwelle 6 Su· 
bunternehmen an den Rodungsarbeiten 
beteiligen wOrden. Zum Tell kamen sie so­
gar aus dem norddeutschen Raum (Ver· 
smold, Holzmlnden und GOtersloh). Sogar 
Schweden seien an der Rodung beteiligt. 
Da das Holzmlndener Subunternehmen 
lediglich 15 Mlnner aus dem Landkreis 
beschäftige, könne von einer nennens­
werten Entlastung des Arbeitsmarktes 
nicht gesprochen werden. 
ln der Nacht kommt es Im Raum Regens-
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burg erneut zu einem Erdbeben der StArke 
3. Die Selamologen werten es als Nachbe­
ben des Bebens Im Dezember. 
27. Januar: Plutoniumproduktion ln Kart• 
ruhe 
Der technische Vorstand der DWK erkllrt, 
daß die Versuchs • WAA ln Karlsruhe Jn· 
den letzten 15 Jahren 1,5 t Plutonium er­
zeugt habe. Dies kOnne mittels Aufarbei­
tuno auch zum Bau von Atomwaffen ver­
wendet werden. Er bestltlgt damit alle 
Gerochte. 
28. Januar: Anzeigen gegen die DWK 
Mehrere Personen haben die DWK wegen 
•schwerer Umweltgeflhrdung•, •fehler­
hafter Herstellung einer kerntechnischen 
Anlage• und •Vorbereitung eines Explo­
sions - oder Strahlungsverbrechens• an· 
gezeigt. 
1. Februar: Manachanketten 
Rd 400 WAA-Gegnerllnnen bilden wlh· 
rend des Abtransportes der Baumaschi­
nen vor den Fahrzeugen Menschenketten. 
Die Wege werden von der Polizei geraumt. 

Auf der GrOndungsversammlung der Frei­
heitlichen Volkspartel erkllrt Ihr Bezirks· 
vorsitzender, daß die WAA •Aus wirt­
schaftlicher Sicht ... das dOmmste Bau­
werk des Jahrtausends• Ist • 
3. Februar: Amtahllfe ja odar nein? 
Der Wehrbeauftragte des Bundestages 
OberprOft, ob Bundeswehreinheiten will· 
rend den Anti - WAA - Demos ln Wackera­
dorf -entgegen den Vorschriften d.es 
Grundgesetzes vorgegangen sind•. Im 
Rahmen der Amtshilfe fOr die Polizei hat· 
te die Bundeswehr Sanltltsfahrzeuge und 

. Wackeradort 
Personal bereitgestellt. 
Das bayrlsche Innenministerium und die 
Ortliehe Bundeswehr ln Amberg streiten 
jedoch ab, Truppen wAhrend der Demos 
bereitgestellt und auf diese Welse Amts· 
hllfe geleistet zu haben. 
Der bayrlsche Justizminister rechnet mit 
einer Erweiterung des Amtsgerichts 
Schwandorf, da bisher Ober 2300 Perso­
nen Im TaxOiderner Forst festgenommen 
wurden. Auch die Staatsanwaltschaft soll 
evtl. personell verstlrkt werden. 
4. Februar: Verauchter Br-.ndaniChlag 
Auf dem Bahnhof Altenschwand, der sich 
nur wenige 100 m vom Baugelinde befln· 
det, wird ln der Nacht auf einen mit Holz 
beladenen Goterwagen ein Brandan· 
schlag verObt. Der Sachschaden Ist uner· 
hebllch. 
8. bla 10. F..,."ar: FaiChlngatrelben Im 
Wald 
Am 8. 2. nehmen ca 6000 Personen, z. T. 
bunt verkleidet, an der Veranstaltung Im 
TaxOiderner Forst teil. Sie versuchen 
auch, auf dem Baugelinde neue HOtten 
zu bauen. Allerdings wird dies von Polizei 
und BGS verhindert. Auch am nlchsten 
Tag versuchen einige Leute vergeblich, 
HOtten zu errlchtttn. . 
12. Februar: Kein Bauatopp der WAA 
Der Bayrlsche Verwaltungsgerichtshof ln 
MOnehen lehnt erneut eine Klage gegen 
die WAA ab. VIer GrundstOckselgentorner 
hatten sich Im Wesentlichen auf eine be­
fOrchtete Grundwasserbeelntrlchtlgung 
berufen. Nach Meinung der Richter besta­
tlgen dies die vorHegenden Gutachten 
nicht. Damit kOnnen die Rodungsarbeiten 
ungehindert (vielleicht aber auch nicht?!) 
weitergehen-
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C nen Monat nach der Räumung des 
letzten Hüttendorfes am 7. Januar 
schien uns im Koordinationsausschuß 
der Bürgerinitiativen die Zeit reif, 
zu einer neuerlichen Großaktion am 
Baugelände aufzurufen. 
Bei den sonntäglichen Waldspaziergän­
gen hatte sich gezeigt, daß die gute 
Stimmung mit der Räumung keines­
falls beendet war. Die bis zu 1000 
Leute jeden Sonntag bewiesen eher 
das Gegenteil. 

SAMSTAG 08.02.86. 
Die Bl's hatten zu einer Kund­

gebung am Gelände mit anschließ.. 
endem bunten Treiben im Wald ein­
geladen. 

Trotz kurzer Mobilisierungszeit und 
leichten 'Ennüdungserscheinungen' bei 
einigen Aktiven vor Ort, hatten wir es 
geschafft, circa 5.000 Leute am Kund­
gebungsplatz Rotes Kreuz zusammen­
zurommeln. Überwiegend Menschen aus 
der Umgebung. 
Die Situation am Baugelände war 
folgende: Große Flächen schon gerodet, 
insbesondere die gesamte Schneise !ur 
den äußeren Bauzaun. Ein massiver 
Zaun um das Baumaschinencamp herum 
war gerade fertig geworden (die Ma­
schinen hatte man klugerweise recht­
zeitig vor dem Wochenende entfernt), 
Anfiinge der äußeren Umzäunung waren 
sichtbar. Bereitschaftspolizei aus ganz 
Bayern, Bundesgrenzschutz (u.a. aus 
Schleswig-Holstein), insgeSamt 2.000 
bis 3.000 Beamte. . 
Am Freitag davor hatte es noch eine 
juristische Groteske um die Maskier­
ung gegeben. Auf Weisung des Innen­
ministeriums war eine Auflage zurück­
genommen worden, die es uns. 'er­
möglicht' hatte, wenigstens während 
der Kundgebung Masken zu tragen 
(teilweise Aufhebung des Vermum­
mungsverbots!!). Auf unseren Einspruch 
hin entschied das Verwaltungsgericht 
Regensburg erst in letzter Minute zu 
'unseren Gunsten': Masken während der 
Kundgebung erlaubt, vor und nach 
der Kundgebung aber nur geschminkte 
Gesichter!! Was solls, wir hielten uns 
eh nicht dran. Massenhaft waren WAA- . 
Gegner/ innen in phantasievoller Verklei­
dung erschienen. 

Die Ansprachen auf der · Kundgeb­
ung: Zwei BI-Vertreter , ein Pfarrer, 
Atom-Meyer von den bad. elsässischen 
Bl's. Bekanntes mit närrischen 
Zwischentönen! 
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Nach Kundgebungsende zog ein 
Großteil der · Leute sofort in Richtung 
des neu eingezäunten Baumaschinen­
camps. Viel, die seit Wochen zum 
erstenmal im Gelände waren, konnten 
ihren Augen kaum trauen: riesige 
Kahlschlagsflächen, mittendrin die mas­
sive Umzäunung des · Baumaschinen­
cam~s. Da die Zahl der unmittelbar 
an dieser Umzäunung eingesetzten Bul­
len gering war, machten sich einige 
von uns ertmal am Zaun zu schaffen. 
Nach vielem Rütteln gab das Tor nach. 
Einzelne versuchten mit Baumstämmen 
Gitterstäbe herauszubrechen, andere 
gingen mit ßolzenschneidem gegen den 
Natodraht 1111.. Alles in allem: halb­
herzige Versuche, die vor allem an 
der fehlenden Ausrüstung und der man­
gelnden Vorbereitung scheiterten. Es 
dauerte natürlich auch nicht ewig, bis 
massives Polizeiaufgebot aufmarschierte, 
uns abdrängte und den Zaun sicherte. 

Währenddessen wurde im nahen Wald 
mit dem Bau eines neuen Hüttendorfs 
begonnen. Mit einer Schnelligkeit, die 
offensichtlich auch die Polizei über· 
raschte. Doch für diesmal hatte der 
b~yer. Innenminister Killermeier die 
Parole ausgegeben: Keinerlei Duldung 
eines neuen Hüttendorfes! So kam es 
dann auch. Bis zum Spätnachmittag 
hatten 1.500 bis 2.000 Bullen einen 
Ring um das Waldstück geschlossen. 
Auf massenhafte F.estnahrnen waren 
sie nicht aus, hauptsächlich schnell 
sollte es geben. 
Schließlich wurden wir (es waren sicher 
mehrere Hundert W AA-Gegner/innen 
auf dem Platz) nach einer Seite hin 
abgedrängt, die Hütten zu Kleinholz 
gemacht. Vereinzelt kam es zu brutal­
en Handgreiflichkeiten der Bullen. 
Bilanz des Tages: sechs Festnahmen 
(Nötigung, Sachbeschädigung) 

SONNTAG, 09.02.86. 
Die BI 's hatten regional zu einem 

Kinderfasching am Gelände mobilisiert: 
Kasperltheater, Zauberer, Luftballons ... 
Trotz einer Kälte von 15 Grad minus 
waren mehr als tausend W AA-Gegner/­
innen erschienen. Das Baumaschinen­
camp war diesmal von vomeherein 
besser abgesichert. Wiederum Range­
leien am Zaun, in der allgemeinen 
Ratlosigkeit, was man/frau tun könnte, 
ein erneuter Versuch, ein paar 'Hüt­
ten', besser gesagt Holzstöße, zu errich­
ten. Zwei- oder dreimal wiederholt 
sich das Spiel: Räumung des Waldge­
ländes durch hunderte von Bullen, 

Zerstörung ·unserer Bauwerke, Rückzug 
der Bullen, Neuaufbau... . Zwischen­
durch kommt fast eine faschings­
mäßige Stimmung auf, immer wieder 
unterbrochen durch mehrfache mas­
sive Gewalteinsätze der Bullen. Das 
Ergebnis: Ein paar Festnahmen und 
zwei Verletzte. 

Resümee der Faschingsaktionen 
Die Tendenz, die sich schon bei 

den letzten Waldspaziergängen gezeigt 
hatte, wurde an diesem Wocheode 
noch deutlicher: Widerstandsformen, 
die über den in der Oberpfalz lange 
üblichen Rahmen hinausgehen, werden 
mehr und mehr akzeptiert: z.B. Ket­
tenbilden gegen die Polizei, B8Il'ikaden­
bau, Vermummung, Gewalt gegen 
Sachen (Zaun, Krähenftiße) usw .... 

Viele BI-Aktive hätten sich das bis 
vor kurzem nicht träumen lassen: 
Verbreiterung des Widerstandes (siehe 
die Unterstützung des Hüttendorfes 
durch die Bevölkerung) und Radik.U­
sierung. Die Frage stellt sich, was 
wir dazu beitragen können, damit diese 
Radikalisierung nicht auf der verbalen 
Ebene stehenbleibt, sondern in sinn­
volle prak~he Aktionen umschlägt. 
Eine Möglichkeit: Bei der nächsten 
größeren Aktion (Wahrscheinlich eine 
bundesweite Sache zu Ostern) sollten 
wir wesentlich besser als diesmal vor­
bereitet sein: Am Samstag Nachmit­
tag standen wir ohne das nötige Werk­
zeug am Zaun. Eine gute praktische 
Vorbereitung ermöglicht es sicher Viel­
en, mit 'Hand anzulegen'. Es müssen 
nur Möglichkeiten und Ideen da sein. 

Die Zeit für Platzbesetzung und 
Hüttenbau scheint dagegen nun wohl 
vorbei zu sein: da läuft nichts mehr, 
ohne daß sofort ein Großaufgebot an 
Bullen aufmarschiert. Außerdem ist 
vielleicht schon zu Ostern die äußere, 
mehrere km lange Umzäunung um das 
Gelände fertig. Da müssen wir uns schon 
was einfallen lassen, damit die jetzige 
Stimmung angesichts die~r dann 'ge­
schaffenen Tatsachen' nicht in Ohn­
machtsgefühle umschlägt. Lassen · wir 
also unsere Phanasie schweifen! 

Wackerland bleibt Wackerland! 
(Tom, Regensburg) 

Fotol links und rechts: Ostbayerische Praue 
Agentur, Regensburg, Tel.: CS41/52183 
Foto unten: Oonau Presse Agentur 

Weckersdorf 
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Einschätzung und Perspektive 
des WAA-Widerstands 

Interview 
RADI: Zunächst würden wir gerne wis­

sen, wie Sie die ganze Aktion vom Wo­
chenende bewerten. 

Schuierer: Ich werte sie so, wie ich aus 
den Erzählungen meines Vaters und vie­
ler anderer weiß, wie die Situation 
1933 war. 

RADI: Sie ziehen also einen Vergleich 7 
Schuierer: Ich ziehe einen Vergleich zu 

der Zeit damals, als auch die Gegner die­
ses System völlig ohnmächtig waren und 
nichts machen konntert gegen diese 
Übermacht. Und heute ist es ähnlich. 
Wir wollen ja schließlich nicht mehr als 
unser Recht. Wir wollen seit Monaten 
eine Abstimmung in der Oberpfalz oder 
auch in Bayern. Unsere Forderungen 
werden überhaupt nicht zur Kenntnis 
genommen. Wir wollen hier nur unsere 
Heimat schützen, und das wird uns ver­
wehrt. 

RADI :. Gestern enthielt die " Mittel­
bayerische Zeitung" eine Beilage, die für 
di41 WAA wirbt. ln dieser Beilage be­
hauptete der bayerische Justizminister 
Lang, der Begriff "Widerstand" werde 
im Zusammenhang mit der WAA miß­
braucht, da das grundgesetzlich garan­
tierte Widerstandsrecht nur Recht zum 
Widerstand gegen ein Unrechtsregime 
wie .in der Nazi-Diktatur gebe. Wie se· 
hen Sie das? Würden Sie den Begriff 
"Widerstand" auch im Zusammenhang 
mit der WAA verwenden? 

Schuierer: Das Problem liegt meiner 
Meinung nach darin, daß wir offensicht· 
lieh völlig andere Vorstellungen von De­
mokratie haben als die CSU. Für die 
CSU ist das Demokratie, was Strauß 
sagt. Ich bin hier. vom Unrecht über­
zeugt, und wenn ich Unrecht merke, bin 
ich zum Widerstand verpflichtet, zum le­
galen Widerstand. Und das ist legaler 
Widerstand. 

RADI : Würden Sie auch die Platzbeset­
zung als legalen Widerstand bezeichnen 7 

Schuierer: Platzbesetzung ist leider nur 
so lange legal, wie eben nicht der Besit­
zer oder die Polizei auffordert, den Platz 
zu räumen. Daran gibt es wohl keinen 
Zweifel. Platzbesetzung wird man nach 
den Gesetzen wohl nicht als legal be· 
zeichnen können. 

RADI : Würden Sie denn die Aktion 
trotzdem für legitim halten? 

Schuierer: Das kann ich nicht beant­
worten, das müssen Sie verstehen. 

RADI : Wie schätzen Sie jetzt die Stim­
mung unter der Bevölkerung im Land­
kreis ein? 
24 
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mit I..andrnt Schuirer 
Schuierer: Die Situation in der Bevöl­

kerung ist jedenfalls sehr gespannt und 
die Bevölkerung ist voller Wut und 
Zorn, reagiert teils ohnmächtig und re­
signiert, aber ein Großteil ist entschlos­
sener denn je. Es macht sich eine Art 
" Jetzt·erst-recht"-Stimmung breit. 

RADI: Wie bewerten Sie den Polizei­
einsatz? 

Schuierer: Wahnsinnig! Anders kann 
ich .es nicht bezeichnen. Denn wenn 
man gegen eine Handvoll Demonstran­
ten tausende Polizisten aufbietet, kann 
man das nur als Wahnsinn bezeichnen. 
Und eigentlich müßte jeder Verantwort­
liche für diesen Polizeieinsatz die Kosten 
tragen. Abends um 10 Uhr, als vielleicht 
noch 30 Demonstranten da waren -
und ich war bis zum Schluß dabei, ge­
nau um 10 Uhr sind die letzten Demon­
stranten abgeführt worden - zu diesem 
Zeitpunkt waren meiner Schätzung nach 
1 500 Polizisten anwesend. Wegen 30 
Demonstranten! · Da frage ich mich, wo 
hier denn die Verhältnismäßigkeit ist. Es 
war einfach nicht gerechtfertigt. 

RADI: Wir möchten nun gerne auf den 
juristischen Widerstand gegen die WAA 
zu sprechen kommen. Der Verwaltungs· 
gerichtshof in München hat ja praktisch 
den Startschuß für die Rodung gegeben. 
Was halten Sie von dem Urteil, das dort 
gesprochen wurde? 

Schuierer: Ich kann nur sagen, die Ar­
gumentation könnte genauso gut vom 
Umweltministerium stammen. 

RADI : Hat sich Ihre Auffassung, was 
die rechtsstaatliehen Möglichkeiten zur 
Durchsatzung von Rechten anbelangt, 
verändert, z. 8 ., wenn man das Urteil 
des Verwaltungsgerichtshofs und die 
Aktivitäten der Genehmigungsbehörden 
betrachtet? 

Schuierer: Der Eindruck ist sicherlich 
da, daß ein Zusammenspiel zwischen 
Regierung und Justiz funktioniert. Ich 
kann das allerdings ni.cht beweisen. Aber 
der Verdacht drängt sich auf. Dessen un­
geachtet möchte ich hier nicht unbe­
dingt die Justiz verurteilen wegen einer 
Entscheidung eines Gerichts, die mich 
persönlich und viele andere nicht befrie­
digt. Die Justiz ist an und für sich schon 
noch ein Hoffnungsschimmer. Von der 
Regierung erwarte ich mir mit Sicher­
heit nicht mehr als von der Justiz. 

RADI: War es für Sie eine gespaltene 
Situation, als Sie während der Räumung 
des Bauplatzes außerhalb der Polizeiket­
te standen und das Ganze mitverfolgten, 
nachdem Sie ja am ersten Rodungstag 
mitten unter den WAA-Gegnern, die auf 
dem Rodungsplatz waren, standen? 

Sc:huierer: Das war für mich keine ge­
spaltene Situation. Ganz gleich, wo ich 
immer stand, meine Sympathien galten 



Immer d~n Demonstranten, ob ich nun 
hinter oder vor den Polizeireihen stand. 

· Ich habe 
auch versucht zu vermitteln, das gebe 
ich gerne zu, sowohl bei der Polizei als 
auch bei den Demonstranten. Denn ich 
halte von einer Auseinandersetzung ab· 
solut nichts. Wenn 200 Demonstranten 
vor einer voll bewaffneten Polizei ste· 
hen, ist das Wahnsinn. Da kann man nur 
sagen: Leute seid vernünftig. 

RADI: Und was meinen Sie, ist not· 
wendig, um den Bau der WAA. zu ver· 
hindern? 

Schuierer: Zeit gewinnen. Wir müssen 
·auf Zeitgewinn arbeiten. Die WAA kann 
nur p()lltisch verhindert werden. Denn 

daß wir gegen die Polizeimacht natürlich 
nichts machen können, das ist wohl je· 
dem klar. Wir können hier ja keinen Bür, 
gerkrieg anzetteln. Denn gegen diese 
Polizeimacht werden wir wohl jedes Mal 
unterliegen. Und daß die vor nichts zu· 
rückschrecken, das haben wir ja gesehen. 
Das kann nur politisch geändert werden. 

RADI: Sie stehen ja,ietzt erneut im 
Kreuzfeuer. Gegen Sie soll ein Diszipli· 
narverfahren anhängig gemacht werden. 
Wie stehen Sie dazu? · 

Schuierer: Mit einem Lächeln. Ich ha· 
be schon einmal gesagt: Herrn Hiller· 
meier kann ich nur empfehlen, sich 
künftig mit einem Juristen in Verbin· 
dung zu setzen, der das Disziplinarrecht 
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kennt. Dann wird er in Zukunft solche 
Äußerungen nicht mehr machen. Und 
daß nicht das Geringste vorliegt für ein 
solche Disziplinarverfahren, das müßte 
ihm klar sein. Hillermeier ist ja eigent· 
lieh Jurist. 

RADI : Herr Schuierer, wir danken 
Ihnen für das Interview. 

Dieses Interviewistder Radi-Aktiv Nr.6/ 
1986 entnommen. Dort finden sich wei· 
tere Inte"iewsmit n Kerating(Vontand 
BI Sch wandor0, A. Schlaaenhlllfer(Pfar­
rer), F. Scbindler (SPD-MdB) und einem 
._.ndwirt der Oberpfalz. 

Große Widerstandsgeschichte 
wird von kleinen 

Protestierer-innen 
gemacht 
- große Männer 
stören dabei nur! 

We üblich, wenn eine protestbewegung an 
einem standort relativ am anfang steht, 
ist unter der fahne des zunächst einmal 
verbalen massenprotestes die zahl von 
organisatiorten, grüppchen etc unter den 
aufruf-flugblättern lang und politisch 
extrabreit. Während wir wissen, daßdiese 
etappe des protestes nur der auftakt 1ur 
einen langfristigen und kontinuierlichen 
widerstan(;l sein kannt.kann man dendei­
chen von der spd naturlieb nicht befiau­
pten. Ihr seht es um "ihr Stimmvieh" 
bei den nachsten wablen, aus diesem 
grund bleibt ihr auch als Oppositionspar­
tei nichts anderes übrig als sieb an viele 
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menschen anzubiedern. Wir wissen na­
türlich was wir von der sozialdemokra­
tischen kernenergiepolitik der 70 er 
jahre zu halten haben, die ja dafür ge­
sorgt hat, das ganze land mit atomanla­
gen vollzupflastern. Daßdie spd sich aus­
gerechnet jetzt in ihrer oppositionsrolle 
von der W AA lossagt, die sie in der re­
gierungsverantwortung immer gefördert 
und vorbereitet hat, ist nichts anderes 
als ein verbaler schwinde!. Diese partei 
nimmt mit diesem kurswechsel nur ihre 
staatsbürgerliche pflicht als Oppositions-

partei wahr, die heute weiß, daß sie ihr 
geschwätz von gestern bei erneuter re­
gierungsübernahme nicht mehr kümmern 
wird. 
Der unbedingte wille der spd, ihren 
bayrischen spitzenkandidatenhiersemann 
auf das münchener red1,1erpodium zu 
bringen steht in ihrem kalkül, durch 
einflußnahme auf massenbewegungen 
diese zu befrieden und fUr die eigenen 
zwecke zu instrumentalisieren. Die er­
fahrung und das wissen in der anti-akw­
bewegung über den wahren charakter 
sozialdemokratischer herrschaftspolitik 
ist jedoch zu tief verankert, um eine 
provokation, die die versuchte reae ~es 
fetten hiersemann darstellt, ein.t'ach 
stumm hinzunehmen. Insofern hat hier­
semann in münchen die richtigen ant-

• worten auf sein Widerstandsgeschwätz 
..} in der form von nach ihm geworfenen 

bananen, eierschalen, leeren bierdosen 
und anderen argumenten bekommen. 
Er war darüber so verärgert, daß er uns 
gleich richtigerweise "chaoten" nannte, 
da wir es ja im gegensatz zur spd ernst 
meinen mit protest und widerstand ge· 
gend die W AA und statt "integrieren 
und lamentieren" lieber "sabotieren 

' und demonstrieren". So einfach ist das. 
Nichts in zukunft ähn-
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Fortsetzung "Große WideTitJJndlgeschtchte" vom protest zum widerstand mitzuge-­ würde. Uorigens lassen sich die whyler 
winzer oder die bauem aus der wilster 
matsch auch kaum anders als konser­
vativ bezeichnen, was dem staat jedoch 
bei der durchsetzung von a.to.minteressen 
einiges kopfzerbrechen gemacht hat. 
Auf der anderen seite komrot man na­
türlich nicht umhin bei den praktisc~en 
auseinandersetzungen mit diesen Ieuten 

lieh mit allen institutionalisierten spitz­
ensozialdemokraten so zu verfahren wie 
mit hiersemann. Dies heißt jedoch nicht; 
darauf zu verzichten grundsätzlich mit 
jedem sozialdemobaten an bestimmten 
punkten ZU$8Dlmenarbeiten oder sich 
zumindestens tolerieren zu können. Der 
spd-landrat schuirer wäre dafür ein mus­
terexemplar. Verbalradikalität nach dem 
muster "wer hat uns verraten" ist hier 
zunächst einmal unangebracht und würde 
einen gemeinsamen widerstand nicht vor­
anbringen. Nur ein entschiedener ge­
meinsamer widerstand, der sich nicht 
von organisationen spalten läßt, kann 
konkrete erfolge gegen die WAA und 
gegen diesen staat im bewußtsein von 
vielen menschen erringen. 
Wenn man diesenanspruchernst nimmt, 
heißt das, daß mensch sehr genau an den 
ungleichzeitigkeiten und realen unter· 
schiedlichkeiten der Iebenssituationen 
vonmenschenanknüpfen muß. Deshalb 
macht es auch einen unterschied, ob 
man oder frau sich mit der heuchler• 
ischen Spaltungspolitik der gesamt-spd 
auseinandersetzt oder sich zum unmit­
telbaren auftreten des Iandrat schuirer 
verhält. Üblicherweise haben wir in der 
anti-.kw-bewegung die erfahrung mit 
Iandräten gemacht, daß sie sich in aller 
regel die finger nach giftfabriken lecken, 
mit den herrschenden in permanenz an 
einem tisch tafeln, demo-verbote verhing 
en und sich ansonsten grinsend mit po­
lizeipräsidenten nach gegen uns gefahre· 
nen einsätzen der Öffentlichkeit präsen­
tieren. 
Davon kann im falle schuierer so nicht die 
rede sein. An so gut wie allen öffentlich 
zugänglichen ereignissen unseres 
Widerstandes hat er sich letztlich unter­
stützend dun:h seine anwesenheit betei· 
ligt~ Ich kann mich auch nicht daran er­
innern, daß jemals ein offizie).ler Staats­
typ wie schuirer auf einem von uns be­
setzten platz eine positive stellungnahme 
zu den von uns damit verfolgten zielen 
abgegeben hat, wie er es beispielsweise 
nach der zweiten besetzung in einer 
pressekonferenz tat. Dun:h seine mehr­
stündige anwesenheit an diesem tag hat 
er die ortsansässige: bevölkerung sicher­
lich sehr darin bestärkt die bauplatzbe­
setzung materiell und moralisch zu un­
terstützen. In diesem sinne war schuirer 
auch in seiner rolle als Iandrat für den ge-­
meinsamen widerstand nützlich. 

Leider wird man sich jedoch keinerlei 
Illusionen hingeben dürfen, was die mög­
lichkeiten von schuirer in seiner rolle als 
Iandrat angeht. Er bleibt ein vertretet 
dieses staates und redet von uns selbst­
verständlich als " chaoten " , die dem 
widerstand angeblich schaden. Die Gren­
ze seines . widerstandes wird sicherlich 
dort gekommen sein, wo ihn seine par­
tei zu isolieren und zurückzupfeifen 
droht. Einer pressenotiz zur folge hat 
schuirer im zusammenbang mit der 
zweiten bauplatzbesetzungund räumung 
von Ieuten eine schaufel mit der auffor­
derung entgegengehalten worden, jetzt 
mit weitere barrikaden zu bauen. Er 
soll lächelnd und kopfschüttelnd abge­
lehnt haben. Wir sollten ihn in zukunft 
bei der gelegenheit da.zu ermahnen, sich 
im wahrsten sinne praktisch und tat­
luäftig in den widerstand einzureihen, 
schließlich hatte der bürgetmeister von 
plogoff eine zwille um den hals. Spät­
estens dann werden wir sehen können, 
wie weit schuirer bereit ist den weg 
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DER BUND NATURSCHUTZ 
Nachdem wir jahrelang das unglück­
selige wirken des BBU und joe Ieinens 
bekämpft haben und er fast nirgendwo 
mehr dort, wo auseinandersetzungen 
stattfmden, präsent ist , scheint ein neu-

Die spitzenmiißigen Fotos auf diesen Seiten lind von Thomas Einberge.r 

er verband sein erbe angetreten zu ha­
ben: der 1975 von so reaktionären um­
weltschützern wie gruhl und grimzek 
gegründete BUND, der mittlerweile in 
bayern seinen stärksten landesverband 
aufgebaut hat. Vor einigen Jahren hat 
er sich vorzugsweise noch um den schutz 
von feuchtbiotopen gekümmert, hat sich 
dann aber zunehmend politischen them­
en wie waidsterben oder jetzt W AA zu­
gewandt. In diesem verband sind vor­
zugsweise viele konservative menschen 
neben privilegierten bildungsbürgern eng­
agiert. Man würde diesep menschen sich­
erlich unrechttun, wenn man ihr engage-­
ment schli~ht und ergreifend als "unpo­
litisch" abqualifiZieren und sie nicht als 
ernsthafte WAA-gegner wahrnehmen 

auf die grenzen der arbeit dieses verban­
d es hinzuweisen. Es ist ja kaum mehr als 
kalkulierte naivität wenn mensch meint, 
mit guten argumenten und stichhaltigen 
gutachten ließe sich die mensch- und 
umweltzerstörung in diesem staat verhin­
dern. Gerade die rolle des staates und 
der zerstörensehen produktionsverhält­
nisse kann man bei einem ernsthaften 
widerstand nicht ausklammern, wie der 
BUND das gern möchte. 
Zur rolle von großen verbänden scheint 
es wohl immer noch zu gehören, den dia­
log mit den herrschenden zu pflegen, 
wie dies der BUND-chef weinziert in 
briefen an den "sehr geehrten herm 
rninisterpräsidenten strauß" zu tun 
pflegt. Dies wäre nicht von besonderem 



interesse, wenn nicht gerade jener besag­
te weinzierl mittlerweile im zusammen· 
hang mit wackersdorf zu einer unver· 
meidliehen erscheinungauf jeder demon­
strationsrednerlister geworden wäre. In 
der rege! hängt er sich bei derartigen ge­
legenheiten immer weit mit verbalradi· 
kalen Sprüchen aus dem fenster, die oft 
an prägnanz und .klarheit nichts vermis­
sen lassen ("wackersdorf ist der anfang 
vom ende der deutschen atompolitik!"} 
Bis vor einiger zeit gehörte es 11uch zu 
seinem repertoire, sich ganz entschieden 
von den Ieuten zu distanzieren, die der 
ansieht sind, daß zu einem widerstand 
mehr gehört als die befolgung staatlicher 
spielregeln. Man werde die chaoten fest 

im griff haben,tönte Weinzierl anläß. 
lieh der Standortbekanntgabe der 
W AA im februar 1985. 
Folgerichtig hat er sich dann 
mit der SPD von der 
Bauplatzbesetzung distan.ziert 
mit der Begründung, daß das Wort 
"Besetzung" alleine ja schon Gewalt 
bedeute, die maßgeblich von ihm 
propagierte "Umzingelung" wurde 
in praktischer Aktion doch zur Be­
setzung. Nach dieser Pleite war 
Weinziel bei der zweiten Platzbeset· 
zung erst mal nicht zu sehen und 
nahm lediglich an der Räumung als 
" Beobachter" teil. Auch scheint 
ihm nicht entgangen zu sein, daß 

Wacke~dorf 

selbst sein vermeintliches "Fußvolk' ' 
aus semem Verband in Scharen an 
der Bauplatzbesetzung teilnahm, 
oder sie praktisch stützte. 
In der Folgezeit versuchte er sich 
mehrfach wieder ins Spiel zu brin· 
gen indem er seinen Geburtstag 
pressewirksam in der Nähe des Bau­
geländes abfeierte.(Selbst die neoli· 
berate TAZ wußte dieses Wider· 
Standsereignis auf Seite 1 zu ver· 
melden. Vielleicht ist Weinzierl in 
dieser Zeit auch der einzige Mensch 
der Geburtstag hat!) 
Diese Bemühungen gipfelten schließ· 
lieh in dem Versuch Weinzierls am 
Montag für den Tag der bisher letz· 

ten Platzräumung, lanciert durch 
den Grünen Daniels wieder eine 
Rede diesmal auf dem von uns be· 
setzten Gelände halt.en zu wollen. 
Offenbar scheint die Selbstachtung 
bürgerlicher Politiker keine Grenzen 
der Scham zu kennen, die sie end· 
lieh einmal zum Schweigen bringen 
könnte. Dieser Versuch, stieß glück· 
lieherweise im Besetzerinnenple· 
num auf so lebhaften Widerspruch, 
das er es lieber wieder bleiben ließ. 
Hubert Weinzierl hat sich durch 
sein bisheriges Gehabe, reden und 
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taktieren moralisch derartig dis· 
qualiftziert, daß wir ihn nach Mög­
lichkeit in seinem Verband isolieren 
und bei entsprechender Gelegenheit 
daran hindern sollten sich in unse­
ren Kreisen zu bewegen und dort zu 
agieren. Gerade mit unserer Erfah­
rung mit Joe Leinen sollten wir er­
n.eut exemplarisch an Hubert Wein­
ziert mit dieser schlimmen bürger­
lichen Stellvertreterpolitik abrech­
nen. 

DIEGRtJNEN 

Ähnliches wird auch mit den Grü­
nen und ihrer Protagonisten not­
wendig sein, auch wenn dort die 
Dinge auch nicht ga.nz so klar zu 
Tage treten. Nachdem die auf dem 
grünen Bundesparteitag ein halbes 
Jahr zuvor beschlossene WAA­
Kampagne mangels Resonanz in 
den eigenen Reihen gescheitert war, 
raffte der sich im Dezember anbe­
raumte Parteitag nach einer länge­
ren Debatte zu einer Teilnahme an 
der Protestdemonstration in Wack­
ersdorf auf. Offensichtlich auch vor 
dem Hintergrung der Krisen dieser 
Partei mag sich ein gewisser Bewe­
gungsoppurtunismus zwecks O'ber­
tünchung von schwer überbrückba­
ren Gegensätzen (z.B. in Hessen 
konstruktive Grllne Mitarbeit am 
dortigen Atomprogramm • sofortige 
Abschaltung) breit gemacht haben, 
der zur Teilnahme an der Demo 
ruhrte. 
Praktisch hat dieses Grünen-Schau­
spiel sicherlich noch einen Mobili· 
sierungsschub für den Massenpro­
test gegen die W AA gebracht. Auf 
der anderen Seite müssen wir mit­
lerweile mit der Tatsache leben, daß 
es neben den "guten"und "schiech· 
ten" Demonstrantinnen noch eine 
dritte Variante gibt: Nämlich die 
der "Prominenten", die uns hin 
und wieder noch als Staffage 
zwechs vorzeigen einer ehemals be­
wegten Vergangenheit brauchen. In· 
sofern haben die Grünen kaum 
etwas Anderes gemacht, als wie jede 
andere Partei auch,die Anti-AKW­
Bewegung für ihre Zwecke zu in· 
strumentalisieren. 
Praktisch habe ich auf dem besetz· 
ten Bauplatz eine besondere Präsens 
von "Grünen" nicht beobachten 
können, so bleibt allein die Beschäf­
tigung mit "Wolfgang" aus Regens­
burg, wie er sich selber vorstellt, 
oder "der Daniels" wie ihn die bür· 
gerliehe Presse zu nennen pflegt. 
Daniels ist Mitglied der Bundestags­
puppe der Grünen, sollte eigentlich 
flir Petra Kelly als Abgeordneter 
nachrücken, was ihm (uns?) jedoch 
erspart blieb. Möglicherweise ma2 
er sich auch deshalb mehr aufs Au­
ßerpalamentarische verlegt haben, 
mit dem Hintergedanken sich zu­
künftig ganz direlCt ein Absprung­
brett in den nächsten Bundestag zu 
sichern. 
Daniels war in den Besetzungstagen 
an fast allen Ecken, Plenas, 
Sitzblockaden., Pressekonferenzen 
ect. zu finden gewesen und er tat 
dies in einer Form, das er zu Allem 
und 
Nichts immer etwas zu sagen hatte. 
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Sein Auftreten veranlaßte einen Zeit- Re­
porter zu der Feststellung, daß es sie~ 
bei ihm um den "ruhigen und besonne­
nen Anführer" der Demonstranten han-

Foto U. Reuter 
deln würde. Soweit so schlecht. Bei der 
zweiten Platzbesetzung managte er die 
Pressekonferenz mit einem Vertreter der 
BIWAK, Landrat Schwererund dem Grü­
nen Roland Vogt, von dem nicht klar 
war, was ausgerechnet er dort wollte. 
Vielleicht hat ihn sein Geltungsbedürfnis 
genauso an diesen Ort geruhrt wie damals 
'81 neben Jo Leinen auf den Container. 
Auf dieser Pressekonferenz ließ sich ein 
Auftreten gerade dieser Grünen beobach­
ten, welches sich nicht mehr mit N aivi­
tät entschuldigen läßt. 
In äußerst geschickter und glatter Weise 
beantwortete Daniels Fragen der Presse­
leute. Zu der Frage nach Angriffen auf 
die Bahnlinie; welche am Baugelände 
vorbeif'uhrt, erklärteer, daßdie Anti-AKW 
Bewegung den Schutz der Bahngleise ü­
ber Nacht übernommen und einen siche­
ren Zugbetrieb gewährleistet habe. 
Die Aussage von Daniels bedeutet über­
setzt nichts anderes, als das es anschei­
nend eines Schutzes der Bahnlinie be­
durft habe und es stellt sich die Frage: 
Gegen wen ? Es scheint für ihn Leute 
unter den Bauplatzbesetzern zu geben, 
die er nicht zur Anti-AKW-Bewegung 
rechnet. In diesem Sinne ist seine Aus­
sage Spaltung. 
Zweitens: Auf dem Besetzerplenum gab 
es nie eine Diskussion darüber wie, mit 
dieser Bahnlinie zu verfahren sei, daher 
ist die Aussage von Daniels eine Lüge, 
die ein bürgerliches Stellvertreterbedürf­
nis offenbart. 
Drittens: Es ist nicht Aufgabe der Anti­
AKW-Bewegung Bahnlinien zu schüt­
zen,sondern Atomanlagen zu verhindern. 
Bei Gelegenheit kann eine Sperrung der 
Bahnlinie zur Erhöhung des politischen 
Drucks auch sinnvoll sein. 
Den Grünen ist jedoch nicht an einem 
eskalierenden unkontrollierbarem und 
flexiblen Widerstand gelegen. So nimmt 
es nicht Wunder, wenn Roland Vogt auf 
der gleichen Pressekonferenz, die politi· 

sehe Ablehnung der AKW -Gegnerinnen, 
über die Bauplatzbesetzung mit der Po· 
lizei zu verhandeln, dahingehend umin· 
terpretiert, daß dies "auf das ungelchick­
te Auftreten des Polizeipsychologen "zu­
rückzuführen sei. Als wenn es ausgerech· 
net mit dem von den politischen Instan­
zen befehligten Apparat auch nur irgend 
etwas zu verhandeln gäbe; als wenn es 
bei der Bauplatzbesetzung nicht um die 
Verhinderung der WAA gehen würde, 
sondern um die Sicherheit des in.neren 
Friedens, dem sich ja auch Grüne immer 
sehr verpflichtet fühlen. 
In diesem Sinne ist es von Daniels nur 
konsequent, wenn er in vielen Stellung­
nahmen lauthals den Spaltungsbegriff 
''gewaltfrei" bis zum Erbrechen verkün· 
det. Daniels, der im persönlichen Ge­
spräch schon mal den Eindruck zu er­
wecken versu.cht, das man sich sein Ver· 
halten von den Bullen .nicht vorschrei­
ben lassen sollte und auch seine Sym­
phatie für Sabotageakte gegen Firmen 
ausdruckt, weiß genau, daß sich ein 
Großteil der Bauplatzbesetzerinnen in 
keinster Weise als "gewaltfrei" begreift. 
Auch ihm wird das Ulrike Meinhof 
Transparent, sowie der fünfzackige 
Stern mit dem Besetzerzeichen als 
"Denkmal" gegenüber dem Kreuz nicht 
entgangen sein. 
Wenn er diesen Begriff jedoch immer 
wiede.r im Mund führt (wie z.B. in einer 
sogenannten Erklärung der "Besetzer an 
die Bevölkerung") bedeutet dies erstens 
eine Vergewaltigung der Identität von 
Menschen. 
Zweitens eine Denunzierung alljener die 
auf Crund ihrer Erfahrung andere als 
''gewaltfreie" Formen des Widerstandes 
wählen. 
Drittens sich auf Fl'llgen einzulassen, die 
sich angesichts der politischen über­
macht in bestimmten Fällen ohnehin 
nicht stellen, da Frau kaum andere 
Möglichkeiten als die eines relativ pas­
siven Verhaltens besitzt. 
Und viertens öffnete dieser Begriff staat­
licher Gegenpropaganda Tür und Tor, 
die bei zukünftigen Anlässen versuchen 
wird zu bestimmen was ail unserem Wi· 
derstand gewaltfrei ist oder nicht. Dieser 
Begriff wird dann gegen uns umgedreht 
und dient als Spaltungsinstrument. 
Makabererweise wird beispielsweise die 
bisher letzte Räumung des Baugeländes 
in der bürgerlichen Presse überwiegend 
als "Sieg der Vernunft" und der angeb­
lich beiderseitigen Freude über den fried­
lichen Verlauf zur Kenntnis genommen. 
Der innere Frieden ist eben doch wich­
tiger als die Verhinderung der W AA. 
Das Verhalten der Grünen und insbe­
sondere von Daniels läßt sich nach mei­
nen beschriebenen Erfahrungen kaum 
anders beschreiben als opputurnistisch. 
Chamäleons, die je nach Stärke ei.nzel· 
ner Fraktionen ihre Farbe und ihr Auf­
treten ändern werden. Es ist wichtig, all 
diesen Politikformen, die versuchen zu 
integrieren, zu mauscheln, zuspalten, 
um darüber leztlich bestimmenzu wollen 
was läuft, eine entschiedene Absage zu 
erteilen. Wir haben jedem ernsthaften 
AKW- Gegner klar zu machen, daß er 
sich solidarisch und selbstbestimmt in 
unseren Widerstand einreihen kann, wir 
aber Vorsänger nicht brauchen. Pas 
wird den Widerstand gegen Wackersdorf 
und gegen diesen Staat weiter bringen 
als jeder noch so geschickt taktierende 
Bewegungsverwalter. 



Sit dem 11. Dezember wird nun in 
Wackersdorf gerodet. Und in einem nicht 
erwarteten Ausmaß hat sich der Wider­
stand formiert. In Kürze wird jedoch der 
erste Zaun stehen und mit dessen Fertig­
stellung werden und müssen sich die Wi­
derstandsformen ändern. Das Schlagwort 
von den "Frankfurter Verhältnissen" 
macht schon jetzt teilweise die Runde. 
Neue, zwangsweise radikalere Formen 
des Widerstands werden jedoch die bis­
herige oberflächliche Einheit von BI's, 
SPD, Grünen und auch kirchlichen Krei­
sen wie sie bei der Platzbesetzung bestan­
den hat, erheblich ins Wanken bringen. 

Die Vorgänge um die Münchner Demo 
vom 12. 10 85 haben deutlich gezeigt, 
daß sich Gruppen wie SPD, BN (Bund 
Naturschutz) und auch Teile der BI 
Schwandorf allzu schnell und gerne von 
WAA- Gegnern dista.nzieren und sei es 
nur " weil die autonomen Gruppen und 
Bürgerinitiativen ständig an den Vorstel­
Jungen der Katholischen Landjugend, des 
Bundes Naturschutz Bayern und teilwei­
se (?) der SPD und derGrünen etwas aus­
zusetzen hatten" (H. Steininger, Landes­
geschäftsfUhrer des BN). Die Distanzie­
rung von den "Steinewerfem"und "Maid­
hauser Chaoten" war dabei höchstens in 
der Schärfe noch etwas verwunderlich. 

Ohne Zweifel haben die Pl.atzbesertzun­
gen im Taxöldener Forst der bayrischen 
Anti- AKW· Bewegung einen gewaltigen 
Auftrieb gegeben: Zum ersten Mal wurde 
hier ein Bauplatz besetzt. Die Solidarität 
der Bevölkerung, die sieb vor allem in 
Spenden, aber auch in praktischer Arbeit 
und nicht zuletzt wegen der Anwesenheit 
während der Räumung zeigte, veiwun· 
derte selbst die Optimisten. Sogar die 
ostbayerische SPD und der BN mußten 
sich - um ihr Gesicht zu wahren - soli­
darisieren und zugeben, daß sie mit ihrer 
vorhergegangenen Ablehnung nicht rich­
tig lagen. Am tollsten trieb 'es dabei die 
Ostbayerische SPD, die zwar im Novem­
ber. einen Beschlußgegen eine Platzbeset-

zung faßte, auf ihrem Bezirkstreffen am 
18./19. 1. jedoch dann kritisierte, daß 
unter den 155 Hütten im Dorf nicht ei­
ne einzige "Juso- Hütte" war. Der SPD· 
Abgeordnete Schindler begründete die· 
sen Gesinnungswandel damit, daß entge· 
gen der sozialdemokratischen Erwartung 
die Polizei die Platzbesetzung 
'zugelassen'hat. Bei solchen 
Begründungen kann der 
Herr Minister Joschka Fischer sogar noch 
etwas lernen, der garnicht erst auf den 
Bauplatz ging "weil er sichnicht an mög­
lichen Strafta~en beteiligen wolle", wie 
die Taz berichtete. Da waren ja nicht ein­
mal die bayerischen Grünen so Rechts­
Staatlich, indem sie zur Platzbesetzung 
aufriefen und mobilisierten. Die Erfah· 
rungenaus den Vorbereitungen zur Mün· 

Foto Thomas Einberger 

chner Demo und die bevorstehenden 
Landtagswahlen haben hierbei jedoch si­
cher einiges beigetragen. 

Neben der unerwartet großen Solidari· 
tät durch dieseinheimische Bevölkerung 
machte es auch das Lagertreiben, das 
teilweise eher einem Pfadfinder-als einem 
Widerstandslager glich, diesen Gruppen 
leicht sich damit zu solidarisieren. Außer 
Barrikaden bau und Baumvernagelungs­
aktionen gab es praktiscli keine weiteren 
Aktivitäten. Die 18 Tage freies Wacker­
land mit mehreren tausend Leuten wur­
den nicht genutzt, um den Schritt von 
Besetzung zu weitergehenden Aktionen 
vorzubereiten. 
Als die Polizei den Besetzern vorwarf, 
die angrenzende Bahnlinie (Richtung 
Nürnberg und Prag) blockert zu haben, 
wurde dies mit Entrüstung zurückge· 
wiesen: "Wir haben den Platz nicht 
besetzt um den Bahnverkehr zu be· 
einträchtigen, sondern um den Bau 
der WAA und die Zerstörung der Ober­
pfalz zu verhindern" war in einer 
Erklärung der Pressegruppe vom 18.12. 
zu lesen. Ernsthaft wurde im Plenum 
sogar noch über die Einsetzung einer 
Bahnwache durch das Lager disku­
tiert. Und genauso blieben auch die 
auf der "Schwarzen Liste" stehenden 
Firmen die ganze Zeit über von Be­
suchern verschont. 
Es wurde nicht die Unregierbarkeit 
der Oberpfalz ausgerufen, sondern di.e 
des gerodeten Geländes. Dies ist der 
große Unterschied zu den Aktionen 
vor allem in Wyhl und Gorleben, und 
hier wird auch in nächster Zeit die 
Kernfrage des weiteren Widerstands 
liegen. · 
Der große Fehler lag und liegt teil· 
weise noch in der Fixierung auf Be­
setzung. Und solange dies so bleibt, 
ist die große Einheit einschließlich der 
Sozialdemokraten erhalten und Diskus­
sionen über Perspektiven und Möglich­
keiten erübrigen sich. Der Weg ist 
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Wackeradort 

bequem aber die Folgen katastrophal! 
Als am Samstag, den 08.02.86 nach 
einer Faschinplcundgebung mehrere 
tausend Leute auf den Bauplatz zogtn, 
öffneten einige W AA-Gegner unter gro­
em Beifall und lautstarken Anfeuerungs­
ruren der Bevölkerung das Tor des 
• leider leeren • eingezäunten Ma· 
schinenplatz.os. Vor allem der grüne 
Fast-Nachrücker Wolfgang Daniels war 
ob dieser Aktion äußerst schockiert, 
weil sie nicht in das 'Konzept' paßte. 
Ober Mep wurde somit ständig aufge­
fordert in den Wald zu gehen, wo doch 
was vorbereitet sei: Selbstverständlich 
wurden wiederum Hütten gebaut, die 
der BGS dann planmäßig abends wieder 
zerschnipselte. Am Sonntag dasselbe 
Spiel. In Sichtweite stand der noch 
nicht ganz fertiggestellte Sicherheits· 
zaun, der eine Besichtigung wohl 
gut vertragen bitte. 
Mqelnde Erfahrung aber auch die 
fehlende Dis.kussion haben es BN, 
SPD und Grünen ermöglicht, sich die 
Anti·WAA·Bewegung in Wackersdorf 
einzu't'erleiben. Nach den anfänglichen 
Erfolgen hat sich der akt.ive Teil das 
Ruder aw den Händen nehmen las­
sen. Ein Großteil der Autonomen, die 
anfangs eine treibende und vor allem 
auch eine unentbehrliche Kraft waren, 
hat sich schon während des Pfadfinder­
lagers zurückgezogen. Verständlich 
wenn man merkt, daß der ganze Sinn 
nur darin bestand, sich in den nächsten 
Tagen zur Belohnung abführen zu las­
sen. 
Statt Beschäftigungstherapie ist aktiver 
Widerstand gefragt. Rücksichtnahmen 
auf SPD, BN und Grüne Teile, die alles 
umschlingende Einheit, koste sie, was 
sie wolle~ sind nichts anderes als Auf­
gabe eines erfolgversprechenden Wider· 
stands. Die Reaktionen der Oberpfäl­
zer bei einigen Sonntagsspaziergängen 
(z.B. 12.01.86) beim Öffnen des Tores 
am 08.02.86 aber auch bei der Urteils· 
verlcllndung am 12.02.86 hat deutlich 
gezeigt, daß wir Unterstützung und 
Solidarität erwarten können, dalur von 
uns auch Akti11ität gefordert ist. 
Wenn wir uns nicht bald Gedanken über 
die Perspektiven in Wackersdorf mach· 
en, können wir das 'Freie Wackerland' 
vergessen. Die Aktionen, bzw. Beset­
zungen in Wackersdorf haben der Anti­
AKW-Bewegung neuen Auftrieb gege­
ben. Innerhalb von 2 Monaten hatten 
wir zwei Großkundgebungen mit je­
weils SO.OOO 'bzw. 40.000 Menschen, 
wir hatten 18 Tage lang einen Platz 
besetzt und eine Vielzahl kleinerer und 
größerer Blockaden. Viele Leute sind 
wieder sensibilisiert worden. Hier auf· 
zugeben, bzw. einen Rückzieher zu 
machen wäre verhängnisvoll: Nicht nur 
lur das W AAnsinnsprojetkt im Tax­
öldener Forst, sondern erst recht auch 
für die bundesweite Anti-AKW-Beweg· 
ung. Ein offensiver Kampf in Wackers· 
dorf ermöglicht es uns auch alle ander­
en Atomprojekte wie z.B. in Gorleb· 
en, Kaikar, Hanau wieder stärker ins 
Bewußtsein der Öffentlichkeit zu rück­
en. Und gerade hier sind die norddeut­
schen Initiativen aufgefordert, statt sich 
zurückzuziehen ihre Erfahrungen in 
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Bayern einzubringen, damit es hier 
weitergeht. 

Landtagswahlen in Bayern 

Wenn sich BN, SPD aber auch teil­
weise die Grllnen so wortradikal gegen 
die W AA engagieren, dann hat dies 
sicherlich seine Gründe zum Teil in den 
diesjährigen Landtagswahlen: "Der 
BUND 11er{olgt eine IAngzeitltrate· 
gie. •. duluzlb wird die WAA zum Wahl­
k4mpfthenuz Nr. 1 bei den lAndtags­
wahlen 1986 in Bayern und zur Bun­
deltagiWahl 1987 genuzcht" tönt der 
große Vorsitzende und Wahlkampfhel­
fer Hubert Weinziert Hirsemann, be­
kannt durch das Konzert vom 12.10. 
verspricht: "Ein SPD·Wahllieg bei der 
Bundestagswahl 1987 würde auch da1 
Ende der umstrittenen WAA bedeu· 
ten ", während bei den Grünen die 
Hoffnung keimt, "daß lieh nicht zu 
11iele Leute 11om wider~prüchlichen 
WAA·Nein der SPD bei der Landtags-

wahl Iei ~Mn lallen" (P. Leiberich, Ar· 
beitskreis Energie). 
Die WAA ist also lur die Wahlkiropfer 
gerade rechtzeitig gekommen. Jeder 
hofft, mit Hilfe der W AA ein paar 
Stimmen mehr zu ergattern. Wahl· 
kampf statt Widerstand heißt die 
Parole - auch bei den Grünen. Des­
halb ist diesen auch ein frustrierendes 
Mäuslebauen lieber als aktive Betäti­
gung. So kann man die Leute viel 
leichter davon überzeugen, daß das 
'richtige' Kreuzehen "ein kleiner Bei· 
trag Iein (könnte), die WAA zu ller­
hindem." 
Es ist unsere Aufgabe, Wackerdorf 
nicht zum Wahlkampfthema verkom­
men zu lassen, vielmehr bietet sich die 
Möglichkeit, vor allem die Grünen 
in Zugzwang zu bringen. Dies heißt 
jedoch, nicht mehr den Stimmenfan­
gern den 'Widerstand' zu überlassen, 
sondern wieder selbst aktiv zu werden. 

Peter Kroiß, Landshut 

Foto Thoma1 Einberger 



a r volle Erfolg der letzten Wochen 
für die Anti-WAA·Bewegung ist nicht zu 
übetsehen und wird in der Öffentlich­
kelt auch nicht einmal mehr herunter­
gespielt. Dennoch: die wesentlichen po· 
lltlsc:hen Welchen filr den Bau der WAA 
sind gestellt. Kurzfristig Ist eine Verhin ­
derung des Baus nach allen Erfahrungen 
ausgeschlossen. Auch dies ist den mei­
sten WAA-Gegnem t>.wußt. Was genau 
macht den Erfolg der Platzt>.seuungen 
aus7 

Dnu müssen im wesentlichen drei Fra­
gen gestellt werden: 

1. Ist es gelungen, die Anti·WAA-Be· 
wegung zu vergrößern. Ihre Forderungen 
einer breiteren Öffentlichkeit zu vermit· 
teln7 Gibt es nunmehr Leute, die mit 
unserem Widerstand sympllhisieren7 
Hat sich die Anzahl derjenigen, die auch 
zu einem aktiven Widerstand gegen die 
WAA ~>.reit sind, vergrößert? 

2. Hat sich das Bewußtsein darüber, 
daß nur der eigene, praktische Wider­
stand realen politisc:hen Druck schafft, 
verbreitert? Konnte demonstriert wer· 
den, daß ein Wahlkreuzehen alle vier 
Jehre nicht nur nicht ausreicht, um ein 
solches W•hnsinnsprojekt zu verhindern, 
sondern vielmehr die alleinige Orientie ­
rung auf W~hlen in den letzten J•hren 

Ko1nmentar 

gerade solche Projekte ermöglicht hat, 
weil die Bevölkerung ruhig geh11ten hal7 

3. Machten es die jeweiligen Aktionen 
der letzten Wochen deutlich, daß nicht 
die auswärtigen WAA·Gegner die große 
Gefahr fUr die Ot>.rpfälzer sind, sondern 
daß die Gel1hr für die Oberpfalz von 
den Pol itikern und dem ihnen unterstell· 
ten Polizeiappnat ausgeht, daß der Poli· 
zeiapparat ein enuchei<lendes Instru ­
ment zur Durchsatzung der WAA dar· 
stt!lll7 Ist deutlich geworden. dlß die 
WAA nicht nur ein Ausrutscher Ist. son· 
dern Bestandteil eines ganz.en Systems, 
das zur Durchsatzung seiner Interessen 
auch nicht vor Gewallakten gegen die 
Bevölkerung zurückschreckt (wihrend 
es gleichzeitig derselt>.n Bevölkerung 
Gewaltfreiheit pr.digt)7. 

Verbreitung .!!n!L Radikalisierung müs· 
sen essentielle Elemente der Anti ·WAA· 
Bewegung bleiben. Auch wenn sich 
oerae Teile in jeder konkreten Aktion 
nicht gleichermaßen verwirklichen les­
sen - sie widersprechen sich ja ln 
gewisser Wehe - so müssen sie doch Im 
politisc:hen Gesamtkonzept enthalten 
sein. Sie grundsäQ:Iieh gegeneinander zu 
stellen. wäre absurd. 

Untersucht man die Besetzungsaktio­
nen der vergangenon Wochen vor die· 
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sem Hintergrund, lO muß unumwunden 
festgestelh werden, daß etwas gelungen 
ist. was nur sehr Jehen möglich ist: Die 
Verbreiterung der Bewegung ohne brave 
ZugeJtändnfsse 1n die Polizei , ohne Ver· 
zieht auf illegale Aktionen und bei einer 
Aadikalisierung du gemelnnmen Wider­
standes. Sicher erinnern sich noch alle 
an die heftigen Auseinandersetzungen 
um das Konzept des KoOfdinatiomaus­
schussu: Platzbesetzung ja oder nein, 
Umzingelung, Menschenkette. was steht 
im Vordergrund UlW. Und alses so weit 
war. gingen ausnahmJiol 1lle aul den 
Platz. 

Das alles wurde fOr die Polizei-Führung 
und ihren Vorgesetzten im Bayerisc:hel,l 
l nnenminist•rium zu einem Oitemrna: 
Nahm sie taktisc:he ROcksieht auf die 
Entwicklung Im Widerstand, mußte sie 
zeitweise von der harten Linie Abstand 
nehmen und damit ihre eigenen groß· 
miuligen Ankündiqunqen I..Kein Platz 
bleibt länger oh 24 Srunden besetzt") 
als aufgeblasene Angeberei entlarven. 
Die Tatsache, daß FJS wegen dieses 
.. weichen" Vorgehens aus den Reihen 
seiner Partel angegr iflen wurde, zeigt. 
daß die Taktik nicht besonders attrak­
tiv ist in den Augen der reaktionirsten 
Kräfte hierzulande. Knüppehe die Poli· 
zei aber unterschiedJios rein, wa. sicher 
manchem Bürg~r in unserem L~nde ganz 
gut gefallen hlitle, hätte dal einen unge· 
heuren SolidariJierungsellekt bei den 
WAA·Gegnern zur Folge gehabt. Vor 
allem aber wäre ein Jolches Vorgehen 
mit einem großen Preulgeverlust für die 
Polizei verbunden gewesen. 

Ansichts dieser Alternativen entschied 
sich die Poliul bel der euten Räumung 
für das .. kleinere 011.1": Sie wartete SO· 
lange ab, bis sich die massenhafte Pri· 
senz der Ot>.rpfilter Bevölkerung von 
alleine reduziert holte und räumte ent 
dann - immer noch überrascht von der 
großen Anzahl der Botetzer. Bei der 
zweiten Räumung nützte ihr das Abwar· 
ten nichts, denn auch die Ol>.rpfälzer 
waren massenhalt euf dem Platz geblie· 
ben. Die Polizei versuchte, das Problem 
l>.i den Festnahmen zu lösen: Ol>.rpfil· 
zer wurden aussortiert und nlch Hause 
geschickt, um die Slltlstik aul •• auswir· 
tige Berufsdomonltronlen" zu reduzie· 
ren. 

W ackersdort 

Diese - sicherlich gegenüber einem 
horten Knüppeleinsoll klügeren- Tektl· 
ken erreichten aber trotzdem Ihr Ziel in 
kelnster Weise: Trotz eines relotiv zu· 
rückholtenden Vorgehens bel der Alu· 
mung - als AKW-Gegner haben wir 
JChon ganz andere Kalit>.r e rlebt - ern­
tete die Polizei wütende Kommentare 
MJs der Bevölkerung .. Man mag der E i<>­
JChitzung des L.,drats Schuierer ( .. wie 
'33") kritisc:h gegtnül>.rstehen - teltat 
-nn die Polizei wesentlich brut.ter vor­
gegangen wäre, wäre ein solcher Ver­
gleich problematisch - eines zeigen ool­
che Äußerungen MJf )eden Filii: Gut 11'1· 
gekommen iJt das Vorgehen der Polizei 
t;otz aller psychologischen und tlktl­
schen Tricks nicht. 

Und diese Wut istMich absolut t>.rtch· 
tigt . Denn trotz der tchlinbar sanften 
Riumung bricht allein die Anzahl der 
Festnahmen alle bisherigen Reltorde: 
Sie stellen im Grunde einen weiteren 
qualitativen Schritt dar, der ln den 
neuen GeheimdienJt· und Repreulons· 
getetzen der Bundesregierung seine Ent· 
sprechung findet. Was den einzelnen 
WAA·Gegnern von Ordnungswidrigkei­
ten bis zu Nöt.igung und Gef.,genenbe· 
frelung engehingt wird, wird nicht von 
Pappe sein. Polizei und .A.ostlz werden 
alles daran setzen - MJch wenn sie llelbst 
,,logistisc:he Schwierigkeiten" elnrlumen 
-. diese Massenkriminlllsierung ln den 
Grill zu ~>.kommen. Wichtig bt n Ii· 
eher. daß es der Anti ·WAA.Sewegung, 
nicht wie d01 Friedensbewegung geht, 
die Hunderte von .A.ostlzQflfern produ· 
ziert hat, ohne sich euch nur Im Gering· 
sten darum zu kümmern . Denn Wider­
sprüche gegen d ie Pollzelmlßnahmen 
einzulegen und Prozesse durchzuführen, 
Ist nicht Sache jedes(jtder e inzelnen, 
sondern muß Them1 der gesamten 
WAA-8ewet'lng ~ein. Es dürfen nicht 
diejenigen hingengelassen werden, ., 
denen zufilllg ein Exempel statuiert 
werden soll. Die Krimin1llderung der 
WAA·Gegner soll filr die bayerlsc:he 
Stallsregierung ein enucheldendes ln· 
strument zur gewalts.men Durchteilung 
der WAA sein. D1,....f muß ltollel<tlw 
eine politische Antwort gegeben - ­
den. Deswegen ~>.deutet der Widerstend 
gegen dlne Kriminalhierune Widentand 
gegen die WAA. e 

Fotodokumentation 
Demonstration gegen die WAA * München 12.10.85 
Bauplatzbesetzung * Wackersdorf 14.12 - 16.12.85 

Ober die Demonstration am 12.10.85 in München gegen die 
WAA in Wackersdorf sowie das Straßenfest in der Pariser­
straße, das später als " Haidhauser Krawalle" in die Medien 
einging, ist viel geschrieben, gesagt und gelogen worden. 
Wir wollen im ersten Teil dieser Fotodokumentation ein mög­
lichst um fassendes Bild der Vorfälle während der Demon­
stration und des abendlichen Straßenfestes in Haidhausen ver­
mitteln. Wohl noch nie war es möglich, so exakt im Detail 
einen derartigen Polizeieinsatz zu dokumentieren, einen 
Polizeieinsatz, der gemessen am Anlaß bisher einzigartig war. 
Von der Polizeiführung als " Haidhauser Krawalle" hochstili­
siert, zeigt das Fotomaterial dieser Dokumentation: 
- eine Stutsgewalt, die für den Bürgerkrieg ausgerüstet ist, 

eine Staatsgewalt, die den Einsatz für diesen Fall auch 
üben will, 
eine Staatsgewalt, die den Anlaß für einen solchen Ein­
satz nötigenfal ls auch selbst inzeniert. 

Daß das Spaltungskonzept des Staates nicht aufzugehen 
scheint, zeigt der 2. Teil der Dokumentation. 
Die Behindertungsaktionen, an den ersten Rodungstagen in 
Wackersdorf gipfelten in der Kundgebung am 14. 12.85 auf 
dem Baugelände, an der wiederum dreißigtausend Menschen 
teilnahmen. 

Die Doku kostet 8,00 DM, Bestelladresse: Postlagerkarte 
040068 B, 8000 München 80, Konto: P. Kroiss Sonaerkonto 
Wackersdor[. Postscheckkonto-Nr. 173588-80'7, Postscheck­
amt München, BLZ 70010080. Bis zu 5 Stück nur gegen Vor­
kasse. Entweder durch Oberweisung auf obiges Konto oder in 
Briefmarken an obige Postlagerkarte. Ab 5 Stück gegen Rech­
nung zum Preis von DM 6,00. 
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Weckersdorf 

Die erfolgreichen Wackersdorf-Besetz­
ungen haben die Anti-AKW-Szenerie 
durcheinandergeschüttelt: 
Auch außerhalb Bayerns werden neue 
Bis gegründet, städtische Bis reorgani­
sieren sich, neue Strukturen, wie das 
Donner Anti-WAA-Plenum entstehen. 
In der Oberpfalz platzen die Säle bei 
Anti-WAA-Veranstaltungen aus allen 
Nähten. 
Die Entschlossenheit der Oberpfälzer 
Bevölkerung und der autonomen Anti­
AKW-Bewegung · veranlaßt u.a. die 
staatsfromme SPD zu den allerverrück­
testen Kapriolen: Die Pro-Atomsäcke 
der bayerischen SPD-Landtagsfraktion 
sahen sich z.B. genötigt, dem Taxölde­
ner Forst und speziell dem "Schaf­
stall", dem Interimsort der Dauerbe­
setzer, einen hochoffiziösen Besuch 
abzustatten, anerkennende Worte zu 
verlieren und mit schleimiger Grimasse 
einen Hundertmarkschein ("Mit . schö­
nem Gruß von Herrn Hiersemann") 
für den weiteren Widerstand rüber­
zuschieben. Nichts könnte besser die 
Verschiebung aller Maßstäbe demon­
strieren als diese groteske und zu Nor­
malzeiten absolut undenkbare Szene. 

Es ist wohl kein Zufall, und dürfte an 
den Erfahrungen von Whyl bis Grohnde 
liegen, daß die Anti-AKW-Bewegung 
gestern mit der Wendlandblockade und 
den Tag X-Aktionen und heute mit dem 
noch weitaus massenhafteren Wider­
stand im Wackerland die Polizeistrate­
gen .und -psychologen in größere tak­
tische Probleme und Image-Verluste 
gestürzt hat, als der gesamte Friedens­
herbst von 1983. Und wohl auch nicht 
zufällig ist es der linke,. autonome Flü­
gel dieser Bewegung, der schon im Okt· 
o\>er 1985 mit der ersten erfolgreichen 
Besetzung gegen die WAA im Taxölde­
ner Forst den nötigen Funken schlug. 
Klar,· die Grünen haben selbst ihren 
Parteitag unterbrochen, um im Dezem­
ber 1985 für eine Stippvisite nach Wak­
kersdorf zu kommen. Die grünen Dele­
gierten waren aber längst über alle Ber­
ge, als das eigentlich wichtige passier­
te, als 2000-3000 im neuen Besetzer­
dorf übernachteten und die Oberpfälzer 
Normalos weder Polizeisperren noch 
Fußmärsche von über 10 km scheuten, 
um Brötchen und Tee vorbeizubringen. 
Das praktische Beispiel hat ausgerech­
net in der bayerischen Oberpfalz be­
wiesen, daß radikaler und dennoch 
massenhafter Widerstand mehr Ver­
änderung in den Köpfen der Menschen 
und mehr Zeit- und Geldverluste für 
die Atommafia bewirkt als alle noch so 
ausgeklüngelten parlamentarischen Ini· 
tiativen oder papierene Erklärungen. 
Das klingt selbstverständlich, ist es aber 
leider längst nicht mehr. 
Heute ist ein guter Teil der 100.000 
Brokdorf-Demonstranten von 1981 vom 
Parlamentarismus längst aufgefressen, 
viele andere versuchen sich resigniert 
und vereinzelt mit dem System zu ar­
rangieren. Die Niederlage der Friedens­
bewegung ("Hat doch alles keinen Sinn 
... ) war vermutlich für beides, Parlamen­
tarismusflucht und Vereinzelung, ein 
zusätzlicher Antrieb. 
Wenn es heute überhaupt eine Chance 
gibt, dem rot-grün-modernden Zeitgeist 
etwas entgegenzusetzen, dann aus der 
neu keimenden Anti-AKW-Bewegung 
heraus mit den Wackersdorf-Erfahrung­
en im Rücken. Wie gesagt, eine Chance, 
nicht mehr, und das vielleicht auch 
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nicht mehr lange. Denn n o c h ist der 
Widerstandswille in der Oberpfalz trotz 
Rodungen, Massenverhaftungen und 
Kriminalisierungsversuchen ungebroch­
en. Keiner weiß, wie lange das anhält 
und ab wann der bayerische Repres­
sionsapparat genug Menschen zermürbt 
hat, um den sozialdemokratischen Re­
integrationsanstrengungen mit der 
Sackgassen-Orientierung auf Wahlen und 
Gesetze zum Durchbruch zu verhelfen. 
Wir befürworten eine Bundeskonferenz 
der Anti-AKW-Bewegung noch in die­
sem Jahr, um diese kleine Chance zu 
nutzen und um den Versuch zu unter­
nehmen,die unabhängige außerparlamen­
tarische Widerstandsbewegung-zu reor­
ganisieren als Kontrapunkt zur sozial­
demokratischen Scheiße und als Neu­
formierungsansatz angesichts des An­
passungskl~rses der Grünen. (Kiaro -
die:;es Ziel ist wohl etwas hochgesteckt 
und pipapo, aber ein wenig Träumerei, 
um wenigstens ein schemenhaftes Ziel 
vor Augen zu haben bei der täglich~n 
Kleckerei, wird ja wohl noch erlaubt 
sein ... ) 
Von diesen Globalüberlegungen abge­
sehen könnte eine Bundeskonferenz 
der Anti-AKW-Bewegung in Bayern 

BUNDESKONFERENZ 
DER 
ANTI-AKW-BEWEGUNG ? 

Ja bitte! 

- die Ansätze für eine Reorganisierung 
der Anti-ÄKW-Bewegung in den Städten 
ermutigen 
-das immer noch riesengroße Nord-8üd­
Gefälfe hinsichtlich der Wackersdorf­
Solidarität mindern helfen (im Kern ist 
der Wackersdorf-Widerstand eine regio­
nale Angelegenheit geblieben, mensch 
vergleiche beispielsweise die bundes­
weiten Reaktionen auf die 1004-Räu­
mung mit den Reaktionen der Wacker­
land-Räumung.) 
- zum bundesweiten Austausch und zur 
bundesweiten Koordinierung der ver­
schiedenen Sektoren des Anti-AKW-Wi­
derstands beitragen: Gorleben, Hanau, 
Kriminalisierung, Atommüll- und Uran­
transporte, Endlagerung, AKW und 
Waldsterben, Atomarbeiter, RWE und 
Rekommunalisierung der Energieversor­
gung, Medien etc. 
- die inhaltlichen Kontroversen weiter­
entwickeln, z.B. über Stand und Motive 
des Atomprogramms, über die Frage der 
militärischen Atomenergienutzung, über 
neue Sicherheitsgesetze , Akzeptanzfor­
schung und Parlamentarismuserfahrung­
en etc.pp. 

- dem Oberpfälzer Widerstand gegen die 
Kriminalisierungsstrategien Mut machen 
und Aktionsorientierungen für 1986/87 
diskutieren 
- die regionale Anti - W A A - Bewegung 
mit der bundesweiten Anti- A K W - Be­
·wegung zusammenbringen usw. usf. 
Daß eine Konferenz mit derartiger Ziel­
setzung nicht vom Zaum gebrochen wer­
den kann, liegt auf der Hand. Sowohl 
inhaltlich (Materialreader etc.) als auch 
von der Möglichkeit einer größer ange­
legten Mobilisierung her ist es erforder­
lich, daß die Anti-AKW-Bewegung ein 
derartiges Projekt trägt. 

Für eine Bundeskonferenz im 
Herbst 1986 

über die BuKo wurde erstmals am 18.1. 
auf der Atommüllkonferenz in Trebel 
diskutiert, wobei ein diesbezüglicher 
von der WAA-AG eingebrachter Vor­
schlag im Plenum jedoch auf Kritik 
stieß: 
Solch eine Konferenz würde nur Ab­
lenken vom praktischen Widerstand 
und die dafür nötige Zeit ·rauben. 
Im übrigen sei eine BuKo mit ihrem 
bürokratischen Drumherum - im Un­
terschied zur intimen und überschau­
baren Atommüllkonferenz - kein ge­
eignetes Forum und schließlich wird 
befürchtet, "daß eine BuKo überor­
ganisiert ist und deshalb wenig effektiv 
und abgehoben zu werden droht." 
Es blieb deshalb in Trebel bei dem 
Kompromißvorschlag, am 26./27. 4. 
1986 eine Atommüllkonferenz in Re­
gensburg durchzuführen, zu der jedoch 
breiter als sonst üblich eingeladen 
werden soll. 
Eine Woche später besch oß wieder­
um die bayerische Landeskonferenz 
" den Vorschlag zu machen, eine 
große Bundeskonferenz in der Ober­
pfalz in Regensburg abzuhalten. Bis­
her ist das Pfingstwochenende in der 
Diskussion, um · so den Auswärtigen 
die Möglichkeit zu geben, dies mit 
einer anschließenden Beteiligung am 
Pfingstcamp zu verbinden." (radiaktiv 
Nr. 6) Eine AG BuKo der BIWAK aus 
Regensburg hat in einem Rundschreiben 
vom 5.2.86 wiederum erklärt, sie hält 
zwar "eine Bundeskonferenz in Regens­
burg für notwendig und gut", plädiert 
jedoch für eine BuKo nicht erst Pfingst­
en, sondern schon am 25 .-27 .4. in Re­
gensburg sowie für eine weitere Atom­
müllkonferenz am 15./16.3. zur Vor­
bereitung dieser BuKo. Bis Ende Febru­
ar werden Stellungnahmen hierzu er­
beten, sodaß der Startschuß für diese 
BuKo frühestens im März, also etwa 
6 Wochen vorher abgegeben werden 
könnte. 
Wir halten diesen Zeitplan für reich­
lich unrealistisch, wenn tatsächlich mehr 
vorgesehen ist als die Durchführung ei­
ner -erweiterten Wackersdorf-Wider­
standskonferenz. Wir schlagen des­
halb . vor, die erweiterte Atommüll· 
konferenz, wie beschlossen, Ende 
April in Regensburg durchzuführen 
und in ·allen Bis bis dahin über das 
Pro und Kontra einer Anti·AKW­
Bundeskonferenz im Herbst zu dis­
kutieren um auf dieser Grundlage 
einen von möglichst vielen Bis ge­
tragenen BEschluß für die BuKo 
im Herbst herbeizuführen. 

atom-redaktion, 15.2.86 
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Nach einer längeren Pause beschäftigen wir uns in dieser und den nächsten Ausgaben 
wieder mit den Granen. Denn nach wie vor ist es for uns und viele andere von einer nicht zu 
unterschätzenden Bedeutung, was aus den Grünen, ihren ehemals aufgestellten Anspra­
chen und Forderungen und auch den konkret dort engagierten Menschen wird. Im letzten 
Jahr hat es eine rasante Entwicklung bei den Granen in Richtung grün-alternativer, aber 
staatstragender Partei gegeben. ln diesem Jahr sind Kommunal- bzw. Landtagswahlen in 
Niedersachsen und Bayern und die nächsten Bundestagswahlen stehen ebenfalls vor der 
TOr. Entsprechend scharf und polarisiert ist die Debatte ist Gang gekommen, wo sich die 
Grünen in naher Zukunft einzuordnen gedenken, wieweit sie sich noch von den Bewegun­
gen weg zum Staat hin 'bewegen' wollen. ln Hessen gibt es seit kurzen die erste Regie­
rungsbeteiligung der Grünen auf Landesebene und einen grünen Umweltminister. Die hes­
sischen Atomanlagen laufen aber munter weiter und die Grünen haben zusammen mit der 
SPD die Aufklärung des Todes von Ganther Sare zu den Akten gelegt. Eine ähnliche Kon­
stellation wie in Hessen dürfte auch für Niedersachsen anstehen- es sei denn, die Wähler 
machen dem rot-grünen Bündnis einen Strich durch die Rechnung. Gerade hier in Nieder­
sachsen mit .einer starken Anti-AKW-Bewegung werden die unterschiedlichen Interessen 
zwischen Bewegung und einer nach Regierungsbeteiligung strebenden Partei scharf auf­
elnanderprallen. Das zeigte sich bereits bei der Aufstellung der Landesliste zur Landtags­
wahl in Niedersachsen. Ein kritischer Bericht Ober diese Wahl, ihre HintergOnde und politi­
schen Konsequenzen leitet denn auch die Artikelserie zu diesem Thema in der atom ein, ge­
schrieben von einem direkt Betroffen·en, dem Landtagskandidaten der Granen des Wahl­
kreises Lingen. Es folgt ein mehr grundsätzlicher Beitrag zum Thema 'Grane und Bewe­
gung' nach den Erfahrungen der letzten Jahre, verfaßt von der Redaktion des Schwarzen Fa­
den. ln den nächsten Ausgaben wollen wir die- hoffentliehe kontroverse Auseinanderset­
zung fortsetzen und fordern alle Interessierten auf, s.ich daran zu beteiligen und Beiträge 
zu schicken. 
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"Die Antwort ist euer ... '' 
Am 11.112. Januar 1986 haben die nieder· 
sächsischen Gronen ihre Landesliste fOr 
die Landtagswahl am 15 • .Juni aufgestellt. 
Vergleicht man/frau diese mit der 1982 
aufgestellten Landesliste, so läßt sich 
feststellen, daß heute eine Frau und ein 
Mann an der Spitze dieser Partei stehen, 
die eindeutig als Protagonisten einer Zu· 
sammenarbelt mit der SPO zu bezeichnen 
sind, während vier Jahre vorher mit Martin 
Mombaur und Charlotte Garbe ein Mann 
und eine Frau aus der Anti·AKW-Bewe­
gung die Liste anführten. 
Und in der Tat hat sich in den dazwischen 
liegenden Jahren ein Wandel bei den nie· 
dersächsischen Gronen vollzogen, und 
zwar derart, daß kein/e Kandidat/in bei 
der Aufstellung der Landesliste die AKW· 
Problematik mehr hochhielt, nicht einmal 
der LOchow-Dannenberger J<andidat (Ich 
allerdings auch nicht) - die Position der 
Anti·AKW·Bewegung ist bei den Grünen 
stumpf, nicht mehr mehrheitsfähig. Ver· 
suchte man/frau frOher hervorzuheben, in 
welch_er BI man/frau mitarbeite, und die 
SPO-Vergangenheit möglichst zu ver­
schweigen, so ist es heute umgekehrt: 
Wer den Bezug zur Anti·AKW·Bewegung 
hervorhebt, gilt als möglicher Koalitions-
gegner in bezug auf die SPO. . 
Nun könnte man ja einwenden, mit Han· 
nes Kempmann aus LOchow-Dannenberg 
und Horst Schörshu~en aus Stade seien 
ja zwei Anti·AKWier vertreten. Aber es 
kommt auch auf das Wie an. Angesichts 
der Größe und der Prominenz des Wider· 
standes im Wendland hat Hannes um den 
Listenplatz 2 kläglich abgeschnitten und 
ist auch wohl nur deshalb auf Platz 4 ge­
kommen, weil es der Bezirksproporz -
obwohl der dann später durchbrochen 
wurde, um die Vertreterio der Frauenbe· 
wegung zu verhindern -.so wollte und 
weil zwei potente Gegenkandidaten zu 
seinen Gunsten verzichteten; in etwa das 
gleiche gilt auch fOr Horst, der damit 
Oberhaupt noch unter die als aussieht&· 
reich geltenden ersten acht Plätze kam. 
Daß Hannes Kempmann unter die ersten 
acht Plätze kommen worde, war zwar 
grundsätzlich klar, da sich die Gronen 
noch nicht trauen, eine so prominente Re· 
gion wie das Wendland auszuschließen, 
aber die Betonung liegt auf "noch nicht" 
und es gibt schon die erste Kritik, wieso 
immer eine/r aus LOchow-Oannenberg da· 
bei sein muß. 
Schaut man/frau sich die persönlichen 
Daten und die eigene Themenzuordnung 
der acht aussichtsreichsten Kandidaten 
an, so lassen sich zwei Drittel ganz klar 
als Protagonisten einer Zusammenarbeit 
mit der SPO erkennen, zum einen auf· 
grund ihrer sozialdemokratischen Ver­
gangenheit, zum anderen weil sie die 
klassischen sozialdemokratischen The· 
men wie Wirtschaft, Arbeit, Bildung und 
Soziales auf ihre Fahnen geschrieben ha· 
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ben; lediglich ein Drittel ist noch der Ru· 
brik "Ökologie" zuordnenbar. Die Ursache 
hierzu ist wohl weniger in einer Positions· 
veränderung der Mitgliedschaft zu su· 
chen, als vielmehr in einer Veränderung 
der personellen Struktur der' Partei, d.h. 
Immer mehr Bl·ler ziehen sich aus Frust 
zurOck oder verlassen die Partei, während 
immer mehr Ex-SPOier in die Partei eintre­
ten. Oie Verrats-Politik, die die 68er· 
Sozialdemokraten nach dem Abflauen der 
Studentenbewegung ab Mitte der· 70er 
Jahre an den Universitäten (etwa in Form 
"linker" PrOfungsverschärfungen) betrie· 
ben haben, betreiben sie heute nach dem 
Abflauen der Anti·AKW-Bewegung bezOg· 
lieh deren Position innerhalb der Gronen. 
Es ist bezeichnend, wenn der Antrag aus 
LOchow-Oannenberg zur Konkretisierung 
der Forderung nach einem "sofortigen 
Ausstieg aus der Atomenergie", nämlich 
durch Festlegung eines Zeitraumes, auf 
der Landesversammlung im November 
1985 in Burgdorf keine Mehrheit mehr fin· 
det. 
Es ist bezeichnend, wenn for den Proze8 
von Bauer Maas kein Geld zur Verfügung 
gestellt wird und dann noch mit der Be· 
grondung, man habe zur Entscheidung 
nur zwei Tage Zelt gehabt, wenn es dann 
aber möglich ist, seitens der Bundes· 
Gronen ebenfalls for einen Millionenbe­
trag ein Schloß zu kaufen, und dies wie· 
derum auf der Landesversammlung in LO· 
neburg von einem Mitglied der Bundesfi· 
nanzkommission damit gerechtfertigt 
wird, man habe for die Entscheidung nur 
einen Tag Zeit gehabt, und sich dann an· 
gesichts dieser haarsträubenden Zweier· 
Iei-Maß-Logik noch nicht einmal Protest 
breit macht. 
Was folgt nun aus dem bisher Gesagten 
fOr den Fall, daß es am 15. Juni zu einer 
rot-gronen Zählmehrheit kommt? 
Nun, ersteinmal wird es dann zu einer Zu· 
sammenarbeit, später wahrscheinlich Ko· 
alition mit der SPO kommen, die auch 
nicht durch harte Forderungen im Anti· 
AKW-Bereich gefährdet wird. 
Des weiteren wird Sehröder den Gronen 
einen scheinbaren Teilerfolg gewähren, 
indem er ihnen zusichert, das AKW Stade 
stillzulegen und das Endlager Gorleben 
nicht zuzulassen. Damit vergibt er sich er· 
stens nichts, denn das AKW Stade ist 
mittlerweile so versprödet, daß selbst 
eine CDU·Regierung nicht umhin könnte, 
das Ding bald stillzulegen, und die Unter· 
suchungsergebnisse des Gortebener 
Salzstockes sind schlichtweg niedersch· 
metternd fOr die Atommafia (vielleicht 
auch hier ein Export nach Süddeutsch· 
land wie bei der WAA, Stichwort: Granit); 
und zweitens könnte er die beiden Anti· 
AKW·Vertreter, Hannes Kempmann und 
Horst Schörshusen, damit regional befrie· 
digen (und damit befrieden?). Weitere 
AKWs will Sehröder nicht bauen, aber das 

will auch die Atommafia angesichts der 
riesigen Überkapazitäten nicht - und au· 
8erdem wird ja in vier Jahren schon wie­
der gewählt. Aber Grohnde und Esens­
ham bleiben bestehen und Lingen II wOr· 
de ans Netz gehen - mit Hilfe der GrO· 
nen. 
Sicher, unbeschränkte Radikalität in der 
·sache kann sich nur eine Bewegung Iei· 
sten, eine Partei muß vom Charakter her 
schon Kompromisse eingehen, und es 
wäre falsch, davon ausZugehen, eine Par· 
tel könnte eine Bewegung ersetzen, könn· 
te im Parlament das schaffen, was die Be· 
wegung auf der Straße nicht geschafft 
.hat. Eine Partei kann nur ein taktisches 
Mittel sein, und angenommen, bei einem 
Kompromi8 ließen sich einige Atompro· 
jekte verhindern, Autobahnen verhindern 
und selbstverwaltete Frauenhäuser 
schaffen, dann wäre es falsch, die Bewe~ 
gungen gegeneinander auszuspielen und 
diese Erfolge zu gefährden, "nur" weil 
man/frau nicht alle Atomprojekte wegbe-

. kommen hat. Aber in Niedersachsen Ist 
die Sachlage - wirtschaftlich, juristisch, 
technisch - so, daß sich alle Atompro­
jekte verhindern ließen, vorausgesetzt, 
der politische Wille ist da. 
Beispiele: So wie die jetzige Landesregie­
rung die Atomindustrie einlädt, in Nieder· 
sachsen zu bauen, wenn NRW oder Hes· 
sen keine AKWs genehmigen wollen, so 
könnte man sie wieder ausladen, d.h. Lin· 
gen II nicht genehmigen; so wie die jetzi· 
ge Landesregierung die Dumpingpreis· 
politlk der Preag bezOglieh Grohnde un­
terstützt hat, so könnte man jetzt den 
Spieß umdrehen; so wie die Landesregie· 
rung trotz des KOhlturmabkommens mit 
Bremen den Betrieb von Esensham ohne 
KOhltürme duldet, so könnte sie ihn unter­
sagen; so wie die jetzige Landesregierung 
eine Umdefinition des Atommolls von Ra· 
dioaktivität auf Wärmeentwicklung vorge­
nommen hat, damit im Schacht Konrad 
eingelagert werden kann, so könnte sie 
dies auch wieder umdefinieren. 
Der Möglichkelten gibt es viele, man/frau · 
muß sie politisch nur wahrnehmen wol· 
ien; dafor bietet aber die mögliche neue 
Granen-Fraktion von ihrer personellen Zu· 
sammensetzung und von der pro-sozial· 
demokratischen Stimmung innerhalb der 
Landespartei her keine Gewähr. Eine Stil· 
legung des AKW Stade und eine Verhin· 
derung des Endlagers Gorleben wären je­
denfa,.lls keine echten Erfolge; und fOr ein· 
en echten Erfolg mOSte man sehr hart ver· 
handeln, aber dafor mögen die neuen GrO· 
nen die SPO viel zu gerne. 
Also, die Gronen noch wählbar? Die Ant· 
wort ist euer. 

mit atommafia·feindlichen GrOBen 

Herbert Masslau 
(Landtagskandidat der Gronen 

im Wahlkreis Urigen) 



Grüne 

DEN RADIKALEN 
BRUCH 

ORGANISIEREN! 
DieserText richtet sich an diejenigen Bürgeri­
nitiativmitglieder und Libertäre, die sich ein 
Stück weit und oft mit Bedenken auf eine Ar­
beit mit ode~ in den GRÜNEN eingelassen 
haben. Er will nicht den Hunderten von Über­
legungen zur Strategie der Linken in den 
GRÜNEN eine neue Variante hinzufügen; Er 
soUvielmehr eine Bewertung der neueren sich 
abzeichnenden Entwicklungen bei den GRÜ­
NEN aus der Siebt eines libertären Teils der 
Bürgerinitiativbewegung vornehmen und vor 
allem daraus Konsequenzen aufzeigen, vor 
denen sich bisher auch Libertäre herumge­
drückt haben. 

So sehr sich die verschiedenen Flügel und 
Tendenzen bei den GRÜNEN auch unter­
scheiden mögen, sie haben eines gemeinsam. 
Sie sehen den gegenwärtigen Zustand der Par­
tei lediglich noch unter dem Blickwinkel »ZWi· 
sehen zwei schlimmen Niederlagen und der 
bedeutungsvollen ·Bundestagswabl '87; dazwi­
schen liegen dann noch die zu bestehenden 
Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein, die 
Landtags-und Kommunalwahlen in Nieder­
sachsen, die Landtagswahlen in Bayern und 
die Bürgerschaftswahlen in Hamburg.« 
. Diese einseitig verengende Sichtweise re­

duziert den Spielraum für die Weiterentwick-

Jung freiheitlieb-sozialistischer Positionen in­
nerhalb der GRÜNEN schon heute und wird 
unter dem Dru.ck der Verhältnisse bestim­
menden Einfluß auf die Aktivitäten dieser 
Partei ausüben. Es wird Folgen haben, we~ 
eine solche Partei auch in Zukunft Dreh-und 
Angelpunkt für Initiativen und soziale Bewe­
gungen bleibt. 

Die dicht geknüpften Netze aus finanziellen 
Unterstützungen für bestimmte Altemativ­
proje'kte, in Auftrag gegebene Forschungsar­
beiten für arbeitslose Wissenschaftler und 
ehemalige Aktivisten und Pöstchen (ür Bür­
ger- und Basisbüros, Geschäftsführer und 
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Grüne 

Pressespr~her (mit sehr unterschiedlichen 
Gehaltsabstufungen!) der GRÜNEN sind 
längst zu Fallstricken für die Entwicklung au­
tonomer Strukturen geworden. Diese Bezie­
hungen als »Basisanbindung« zu bezeichnen, 
trifft den Kern: Sie wird tatsächlich angebun­
den. Ehemalige Basisaktivisten werden in ein 
grünes Büro verfrachtet und dürfen letztend­
lich Zuarbeit für Bonn oder die nächstgelege­
ne Landesgeschäftsstelle leisten, als belehren­
der Profi gelegentlich mal vorbeizuschauen. 
Hierdurch fehlen immer mehr Menschen, die 
sowohl durch ihre fachliche Kompetenz als 
auch aufgrund ihrer radikalen Intentionen in 
der Lage wären; vorwärtstreibende Elemente 
der Politik, wie z.B. direkte Aktionen, zu ent­
wickeln. Im Moment herrscht keine partner­
schaftliche Gleichheit zwischen dem soge­
nannten Standbein und dem sogenannten 
Spielbein. 

Sollten die GRÜNEN 1987 nicht mehr in 
den Bundestag kommen, so wird das staatlich 
subventionierte Gebilde aus Parleiorganisa­
tion und verwandten anderen Bürogemein­
schaften sehr schnell wie ein Kartenhaus zu­
sammenfallen. Und davor haben einige Leute 
aus ganz eigennützigen Motiven heraus 
Angst. 

So war es diese Angst und nicht etwa eine 
Neubesinnung auf ehemalige radikale Zielset­
zungen, die in Offenburg die Tolerierung des 
eher fundamentalistischen Vorstands und die 
vorgezogene Wahlkampftour ins bayrische 
Wackersdorf möglich machten. Zwei Fliegen 
wurden mit einer Klappe geschlagen: 
1. Die Partei stellt sich als aktive, dynamische 

Kraft dar, die armen, bedrängten Bürgeri­
nitiativen selbstlos zur Hilfe eilt. 

2. Es wird die Illusion verbreitet, daß der 
Kampf zwischen Syste~.integration und -
Opposition bei den GRUNEN noch offen 
sei, damit noch genug Gutgläubige die 
Drecksarbeit für den kommenden Bundes­
tagswahlkampf machen. 

Dieser hat auf den zentral ausgegebenen Flug­
blättern schon begonnen, wird doch neuer­
dings die »beeindruckende« Liste von Akten­
zeichen grüner Gesetzesinitiativen gleich mit­
geliefert. Nicht mehr so sehr durch selbständi­
ge Aktivitäten, die diese.!l Namen a~ch ver­
dienen, machen die GRUNEN auf steh auf­
erksam, sondern durch das Einbringen von 
Gesetzesinitaitiven und Anfragen im Bundes­
tag! Die substanziell wichtige Einheit von In­
halt und Form der politischen Auseinander­
setzung ist von den GRÜNEN aufgegeben 
worden. 

Während Tausende von Bürgerinitiativen 
mittlerweile erfahren haben, daß in den parla­
mentarischen Entscheidungs- und Vertre­
tungsformen ein wichtiger Grund für die Miß­
achtung ihrer Interessen liegt, arbeiten die 
GRÜNEN fleißig daran, dem angekratzten 
Image der tragenden Säulen des Staates neu­
en Glanz und Legitimation zu verleihen. Sie 
widmen sich genau der Aufgabe, die ihnen der 
Staat zugedacht hat, die sein Fundament aus­
machen: Gesetzestexte ausarbeiten, beraten 
und - weun die Anpassung weit genug fortge· 
schritten ist- mitentscheiden. Das Bundesab­
stimmungsgesetz (Volksentscheid) der GRÜ­
NEN stellt diese Logik keineswegs in Frage, 
weil die GRÜNEN den hierzu notwendigen 
offensiven Gebrauch der Mittel, die dies 
könnten, längst verlernt haben. Zum einen 
denken einige Schlauköpfe an die Zeit nach 
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der Bundestagswahl, wenn die GRÜNEN 
vielleicht nicht mehr im Bundestag sitzen w.er­
den, aber über das Instrument Volksentscheid 
sich noch einen gewissen Einfluß sichern wol­
len. Zum anderen wird es bei immer näher­
rückendem Wahltermin für die GRÜNEN 
immer wichtiger, die Unterschiede zwischen 
der kleinen und der großen SPD herauszu­
streichen, damit der unentschlossene Wähler 
das Kreuz an der richtigen Stelle macht. Ganz 
offen und ungeniert wird dies im GRÜNEN 
BASIS-DIENST ausgesprochen: »Ohne die­
se qualitative Unterscheidung wird es für im­
mer weniger Menschen überzeugende Grün­
de geben, die GRÜNEN zu wählen.« (GBD 
9185, s. 4;4) 

Die innerparteiliche Diskussion konzen­
triert sich in der Hauptsache um die Frage der 
Koalition oder Duldung einer SPD-Regie­
rung unter bestimmten Bedingungen. Die Be­
fürworter einer radikalen Systemoppositon 
sind· hoffnungslos in der Defensive und wer­
den immer mehr. als. bornierte Sektierer in die 

Ecke gestellt. Dabei sprechen alle Erfahrun­
gen dafür, daß die SPD nur durch radikale Be­
wegungen und nicht durch Koalitionen zur 
Korrektur ihrer Politik gebracht wird. 1969 
wurde die CDU ja nicht deswegen von der 
SPD abgelöst, weil die FDP koalierte, son­
dern weil vorher die 68er Bewegung den Bo­
den für eine reformistische Wende bereitet 
hatte. All~s was heute in den Augen grüner 
Reformisten mit der SPD für durchsetzungs­
fähig gehalten wird, geht auch ohne grüne 
Koalitionspartner. Die engen Systemgrenzen 
für antikapitalistische Politik werden nic~t 
einfach durch das Hinzunehmen der GRÜ­
NEN in eine Koalition weiter gesteckt. Sy­
stemgrenzen werden vielmehr durch ganz und 
gar unkoalitionsmäßige Initiativen gesprengt! 
Von dentausendennach der Bundestagswahl 
1983 neu aufgenommenen Parteimitgliedern, 
die in der Regel nicht in den sozialen Bewe­
gungen mitgemacht haben, kann man alles 
mögliche erwarten, leider aber nicht, daß sie 
diese historischen Erfahrungen aufarbeiten 
und kritiscli auf die heutige Situation anwen­
den. 

Es stellt sich nun die Frage, welche Grup­
pierungen den Anpassungsprozeß der GRÜ­
NEN aufhalten und rückgängig machen könn­
ten, um sie eventuell wieder zu einem akzep­
tablen Betätigungsfeld werden zu lassen. 

Die ötrosoziadsten.-dieJusosderGRONEN 
Die Ökosozialisten, in die ja nicht unbeträcht­
liche Hoffnungen gesetzt worden.sind, erwie­
sen sich als unfähig, eine energische innerpar­
teiliche Sammlungsbewegung gegen den Aus­
verkauf radikal-grüner Inhalte in Gang zu 
bringen. Sie haben die Integration von Bun­
ten und Alternativen Listen in die GRÜNEN 
maßgeblich mitbetrieben und damit mitgehol­
fen, regionale radikale Gruppierungen zu de­
montieren. Mit dem zweifelhaften Erfolg, daß 
sie auf allen möglichen Ebenen bei den GRÜ­
NEN Positionen ergattert haben, sich aber im 
innerparteilichen Meinungskampf sehr bald 
zerstritten und verschlissen haben .• ~ • 

Der Versuch der Einßußnalune seitens der 
FÖGA/Graswunelrevolution 

Gut gemeint war der >Offene Brief< an . die 
GRÜNEN von einer Arbeitsgruppe der Fö­
deration gewaltfreier Aktionsgruppen (Fö­
gA), derviel Richtiges über die Preisgabe von 
inhaltlichen Positionen aussagt und auf ein 
Festhalten an >utgrünen< Prinzipien drängt. 
Dennoch kann ich mich nur wundern, wie Or­
ganisationen, die durch ihre jahrelange Arbeit 
an dem Aufstieg der grünen Partei in irgendei­
ner Form mitgewirkt haben und von ihr jetzt 
so unverschämt im Stich gelassen werden, de­
mutsvoll schreiben: »Wir sind in Sorge um die 
Entwicklung der GRÜNEN ... « oder »Wir 
wollen Euch den Mut machen, an dieser de­
mokratischen, oppositionellen Rolle festzu­
halten.« 

Da bringt es eine Partei fertig, im Eiltempo 
von zwei Jahren alle nur möglichen Anphs­
sungsentwicklungen durchzumachen, wozu 
selbst die SPD immer länger gebraucht hat 
und dann so ein Brief! Wieviel gewaltfreie 
Trainingsstunden hat es gekostet, bis diese 
zahme Bittschrift zu Papier gebracht wurde?! 

Der >Offene Brief< suggeriert, daß bei den 
GRÜNEN noch etwas zu retten ist, wenn man 
nur stichhaltige Argumente den Realos ein­
dringlich genug vor Augen führt. Dabei sind 
es nicht mehr einzelne grüne Karrieristen, die 
als »Verräter« eine noch in breiten grünen 
Kreisen vorhandene systemoppositionelle 
Grundhaltung verlassen haben, sondern die 
Partei hat sich als Ganzes gewandelt. Vor al­
lem die Kommunalwahlen sorgten bei einem 
Großteil der ideologisch ungeschulten und in 
sozialrevolutionärer Praxis größtenteils unge­
übten Mitgliedschaft dafür, daß jeder mit der 
Ausübung von ein bis zwei Ämtern beschäf­
tigt ist und dadurch in traditionelle Verhal­
tens- und Vertretungsformen eingebunden 
wurde. 

Natürlich gibt es auch einige wenige libertä­
re kommunalistische Ansätze. Sie treten aber 
gegenüber den formaldemokratisch gepräg­
ten grünen Ratsfraktionen in den Hinter· 
grund. 

Genausowenig wie ein linkssozialdemokra­
tisches prominentes Aufruf-Kartell die CDU­
Regierung zu bedrängen vermag; genauso 
wirkungslos werden Appelle von Basisgrup­
pen gegenüber den GRÜNEN sein, weil es 
keine Strukturen mehr gibt, innerhalb dene.n 
sie als Gleichberechtigte in Beziehung zu den 
GRÜNEN treten können. Dokumentiert 
wird vor allem die Machtlosigkeit von an den 
Rand gedrängten Gruppierungen, die sich mit 
letzter Kraft noch einmal Gehör verschaffen 
wollen. Die bisherige Entwicklung werden sie 
nicht mehr rückgängig machen können, denn 
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sehen Gegenmacht erzielt. Eme alte Wahr- /.. / 
heit, die in bezug auf die SPD noch AUge- J 
meingut zahlreicher Basisgruppen war und ~ • 
nun auch ~egenüber den GRÜNEN aktuell \]'l'J .. ~. I / • 0 • \ 
geworden1st. \ _ ..-: • , /. "- _ I 

Was tun? Am 22. November 85 hatte sich der Ref)k- Uberraschudn.genv: lt 'cht Arns • 
• .... h · w h L · t b Das zustän 1ge erwa ungsgen - • 

Kaum jemand aus den Basisinitiativen wird to!' nac wemgen oc e_n els ung_s e- 1 berg hatte 1981 der ersten Klage stattge- , • 
angesichts drohender Tolerierung von :.\tom- tJ1I' tr~eb durch den Fehler emes lngemeurs ~ geben. - Trotz mehrfa9her Aufforderung 
kraftwerkenund NATO durch die GRUNEN- (VEW) zum erstenmal automati~ch hat es bis Oktober '85 keine weitere Klage • 
noch auf die Idee kommen, Bundestagswahl- schn~/1-~bgeschaltet. Das hat angebl~ch "'"'\. verhandelt. Nun jedoch werden seit Okto- 0 
kampffür diese Partei zu organisieren: Damit ( funktlo;;;~,rt tr :;~ haben ~s ,V~~ SIC~ 1 ber alle 12 weiteren Klagen Schlag-auf-
diese richtige Reaktion nicht in Orientie- aus dv~ Len IC lt · b agheglten a 
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no -~ Schlag durchgezogen: " ... am 22. Oktober , 

rungslosigkeit Wld Frust abgleitet, ist es not- dwen ~ge alnhgtze ~ sc a unhg'abm 0 gen- .....-;: 1 Klage am 10 Dezember 2 Klagen, am 14. >. j 
wendig, das Heft endlich wieder in die Hand l be~t 't~ .g n cd w
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vKorgestc'"br1e edn. gea~t- Januar '4 (!) Klagen, am 4. Februar 2 Kla- • 1 
b k D' . 1 B e1 e . von en erns a en, 1e m1 • K d h k . 

zu .. e o~men: !e s?z1a e~ ew.egungen Gasdruckkolben in den ca. 4 m hohen Ku- · gen, am 11. März 3 lag.en, anac eme • 
mus~en w1ede: m emen mtens1ven Dtalog un-. gelhaufen eingefahren werden mOssen, • mehr." (Rechtsanwältm ROIIe-Hengs- · [/ 
terema_nder emtret.en um zu _klären, w~lc~e l blieben 7 StOck stecken, 7o cm bevor sie '-..... ~ bach). . . 
s~rateg1sc~en Schntte als nachstes wichtig. ihre maximale Einfahrtiefe erreicht hat- / zu befürchten ist aus dem b1shengen Vor· t 
sJ.nd, um. Ihre Inhalte und ihr Politikverständ- ten. Auch das ist ein Fehler, den wir vor· gehen des Verwaltungsgerichts Arns· ~ 
ms ~raktlsch w:rden zu lassen. Vor allem so!~- hergesagt & beklagt haben: die Stilbe'sto- · berg, daß w!.r Klilger auf diese Weise "ab· • 
t~ eme Klarhei~ schaffe?.de Debatte o.rgam- 411 Ben auf die tennisballgroßen Brennele-> gesch"!iert werde~ (. un~ dann an~esch· / 
siert werden, w1e gegenober den GRUNEN • mente. Die Brennelemente sind im unter· miert smd!). Das he18t, Wlf haben mcht et-
eine Stärkung autonomer Struktu:en z~stan-~-en Bereich des Kugelhaufens durch das ~I 4 wa Gelegenheit, aus ~iner Urteilsbegro.n- • 
de ~-ebracht werden kann u~d .. wtc weit der Gewicht der ober ihnen lagernden unter t' dung und dem Urte11. d~r Berufungs~n- • 
Abl?sungsprozeß von den GRUNEN der Si- hohem Druck und weichen den einzufah- • stanz (OVG MOnster) Ems1chten. ~u gewm· - • 
tuatton angemessen vonstatten gehen soll. renden (Steuer- & Abschalt·) Kernstilben nen, ~o wir ~nsere Rechtsposition no.ch • 
• ·' .nicht aus. Neben der geringen Abschaff· ' verstil.rken massen. Und~". haben kem~ ..ollllllll 

.. wirkung ist es zu einer großen Zahl von "· ausreichende Gelegenheit, m kurzer Ze1.t ) .. 
Eme ~olche. s.chrittwei~e Neuformierung ei-) Brennelementbrachen (Kugelbruch) ge- • ·.~ die folgen.den Verhan.dlungen vo:zubere~- LJ 

n~r anttauto:Ita:en Ba~1sbewegung wäre für kommen. Das hat zu weiteren Spaltstoff- I ten. - D1e Kosten fOr all~ erstmstanzll- I 
m1c~. der WJr~l!ch radtkale Bruch mit den / freisetzungen geffjhrt. Die Kernstilbe wa- chen Verfahren komme~ m vollem ~m-
GRUNEN. Dtese Bestrebungen hätten bis zu < ren mit 1,2 to Druck an der Grenze ihrer fang au~ uns zu, ehe ~" auch nur eme · • t 
den Bundes~agswahlen ein Jahr Zeit, Kontu- Be~astbarkeit, hatten also keine Sicher- \• Entscheidung der zwe1ten Instanz ken-
r:n zu entwickeln, an gesellschaftlichen Aus- • he1tsreserve mehr. • n~nlernen! , • 
eman~ersetzungen mit libertären Perspekti- Bei der Gerichtsverhandlung am 10.12. (Zitat der Kläger) . !:.• 
ve~ teilzunehmen,.~~ dann nach dem sich a.?- , hat der Kraftwerksdirektor erklärt, der "" ~ Hieraus z~gen am 4.2.1986 d1e .Prozeßbe-
zeich~enden endgultlgen Zerfall der GRU- .. Vorgang sei bei einem versuch aufgetre- vollmächt1gten und Kläger d1e K~nse-
NEN .~n .der Lage ~u sein, die von ihnen ver- ten, den die Genehmigungsbehörde (Lan- J quenzen: Sie na~men an der .Farce d1eses • ~ 
nachlassigte.n Ausemandersetzungen aufbrei- /"" desminister fOr Wirtschaft, Mittelstand & R~chts-Staat~ n1~ht mehr t711. . 
ter~benewtedera.ufz~nehJ:?e~. Entwederdie ~ Technologie, JOCHIMSEN) gefordert ha- • 01e. GrO~de fur d1esen Sc~;~~t, so schneb • 
Bastsbewe~ung one~ttert sich m A~grenzung '- be, vor Aufnahme des Leistungsb.etriebes 11/1 ~Am ~ulle-Hengesbach, . smd dem Ge· • 
zu den GRUNEN wieder mehr an thren eige- . 

411 
durchzuführen! Der wurde allerdmgs An- ) ncht m den Befangenheitsanträgen ~u ~ 
fang Oktober aufgenommen. .ollllll den vorausgegangenen Verf.~hren hm· . / 

I • "11111111 länglich dargetan worden". Uber Jahre / • 
J Au~ Anfrage der Westd:utschen All~e- wurden die Klagen gegen den HTR ver-

• m~men (31.1.~~) h~tte em ~pre~her Im A J, schleppt. Mittierweile hat der Atommeiler ~ 
·~ Wtrtschaftsmmtstenum. bere1ts 1m Oe- ( VV längst seinen Betrieb aufgenommen. 

zember erklärt, daß kem Anlaß bestehe, K . Mögl'lchkeit war ausgelassen 
d. E t 'I d B t · b h · aum eme o , 1e r et ~ng er e ne sgene m1gung ~ worden, um den Klägern eine ordnungs- ' 
zuroc~<z,uz1ehen. . " " ~ gemäße Vorbereitung auf die Prozesse zu ) 
Ist das ne Atommafia oder nur Schlam- h Insbesondere daß Unterla- ~ . d G h . d A f . ht • ersc weren. , 

) 

parel er ene m:~ungs- un u SIC s- gensowohl dem Gericht wie auch der Ge- • 
behörde oder was.. f' genseitejederzeit zur Verfügung standen, ( 
Obwohl der Störfall vom 22. November ge- · J.- die Kläger dagegen mußten "erst recht li-
zeigt hat, daß der THTR 300 ein eklatan- l ehe Auseinandersetzungen führen, um • 

• tes Sicherheitsrisiko darstellt, wird weiter •

1 
wenigstens in Teilbereichen gleichge- ~t 

nen Zielen und ihrer Selbsterhaltung oder sie 
geht noch mehr den Bach runter, als es bisher 
schon der Fall ist. Sie :wird sehr bald eigene la­
gerübergreifende Organisationszusammenc 
hänge entwickeln und nach außen propagie· 
ren müssen, will sie nicht 1987 zusammen mit 

• gewurschtelt: Nach dem Motto "Augen zu stellt zu werden." 
und durch". 1 "Wenn die Kläger an der Rechtsbildung • 

• Nach Mitteilung der Hochtemp,eratur- nicht effektiv mitwirken können, erübrigt 

"Prototyp" seit Mitte Januar wieder im nu- Verhandlung" (RAin ROIIe-Hengesbach). 
.. klearen Leistungsbetrieb, wie es so schön Trotz alledem: Unsere Arbeit gegen das 

• Kernkraft GmbH (HKG) befindet sich der •

7 
sich jede Teilnahme an einer mOndliehen 

A heißt. Das Mindestniveau von 40 % Nu- D kd' d die die es haben und auf 
den GRUNEN\auf dem Misthaufen der Ge- ' ' klearleistung _was zur Stromerzeugung • rec mg un ' . . 
schichte landen! . h d ß d E d J unsere Kosten betreiben wollen, geht we1-
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STÖRFÄLLE VERHEIMLICHT 

Anfang Dezember war es in der Tages­
presse zu lesen. Drei Störfälle in den 
Hanauer Atomfabriken wurden wochen­
bzw. monatelang vor der Öffentlichkeit 
geheim gehalten. 
Die Störfälle kamen nur dadurch an die 
Öffentlichkeit, weil es einem Behörden­
mitarbeiter zuviel wurde und er die 
'Nachrichtensperre' durchbrach. Ano­
nym teilte er der FR einen entsprechen­

die Störfalle mit. 

es in VVackersdorf 

' in Wackersdorf 
dungsarbeiten für die WAA stetig 
gehen, sorgt deren 'Vorfahre' 
cale in Großbritannien einmal 

Schlagzeilen. 
Zweiten mal in der Ge~chichte 
W AA mußte die zweithöchste 

'gelb' ausgelöst werden: 
die an der chemischen 
Brennstäbe beteiligt ist, 

<VJiuuuuum ige Gase in die 
Umwelt. 70 Arbeiter mußten flucht­
artig das Gebäude verlassen und be-
,findcn sich seitdem, unter ärztlicher 

Autsicht, mindestens zwei sind mit 
Sicherheit verseucht worden. 

Die Betreibergesellschaft 'British 
Nuclear Fuel' (BNF) übte sich in Ab­
wiegelei: Bestritt sie anfangs, daß 
überhaupt Radioaktivität ausgetreten 
war, mußte sie anderntags .ngeben, 
daß ungeflihr 50 Microcurie in die 

mwelt entwichen sind. 
In der Belegschaft der Anlage, die 

seit langem Unzufriedenheit über 
""'""'"'1l''"" Sicherheitsvorkehrungen 

hat kam es aufgrund des 
erneuten Zwischenfalls zu Protesten. 
800 Bauarbeiter traten für einen Tag 

den Streik, weil sie von dem Alarm 
nicht sofort informiert worden waren. 
Die Leitung von BNF bestreitet dies 
selbstverständlich. 

Die verstrahlte Halle soll laut BNF­
Vorsitzenden: Alldey schon "ziemlich 
bald" wieder entseucht sein, auch war 
der defekte Teil der Prozeß-Anlage am 
nächsten Tag schon wieder in Ord­
n~n_$. - Alles halb so wild also ? 

• Am 16. Oktober 85 wurden 3 Mitar­
beiter der hessischen Landesanstalt für 
Umwelt bei Messungen an den Abluft­
kaminen der Atomfabrik NUKEM kon­
taminiert. 

- Bei einer weiteren Messung der Abluft 
der Atomfabrik NUKEM am 4. Dezem­
ber 85 wurden wiederum 3 Mitarbeiter 
derselben Behörde radioaktiv verseucht. 

- Mitte November passierte es dann kurz 
mal, daß aus der Atomfabrik RBU 200 
000 - 400 000 Liter radioaktive Abwäs­
ser in die Hanauer Kanalisation flossen. 

·' ·~ ~ & 
Ungelegen kommt dieser 

Zwischenfall den britischen Atompoli­
tikern allemal. Nach einer endlosen 
Folge von radioaktiven Verseuchungen 
des Umlandes und der Irischen See 
gerät Windscale und seine veralteten 
Anlagen in den letzten Jahren zu­
nehmend in's Licht der internationalen 
Öffentlichkeit. Von einem britischen 
Parlamentsausschuß mußte "der Atom­
mülleimer von Windscale" sich als 
"völliges Durcheinander" bezeichnen 
lassen, von zahlreichen anderen Pub­
likationen ganz zu schweigen. 

Seit langem schon ist bekannt, 
daß Windscale mit einem "offenen 

, daß heißt ständiger 
legaler Abgabe von verseuchtem Was­
ser und Abgasen, zu den größten 
Plutoniumverseuchern der Welt ge­
hört. Die Bodenwerte im Umland Sind 
nur vergleichbar mit Hiroshima und 
Nagasaki ... 

"Es ist technisch möglich, keinerlei 
usstoß zu haben. Aber die Kosten 

ein solches Verfahren wären so 
daß die Atomkraft wirtschaft­

lich nicht zu rechtfertigen wäre", so 
die BNF. In Zahlen: täglich werden 
4.500 to. radioktiven Wasser's in's 
Meer gepumpt, ganz legal im Normal-

Nur so ist diese WAA wirt­
schaftlich erfolgreich (330 Mio. DM 
Gewinn im Geschäftsjahr 83/84) und 
dient damit gleichzeitig als Alibi für 
die im fortgeschrittenen Planungsstadi­

befindliche WAA im nordschot-

Nach Angaben der Atomfirmen und des 
Pressesprechers des hess. Wirtschaftsmi­
nisteriums bestand für die Bevölkerung 
(wer ist das eigentlich?) jedoch keinerlei 
Gefahr. Dazu fällt mir nur noch ein altes 
Sprichwort ein:'Wer mit gespaltner Zun­
ge spricht und dauernd lügt, dem glaubt 
man nicht.' 

konnten in 
Brennstäbe der veralteten britischen· 
Natururanreaktoren aufgearbeitet wer­
den. Eine Anlage für die Leichtwasser­
brennelemente mußte aufgrund unlös-

technischer Probleme eingemot­
tet werden. 
In Dounreay sollen nun die in den ver­

Jahren weiter eingetroffenen 
und Brüterbrennelemente, 

so auch evtl. die aus Kalkar, aufge­
arbeitet werden. 

die unter Entsorgungsnotstand 
leiorle11de internationale Atomgemeinde 
wäre damit ein weiterer 'Entsorgungs­
nachweis' geschaffen, an dem die 
BNF gut zu verdienen hofft, und den 
sich die jeweiligen Betreiber notge­
drungen etwas Kosten lassen müssen. 

Offener als in Wackersdorf spielen 
natürlich auch in England militärische 
Aspekte eine Rolle, es geht in Doun­
reay, wie auch schon in Windscale um 
die Gewinnung von hochwertigem Waf­

nplutonium. 
Wie auch in der BRD Wackersdorf, 

so wird auch Dounreay bei nur mini· 
gegenüber Windscale verbesserten 

Umweltbedingungen nicht rentabel ar­
beiten: Natururan liegt nach wie vor 

unter den Preisen für aufgear-
Uran. 

(Ein ausführlicher Bericht über die 
Geschichte der WAA Windscale und 
die von ihr a~fsgehende Verseuchung 
befindet sich in der Atom Nr. l vom 
Herbst ' 



1 'Reichlich sensationell ist das Ergebnis ei­
. ner jetzt von der grünen Bundestagsfrak-
1 tion vorgestellten Studie über ,.Brüter· 
• wiederaufarbeitung in Europa und die 
: 'Entsorgung' des SNR 300 in Kalkar", 
erstellt von dem Herausgeber des fran­
zösischsprachigen 'WISE-Bulletin', Mycle 
Schneider aus Paris. 
Und zwar aus zwei Gründen. 
Einmal wird darin nachgewiesen, daß in 
ganz West-Europa bisher max. 12 (!) 
Tonnen an Plutoniumstoff aus dem Brü­
terkern wiederaufgearbeitet wurde, und 
auch dies nur unter Inkaufnahme etli­
cher Störfälle und Atomarbeiter-Verseu­
chungen. Mit anderen Worten: Die ganze 
Technik der Wiederaufarbeitung des 
Brüterkerns befindet sich trotz jahr­
zehntelanger Milliarden-Förderung im­
mer noch im Entwicklungsstadium. 
Da sich aber im Bruterkern 90% des 

Plutoniums befindet (der 
Rest steckt als Waffenplutonium im 
Brütmantel), kracht somit die ganze 
energiepolitische Logik in sich zusam­
men. Denn die Wiederverwendung des 
erbrüteten Plutoniums durch Wiederauf­
arbeitung ist der ewig propagierte 
Kern dieser 

\~· 
·~~ 

Zum anderen wird mit dieser Studie ei­
ne neue Kritikfront gegen den Kalkar­
brüter eröffnet, dessen "Entsorgung" 
einzig und allein auf einem am 11. 7. 85 
aus dem Ärmel gezogenen Vertrag zwi­
schen dem Kaikarerbauer SBK und dem 
französischen Atomkommisariat CEA 
besteht. Dieser Vertrag ist ein plumper 
Falschspielertrick, ein Schwindel und 
nichts weiter. Denn; 
- Die abgebrannten Brennelemente müs­
sen der Vereinbarung zufolge "zerlegt, 
in Form und Einzelstäben geliefert wer­
den. " Das Reinigen, aufsägen und Zerle­
gen der Brennelementkästen ist jedoch 
einer der kompliziertesten Schtitte der 
Wiederaufarbeitung. In der Bundesrepu­
blik existiett keine Anlage, die dazu in 
der Lage wäre. 
-Die in dem Vertrag genannte und noch 
im Bau befindliche Brüter-W AA TOR 
im französischen Marcoule ist für die Be­
handlung der Kaikarelemente nicht vor­
gesehen, sondern durch andere vertrag­
liche Verpflichtungen voll ausgelastet. 
Dies bestätigt ebenfalls der Leiter des 
französischen W AA -Programms, J ean 
Megy, in einem Beitrag fUr "Nuclear 
Europe" vom November 1985. 

piert. 
Auch der NRW-Wirtschaftsminister Joch­
imsen hat in einem internen Bericht an 
den Wirtschaftsausschuß desNRW-Land­
tags vom Oktober 1985 festgestellt "daß 
die Vereinbarungen über eine Wiederauf­
arbeitung in Frankreich im Laufe des 
weiteren Genehmigungsverfahrens zu er­
gänzen und weiter zu detaillieren· sind. 
Dies betrifft insbesondere die Zerlegung 
der Kernelemente in einzelne Stäbe, die 
A nlieferungskonditionen und-zeitpunkte 
für die Kernelemente sowie die Rücknah· 
mekonditionen und ·Zeitpunkte für die 
bei der Wiederaufarbeitung zurückblei· 
benden radioaktiven Abfälle." 
Weiterhin wird in diesem Bericht erläu­
tert, daß die Kalkarbetreiber bereits an­
gedroht haben, "daß sie weitere Mög­
lichkeiten der Zerlegung de_r Kernele· 
mente auch in der BRD untersucht und 
sie eine Erweiterung der Zwischenlager­
ungsmöglichkeiten in den in der ERDge­
planten Zwischenlagern auch für abge­
brannte Schnellbrüterkernbrennelemen­
te" beabsichtigen. Schon im August 
hatte die SBK erklärt, daß die kraft· 
werksinterne Brennelementekapazität in 
Kaikar nicht nur 3 Jahre, wie bisher im· 
mer angegeben, sondern ganz plötzlich 
6 Jahre ausreichen würde. 
Man setzt also auf Zwischenlagerung, 
ohne daß ein Ende abzusehen ist; immer­
hin kostet nach Angaben aus der Atom­
wirtschaft die Wiederaufarbeitung von 
Brüter-Kernbrennstoff pro kg auch 
15.ooo bis 2o.ooo DM ("Atomwirt­
schaft'' 12/85), zehnmalsoviel wie die 
ebenfalls schon teure Wiederaufarbeitung 
in La Hague! Noch unangenehmer ist 
die Vorstellung, daß hierzulande die 
Kernelemente-Zerkleinerungsanlage ge­
baut werden soll: Wie uns Mike Schnei· 
der aus Paris uns hierzu ergänzend mit· 
teilte, würde damit das wesentliche Ket­
tenglied geschaffen, um die Brennele­
mente des Kalkar-Brutmantels auch in 
Wackersdorf aufarbeiten zu können. 
Denn im Gegensatz zum Brüterkern 
lassen sich die Brennelemente des Brut­
mantels relativ einfach und'kostengüns­
tig aufarbeiten, wenn nur das Problem 
der Zerkleinerung gelöst ist. Allein im 
Brutmantel jedoch steckt das höchst­
gradig waffentaugliche Plutonium 2-39. 
Zufälle gibts ... 

Hinweis: Die o.a. Studie ist erhältlich 
über Die Grünen im Bundestag, Bundes­
haus, S300 Bonn 1 



.; kurz vor der Entscheidung! 
~;};'f.f, ' ..... ~.~~ < 

In Kaikar sorgte in den letzten Woch­
en nicht nur der inzwischen dritte 
Natriumbrand für Neuigkeiten: 
Der Grüne Willibald Karnisch aus 
Kaikar wird anstelle des jahrelang 
als Kläger aktiven Bauern Maas, der 
vor kurzem aus wirtschaftlichen Gründ­
en seinen Hof verkaufte und damit 
seine Klagebefugnis verlor, die ge­
richtlichen Auseinandersetzungen fort­
führen. Finanziell unterstützen werden 
ihn dabei die gleichen deutschen und 
niederländischen BI's, die schon Maas' 
Klagen finanziert haben. 

Die Hoffnungen Kamisch's bauen 
dabei weniger auf eine grundsätzliche 
gerichtliche Anerkennung seiner Klagen, 
sondern vor allem auf eine Zeitver· 
zögerung bis zu den Bundestll:gs­
wahlen 1987, nach denen dann eme 
SPD-Mehrheit die Inbetriebnahme ver­
hindem soll. 
Für eine Verzögerung wird es unterdes­
sen höchste Zeit: Schon im Februar, 
so die Planung der 'Schneller-Brüter­
Kraftwerksgesellschaft' (SBK), kann der 
SNR-300 mit Brennelementen beladen 
werden. Die dazu nötige Genehmigung 
der Landesregierung, die eine grund­
legende Weichenstellung für die In­
betriebnahme darstellt, ist Gegenstand 
des gegenwärtigen Eiertanzes des NRW­
Landesregierung. 
Karnisch selbst wird nicht gegen diese 
evtl. erteilte Genehmigung zu Felde 
ziehen, sondern gegen die nachträglich­
en Änderungen an den älteren Teil­
errichtungsgenehmigungen. Als nämlich 
der Traum vom wirtschaftlichen Brüt­
en wissenschaftlich auch für die SBK 
widerlegt war, wurde der Reaktor­
kern in wesentlichen Teilen radikal 
umkonstruiert und hat mit dem Alten 
so gut wie nichts mehr ge1ue1u. 
Ein dazu eingereichter 
ist noch nicht gerlehmtJ~t 

Für Publicity ganz anderer Art · 
derweilen das RWE, größter nicht­
staatlicher Anteilseigner an dem SBK. 
Gemäß einem Vertrag zwischen dem 
RWE und dem Bundesforschungsminis· 
terium von 1973 ist das RWE ver­
pflichtet, den Strom zu den Betriebs-. 
kosten eines Leichtwasserreaktors zu 
übernehmen. Die Übernahme der Dif­
ferenz zu den tatsächlichen Kosten 
regelt ein "Risiko·Beteiligungsvertrag':, • 
über die Auslegung dessen Modali­
täten REW und Ministerium gegen- flll 
wärtig verhandeln, mit bisher weit 
auseinanderliegenden Vorstellungen. 
Nach wie vor dürfte das entscheidende 
Wort von der Landesregierung ab­
hängen. 

Standorte 
Schwere Geschütze hat der Physiker 
Reiner Czepan aufgefahren. Ein Gut­
achten, das der nordrhein-westfäfischen 
Landesregierung alsGenehmigungsgrund· 
lage diene und an dem erselbst mit· 
gearbeitet habe, sei gefalscht worden. 
Entgegen seinen V ntersuchungen, die 
Defizite der Nachwärmeabfuhr des 
Schnellen Brüters bewiesen hätten, habe 
der TüV und die Gesellschaft für Re­
aktorsicherheit (GRS) die Arbeitsergeb­
nisse derart manipuliert, daß das Gut­
achten den Stempel "OhneBedenken" 
erhalten konnte. Czepan bezeichnete sich 
selbst als Augenzeuge dieser Nachbes­
serung. Allerdings sind seirle Vorwürfe 
nicht neu und dem Ministerium seit 
1982 bekannt. 
In Bezug auf ein Verwaltungsgerichts­
verfahren von 1984, in dem er als Sach­
beistand dem Bauern Maas zur Seite 
getreten war, erstattete er jetzt bei der 
Düsseldorfer Staatsanwaltschaft Anzeige 
wegen Meineids gegen zwei "Experten". 

Fragen an Atomarbeiter 

Viele Bürgerinitiativen haben 
zum Ziel gemacht, laufende 
anlagen zu überwachen und mit dem 
Ziel der Stillegung Ernblick in deren 
Betrieb zu gewinnen. 
Besonders. wichtig ist dabei Kontakt 
zu den dort Beschäftigten. Als Anreg­
ung für BI's, die mit Atomarbeitern 
Kontakt haben, hat der BKA.-K1rP.n1P.n 
eirlen Fragebogen mit Ideen, 
und Anregungen verfaßt, wie 
was man über den Betrieb fragen 
Bezogen werden kann der 
en beim: BBA, Anti-AK 
St.-Pauli-Str. 11, 2800 Bremen 1 



Hauruck 
in letzter 
Instanz 

' 'Erwartungsgemäß" haben sich wohl 
viele Wyhl Aktivist-inn-en gedacht, als 
am 19. Dezember letzten Jahres dem 
geplanten Atomkraftwerte der Frei­
fahrtschein verpaßt wurde. Das Berliner 
Bundesverwaltungsgericht (BVG) hat 
damit einen Schlußstrich unter ein 
Verfahren gezogen, in dem neun Einzel­
kläger und Gemeinden durch verschie­
dene Instanzen versu~hten, auf gericht­
lichem Wege das A.KW-Projekt zu kip­
p~n. Daß das in diesem Staat ein nahezu 
aussichtsloses Unterfangen ist, dafür 
hat das BVG einen letzten Beweis gelie­
fert, indem es die Auffassung des 
baden-württembergischen Verwaltungs­
gerichtshofes (VGH) von 1982 bestä­
tigte und die erste Teilerrichtungs­
genehm~ng (TEG) für das AKW für 
rechtmäßig erlclärte. 
Bereits 1977 hatte das Verwaltungs­
gericht Freiburg in einem al.s sensatio­
nell empfundenen Urteil eben diese TEG 
aufgehoben und damit den Baustop ver­
hängt. In den Monaten zuvor hatten 
AKW-Gegner-inn-en im Rahmen massiven 
Widerstands monatelang das Baugelände 
besetzt gehalten. 

Im jetzigen Revisionsverfahren ging es 
um grundsätzliche Fragen der V erfah­
rensführung. Strittige Punkte gab es 
reichlich: Personalunion zwischen An­
tragsteller und Genehmigungsbehörde, 
Befangenheit der Richter etc. Für das 
BVG kein Grund zum Veto. 
Vor diesem . Hintergrund taten die 
Kläger recht daran, die Frage nach dem 
Ermessensspielraum der Genehmigungs­
behörden und der Kompetenz der 
V-Gerichte zu stellen. Die BVG-Richter 
bezogen zu diesen Aspekten eine Po­
sition, die für kommende juristische 
Einsprüche gegen technische Großan­
gen weitreichende Folgen haben könnte. 
Wie heißt es doch in der Urteilsbegrün­
dung: "Es ist nicht Sache der "Yerwal­
tungsgerichtlichen Kontrolle, die der 
Exekutive zugewiesene Wertung wissen­
schaftlicher Streitfragen einschließlich 
der daraus resultierenden Risikoabschät­
zung durch eigene Bewertung zu erset­
zen." Alles ldar? - Der wissenschaftliche 
Streit um technische Großprojekte soll 
also in Zukunft nicht mehr vor Gericht 
ausgetragen werden. In Anbetracht des 

·irrsinnigen Aufwands eiri subjektiv ver­
ständliches Anliegen des Herrn Vor­
sitzenden. Aber wer kontrolliert dann, 
inwieweit unsere Umwelt dann nicht 
nur noch nach den Begriffen von KWU, 
RWE usw. gestylt wird? Auch wenn die 
wissenschaftliche Schiene nicht mehr 
quer durch die Prozesse läuft, werden 
die V-Gerichte gleichwohl weiter mit 
Verfahren um AKWs konfrontiert sein. 
Mit welchem Wissenschaftsverständnis 
werden sie dann ihr Urteil fällen? Mit 
dem kritisch - oppositioneller Wisseil­
schaftle.r? Wohl kaum! Die oben 
zitierte Urteilsbegründung läuft darauf 
hinaus, Großprojekte ausschließlich 
nach den Maßstäben der herrschenden 
Wissenschaft. d .h. unter Annahme pro-

:Der 
isf 

fitorientierte Wissenschaftsbegriffe, zu 
bemessen. Bravo, Herr Sendler. 
Im Tenor machte sich das BVG die Phi­
losophie der Atom-Industrie zu eigen, 
sprach von der Minimierung des Rest­
risikos und gab dem AKW Wyhl die 
von der CD U-Landesregierung geforderte 
Fahrkarte. 
Ach ja, die Prozeßkosten, die der Mann­
beimer VGH generös auf 180000 DM 
festlegte, tragen die Kläger. 

Wer sich allerdings schon auf den Obstler 
bei der Grundsteinlegung gefreut hatte, 
darf dieGläsergetrost im Schrank lassen. 
Denn, so tritt mann iri Stuttgart auf die 
Bremse, derzeit bestehe kein Bedarf nach 
zusätzlichen Kraftwerkseinbei ten. 
Schließlich regiert nicht mehr der 
Black-Out-Prophet Fübinger das Ländle, 
sondern der bei weitem subtiler tak­
tierende Lotbar Späth. Der verzichtet 
denn lieber auf ein eigenes AKW inkl. 
damit verbundenem politischen Ärger 
und bezieht den Atomstrom stattdessen 
aus dem benachbarten Fessenheim auf 
der [@nzösisc4en Seite des Rheins. Bei 
einer Oberproduktion von 22000 MW 
pro Jahr in der Bundesrepublik gar 
nicht so dumm, der Mann. Immerhin 
entspricht dieser Oberschuß etwa der 
17-fachen Kapazität eines Atomkraft­
werks vom Typ Wyhl( 
Erst 1988 oder 1989 müsse entschieden 
werden, ob der Strombedarf durch 

weitere Zukäufe oder den Bau eines 
neuen Blocks gedeckt werde. "Bis 
dahin ·werden wir in aller Ruhe über­
legen." - So sei es. 
Damit ist das AKW Wyhl zwar nicht vom 
Tisch, aber die Leute vom Kaiserstuhl 
haben zunächst einmal Ruhe. 
Vor allem eine Tatsache gibt Anlaß zu 
vorsichtigem Optimismus. Anders als der 
MannheimerVGHverbanddie 7. Kammer 
des Berliner Bundesverwaltungsgerichts 
sein abschließendes Urteil nicht als Kon­
zeptvorbescheid, sondern "nur" noch als 
"vorläuf'~ges positives Gesamturteil", so 
daß gegen alle weiteren Teilerrichtungs­
genehmigungen, die dann bspw. den 
Reaktor selbst, das Maschinenhaus oder 
den Kühlturm zum Gegenstand haben, 
erneut prozessiert werden kann. In die­
sem Punkt haben die Kläger in der Revi­
sion einen Vorteil gegnüber dem VOR­
Urteil herausschlagen können. Konkret 
umfaßt die erste TEG nur noch den 
Standort des AKWs im Wyhler Wald. 
Nach dem Stand der Dinge besteht damit 
fllr die CDU-Landesregierung zwar die 
Möglichkeit, das Standortgelände roden 
zu lassen, ansonsten darauf aber allenfalls 
zelten zu dürfen. 
Trotz dieser relativ entspannten Situation 
bleibt mensch am Kaiserstuhl wachsam, 
die Widerstandsstrukturen lösen sich 
nicht auf, und einige träumen für den 
Fall der Fälle von einer neuen Platz­
besetzung. 



Der 1250-Mcgawatl Reaktor Super­
phcnix 1st, als ·achfolgc-Brütcr lies 
197 3 1n M arcoulc ausschlie-lich flir ml­
liliirische Zwecke an·s Netz gegangenen 
Phcnix, ein Kind internationaler Zusam­
mcnarbeit: .. Supc!rpheni.t ist der Beweis, 

der von vielen Wissenschaftlern, der ge- claß die r::urvrüer, wenn sie ihre ~ühig-
sam ten PS (sozial. Partei). den Ge werk- kciten und ihr Know-How gememsom 
scharten, außer der '-ommunistischen nutzen. die Amerikaner und die Japa· 
CGT. vielen 'Pron11~· und der betroffe- ner sogar auf dem Gebiet der Zukunfts-
nen Bcvölkcrun~ mngetragen wurde. cechnologict• hinter sich lassen können . .. 
E) wurden u. a. b1s 1980 1/ 2 Mio. Un- . (Marcel Boiceux. Präsident der frz. Be- _:_.· 
tcrschriftcn gc~ammelt, es ergingen in- trcibergesellschaft EDF. in einem AFP- -::: 
terna tionale Appelle von Ph} sikcrn, und Telex v. 15. 1.) 
im Juli 76 kam es zu einer ersten friedli- Daß das mehr Wunschvorstellung ist. be-
eben Bauplat7besellung, deren brutale legen die Zahlen der harten Realität: Mit 
Räumung vor aJiem d1e Bevölkerung vor emem Gesamtvolumen von 25 Mrd. 
Ort sensibilisierte und gegen den Brüter Franc~ (..:a. 8, 5 Mrd. DM) Baukosten 
mobilisierte. WJllerstandshöhepunkt war w1rd Superpilenix-Strom 2, 5 mal soteu-
die Demo am 31. 7.77. bei der sich 60 er scm wie 'herkömmlicher' frz. AKW-
000 Demonstrant/innen aus ganz Euro- : Strom. Anfungs ging mann davon aus. 
pa und 3000 Polizistcngc!!cnübcrstanden. dal\ Superpilenix seine Erstbeladungs-
Der durch brutalen Poli;eicinsa tz, noch cn.!rgiC' (Plutonium = Pu) in 4 :- 5 J ahr~n 
bevor der Zug das Gelände erreicht hat- reprodu1.iert haben würde, mittlerweile 
te, verursachte schrcc'-liche Verlauf, bei sieht mann das etwas nüchterner. wenn 
dem der frz. AKW-Gegner Vitale Mi- mann auch nicht offi1iell zug~bt, daß 
chalon getötet und mehrere andere ver- nach Auswertung der Phenix-Erfahrun-
stümmcll wurden war noch Wochen spä- gen ein Zeitraum von 100 Jahren wesent-
lcr Gesprächsthema Nr. I in Frank_reich · lieh wahrschemlicher crschemt. .,Dte 
Das gleiche galt flir die sich ans~hh_~ß~n- · BnttreuJ..toren sind das komplizierteste, 
den Pro7.ei.\-Farccn m de~en. w1l~kurllch .·:::' :·· umwelcverschmutzendsre, ineffiziente· 
A ngdlagte rur Sachen 1.he Sie n1ch t gc- ::;:;.: ste und riskamcste Mittel. wasder Mensch · 
macht hauen. nicht gemacht haben ·.· bis heute erfunden hat. um den Ver-
konnten. s tellvertretend für alle Super- hraucll nuklearer Brennstoffe zu redu-
phenix-Ccgncr/inncn t.U Knaststrafen zieren . .. 1 Fa:it einer nich töffentliehen 
verurteill wurden. Swclie von 1 0/82 eines CI:;A / 1/ ·lngeni-
Das Emzige was an diesen Prozessen . eurs, : 11• 11• M. Schneider: St:perpher:ix-
sllmmte, war dk geballte internationale · Die Pu-Waschmaschine vun Crcys-ftlai-
Solidarität. vil/e, Paris 1. 5. 85) 



tsache, daL~ 
der Ener{!lcvcrbmuch seit Anfang de1 
70cr J2h re l.ontinulcrllch gesunken und 
mcht . w1e uwarlct, ~cniegcn 1~1. 

ll mlll kommt. dat\ mann IJ~> ::::: 
wm Begmn der ersten Erdachellen 1m ··\ 
Mai 76 noch kcmcrlei l: rfahrung m1t der .·:: 
für den Brutbctncb notwentilgen \\ 1cdcr­
aufarbe1tu ng von Le1ch t wasscrrcuk tor­
Br\!nnelcmcnten hatte. ua emc solche 
\\'AA erst 1m seihen Jahr mll der UP :!­
Anlage m L 1 llU!!UC in ßetncb ~ung. De­
ren Bilanl war b1s 197~ mtscrabclund 
entsprach mit nur 3 I .7 t noch mcht ein­
mal 4'!t des angestrebten Jaltresdurchsat­
lcs von SOO t. Mann wußte damals also 
g<~r nicht genau. ob mann jcmal'> so viel 
Pu tur Vcrfugun)! huben wiirde urn den 
Brütcr Industriell nutzen tu können. 

· Und auch utc für die immer w1cdcr pro· 
paf,ticrtc 'rcs:>ourcensp;nl'nde I ncrgicver­
sorgung'. d. II . W1eJeremsatt' von poten­
tiell erbrütetcm Jlu , durch Superphcnix 
nötige hocht..umpli7icrtc WM d\'f ßrenn­
clcmcnle aus dem Brut kern dürfte 
vor l.:rllh.• des J alHhundl·rts kaum tu rca­
lbien~n sein. ßis Jalun müt\tcndle Brenn­
elemente :r.w1schen)!elavcrt werden. 

Relativ problemlos hinge(!en und in Mar­
coule (Phenix) auch pmkti:licrt. 1st d1c 
Abtrcnnung des Pu au~ dem Bn11mantcl. .·• 
Und das ist der Stoff aus tlcm tlie ßom- ·: 
ben sind ... Das im Brutmantel crbrütete 
Pu be)teht 111 98% aus dem waffcngrädi­
t:en Pu 239. Il ier dürften auch die Grun­
de rlir ein Festhalten an der ßrütertech­
nolot:ic unter zivilem De~kmantclchcn 
;u suchen sc1n. 
Superpilenix i:.t flirlit•n lrt . Staatd~eide­
ale Synthese aus z1vtler und n111itari)cher 
1 utwng. Er kann (anders al~ der l'hen1x) 
1.ur Stromer7cugung auf Dauerbetneb 
gefahren werden und ~ekh1.eitig IJ-Wuf­
f~n-Pu herstellen. Zu fragen bleibt aller­
dings, welche utzung 'an!tenchme' ße­
gldterscheinung der anderen ist. .. Eine 
dndrucksvnllc Antwort auf diese Frat:e 
!<!bl der sozialistische A h~eordnetc ßl·· 
ncdctti im Nov. 83 vor dl·r frt. Nntional­
versammlung: .. D ie l:'ah/ des St:l111clle11 
/Jriiters sichert ohne /.weife/ am bestell 
unsere energie· und nulitärpolitisclle Un· 
abhiingigkeit." Der Satt. den er noch 11m­
zufügt, 1.cigt deutlich wo für 1hn die Pn­
ontät lie~t : ... Vur der Seimelle Briiu·r ISt 
in der Lage ausrc1clleu Pu 239 :u licjt•m. 
um die Emwicklung umaer Nukleur­
streitl.rafr :u sichern." (s. ta:. 27. / . 86) 
Cin EDF-naher \V irtschafts-J ournalist 
spricht dann in einem Art1kcl Jcr Fach­
ICitschrift 'Encrgics· v. :!3. 4 . 82 deut­
lich aus. welche Rolle Jem Superphl•nix 
bei diesen Planungen von Anlant: an tu­
gedacht worden ist· 

Menge Pu Z"'"·"""''",. 
rät produziert. um rnnd sechzig takti· !;:;:;:;:;:;::;:;:::: 
sehe A tomwuffen pro Jahr herzustellen. 
( ... ) Unter diesen Umstiinde wird Super­
phenix natürlich die technische Basis der :~:~:~::~:~:~:~:,:,:, 

französischen Force de Frappe (frz. A­
romstrei tmach r, d. Red.). "(vgl. M. 
Sehneider) 
Und wte s1cht es dann mit den 16% deut­
eilen Pu 's, das die BRD im Rahmen des 

Pu-Bctstellvertrages ftir die Erstbeladung 
und lWCi weitere Folgebeladu ngen zur 
VerfUgung stellen mußte, einerseits und 
dem Status der BRD als Nich t-Kernwaf- ,:,:,:·:~:~:,:·:•~:·: 

renstaut und Unteneichnenn des Ato m­
waffensperrvertrages andcrersetts aus? :~:,:~::,:,:,:,:,:,:, 

Auf Anfrage im Bundestag vom Nov. 82 
konnte die Wenderegierung nicht defini- :::::::•::,:, :~:,:,:, 

tiv ausschließen. daß das Frank reich be­
reitgestellte Pu als Brutmaterial für frz. :::t}}~~~~i~: 
Waffen-Pu dienen kö nnte. Über die Waf- ;:;: 
fengrädlgkeit des zurückzulicfernden Pu 

:'; ~: ';·,; ':' ;, :':';' 
'-o nnte die Bundesregierung l ,SJahre 
später auf Anfrage derGrünen nur sagen: 

.. Ver V errrag en rhiilt keine Aussage über ~j:~~~~~.!i!j~~~~~il 
die Iso topenzusammensetzung ('Grädig· ;!; 

. keir ')des Pu. "(Drucksache 10/ 1448) 
Außerdem be1>tätigtedießundesregierung 
auf emc Große An frage der Grünen, daß j~:~t:~!f~ 
Frankreich praktisch einen Freifah rts· 
seilein besitzt. Pu aus tlem Brutmantel 
l!emäß seiner Sl '~ igen Beteiligungseinem 
A-Waffen-Programm zuzufUhren und da­
mll Internationalen Kontrollen zu ent- ::::::::,:,:,;,:,:,:· 
llehcm: .. Nach den A nwendungsbesflm­
mungen fiir die Euratom-Sichenmgsmaß· 
nahmen werden fiir in Frankreich befind· 
/ich es K cmunaterial. das für Zwecke der ,.,., ...... ·.·.,·.·.·.· 
VerteJd1g1111g bestimmt werden kann. 
Umjang und V erfahren dieserSicllenwgs­

::::::::~:,~:::::·;,;.;.;.:, maßnahm en 11011 der Kommission in Ein·:,:,:,:,:,:,:,:,:·::: 

:;::m::lii::!Ji.iiiitmrmttmr vernehmen mit Frankreich festgelegt.'' .. ,.,.,.,,,.,, .. ·.:.· 
:::: (Dmcksac!Je 10/35 15) 

:;:tin:mmmttli::i1m1fm:mW1@} Da ntitzt es auch wenig, 
::;; c.Ja(\ der Superpilenix bisher angehlieh 

güM hch den Kontro llen der Euratom 
untersteht. denn d<IS 'Einvernehmen mit 
Frankreich' könnte tlann im Zweifelsfall 
~o aussehen. c.Ja(~ Frankrcic~ das vo n Su­
pcrphcnix crbrütele Pu fGr ·lum Zwecke 
der Verteidigung bestimmt' crld~rl und 
die Kon trollenau~dics<.'mGrunde einfach 
ablehnt. wil' es das fürPhenix auch schon 
getan hat Lapidare Erklärung der fn. 
Rcgil•rung: .. Phcnix ist nicht für intema· 
tionale K outrollen zugiinglich. we1l er 
geeignet ist für militiirische Zwecke :u 
arbelfen. "(s. Nucleonics Week, 4/83) 
Em derartiges V erhalten ist in den V er­
elnbarungen zwischen Frankreich. Eura­
tom und der IAEO (Internationale A­
tomencrglcbehörde, c.lie über die Etnhal­
tungdcsA tomwaffenspcrrvertragswach t) 

27. 78 ausdrück lieh 



NERVOSITÄT 
Stern - Enthüllung wg. Hanau 

ATOMSTAAT 

S t:ta tsanw:tl fliehe Ermittlungen ge-­
gen die ßctreiber der Hanauer Plu­
toniu mfabrik en Alkem.Nukem und 
RßU. gegen die lei tenden Angestell­
ten des hessischen \\ iJ·tschaftsmi­
nistcriums, Thurmann und Fran-" 
")\"ic ecgen Zimn~ermann höchst­
pe rsönJicll. 

l·rrnalldl \\lrd \\<!g<!n eaner Staltat. :tut 
dtc (,l·fanrn•~'trale steht· ~okr allegale 
ßetrach \oll \h>manlagen Oto: go:\\ öhn­
lu.:h cut unterr~~ .. htetcn ~rca!><! rechnen 
k~t 0111 o:inl'r ,\nJ..la!,!Ccrhdnang. dac lll· 
er:.t \crmutlach I hurrnann unJ Trank 
trl'l kn \\ tnl. I alb Jae~e ~11:h aul eane 
\ 11\\ ~o't\Ullf cnn .,hcn hcrulen 'ollh.'. 

ditrl II." .m~:h \\' trt~chaftmanister Ste!!er 
aul der \nldagchanl. Plat1 nehmen dur· 
ten. 
IJaL' dae llanauer r\tomanlagen ohnl' a­
tum n:ch thchc Genehn11gu nv. au~gl'l,aut 
und helneben "urden. haben ehcnblls 
/Wl'l au:. der Staatsall\\ alt!>chaft tn Auf­
tr<~g g~.:gebcnc Gutachten hest;itart. L>aL\ 
dariiher hinau\ in ll<tnau Plutonaumha­
l;an;cn l!.et:ilscht und- am l·all ill..'r Rßl • 
dl·r vorgeschriebene Skhcrho.:ibhcncht 
fra\acrt wurde, "um in (kr Öjjentlicll/..1!11 
nieirr 111/l dem l-mgang mit 1'/uwmwn 
tn I abindum: gebraclrr :u wcr,/en .. 
baeh~ .. Plutunaum~chicber~·J\:Il 111 ll.t· 
nau" 111 dae:.cr .. r\TO~I") madll u1e 
S.ache delikat unu ~:rl..t:irt J;c, Ieidate 
~na ... tcrn 101 Gehalk Jcs r\ !Uill'>taal!> 

Sdau11 am Dez!!mher l9b4. unmtlldbar 
nach der :.ta:~t~ll\\ altliehen DurdJsu­
chunv der \L~I ~I wurden Ja~.; llan.llte 
Staat!'.Jll\\allc na~.:h \\ tC\hadcn 7.a!lcrt , 
um dte "alreblicllen Bedenken" Uö 
Rcchtsaus ... chu:.:.c:. Je:. Landta••cs und 
..,on..,ta~cn \lat.,regclung.cn zur K<!nntnas 
JU nehmen. 

Im I ehruar 1985 wrbngtl! \torn· 
!>taatsschiitler l\r I. lnm:nm1111Mcr 
lammcrmann, .. mir ,\aclrdruc/.." von 
seancn h~o:~tschcu Kum panen. der lla­
naul'( Staats;an\\ult:.chaft d1c \l..tc:n uhcr 
die umstnttcncn Gcnchmagung.swrfah­
rcn 111cht 1ur Verfügung zu stellen Das 
lnnenmanasten um bezog ~ich dabei aul 
den Paragraphen 96 det Strafprozcl.\­
ordnung, wona~.:h eane l:khörde die lh.:r-
aul.gabc amtliche Schnltstüc!..e vuwcr- J 
;!en kann. wenn slti! .. das Wohl des /Jun· 
des oder l'illcs deutschen Landes gefiJirr· 
c/('t sieh r •· 
Daesc \lntcalung brachte die FR jedoch 
erst am 7.4.85, dre1 Wochen nach Jcr 
erhellenden ~litteilung do.:r tal. da(, 



"Frank und Thunnann (s.o.) belasten­
dendes Aktenmaterial zur Plutoniumfa­
brik ALKEM beiseitegeschaft haben. " 
(taz, 15,3,85) 
- Am 21.03.85 berichtete der Stern 
in einem Hanau-Beitrag unter der Ober­
schrift "Das Ding ist heiß":"Um die 
Ankläger (Staatsanwaltschaft) nicht 
über die Stränge schlagen zu lassen, 
haben sich Justizminister und General­
staatsanwaltschaft schQn etwiJS einfal­
len lassen. " Offenbar mit wenig Erfolg! 
Denn: . 
- Am 06.02.86 bringt der Stern einen 
ausgezeichnet recherchierten Report 
über den Versuch Zimmermanns, die 
fortgeschrittenen staatsanwaltliehen Er­
mittlungen mit einer Selbstamnestierung 
durch Atomrechtsänderung zu unter­
laufen: "He" Warrikoff (Geschäftsführer 
der ALKEM. und der RBU, gleich­
zeitig als MdB im Bundestags-For­
schungsauuchuß. Anm. Atom) solle 
einen diesbezüglich genauere Vorstel­
lungen konkretisierenden Brief an Herrn 
Minister richten, in dem der .A.'nderungs­
bedarf. .. inhaltlich präzisiert werde" 
so - lt. Stern - ein Vermerk aus dem 
Bundesinneministerium vom 17.07.85. 
Daß gerade derjenige das Atomrecht 
umformulieren sollte, der an erster 
Stelle vor einer Anklageerhebung 
steht, zeugt wahrhaftig nicht gerade 
von Feingefühl, dürfte aber dennoch 
bezeichnend sein für den spezifisch­
diskreten Charme dieser unserer Bour­
geosie ... 
Jedoch - der Coup flog auf. Das halb­
seidene "Dementi" des Zimmermann­
Ministeriums nach der Stern-Veröffent­
lichung ("Richtig ist vielmehr, daß 
nicht an einer Novellierung des Atom­
gesetzes gearbeitet wird, weil die der­
zeitige Rechtslage völlig ausreichend ist 
und die Notwendigkeit einer Änder­
ung nicht besteht" verleiht der Ver­
legenheit des Innenministeriums nur 
Ausdruck ohne die vorherige Exis­
tenz der Amnestierungspläne in Zwei­
fel zu ziehen. 

SPD und FDP: Grüße aus dem 
Plutoniumsumpf 

Die weiteren Enthüllungen der JUDg­
sten Stern-Reportage von Hubert Seipel 
beweisen, daß alle maßgeblichen Stel­
len des Bundesinnenminsisterium schon 
1981/82 die Stillegung der Hanauer 
Atomanlagen. wegen "Unerlaubten Be­
treibens von kerntechnischen Anlagen" 
für unabwendabar hielten und erst 
nach mehreren Vorstößen der da­
maligen FDP-Politiker Karry und von 
Schoeler sowie auf Wunsch der damali­
gen Forschungsminister· Hauff und von 
Bülow der illegalen Plutoniumverarbei­
tung zustimmten. Die neuen Facts 
im chronologischen überblick: 
12.12.75: Die Hanauer Atombetriebe 
beantragen eine Genehmigung nach 
§ 7, Atomgesetz, was erstmals eine 
Beteiligung der Öffentlichkeit zur Folge 
hätte. Bis heute liegen diese Genehmi­
gungen nicht vor - die Betriebe ar­
beiten illegal auf Grundlage sogenannter 
Obergangsgenehmigungen. 

13.02.79: Innenminister Baum (FDP) 
beschwert sich bei Forschungsminister . 
Hauff (SPD) über den Mißbrauch der 
"Übergangsgenehmigung" durch die 
Firma ALKEM. Ohne Erfolg. . 
19.03.79: In der Energiekommission 
des FDP-Präsidiums bedrängen Riemer, 
Hirsch, Lambstorff und Karry Innen­
minister Baum,. zugunsten des Plutoni­
umbunkers der ALKEM beide Augen 
zuzudrücken. 
November 1979: Die "Gesellschaft für 
Reaktorsicherheit" (GRS) warnt vor 
Katastrophen bei Flugzeugabstürzen auf 
die Anlagen der ALKEM. 
1980: Die Abteilung Reaktorsicherheit 
des Bundesinnenministeriums (BMI) 
kritisiert die "schamlose Ausnutzung" 
der Obergangsgenehmigung dureh die 
Hanauer Atomfirmen und die "Ver­
schleppung des Verfahrens'~ 
04.01.81.: Der hessische Wirtschaftsm­
minister Karry plädiert in einem Brief 
an Baum, Genscher und Lambstorff 
für Nachsicht in Sachen Hanauer Plu­
toniumsumpf. 
16.10.81: Der CSU-nahe BMI-Ange­
stellte Pfaffelhuber vermerkt über das 
hessische Wirtschaftsministerium, es 
neige "dazu, sicherheitstechnische Be­
lange auf die Seite zu schieben." 
Okt. 81: Baum teilt in einem Brief 
an den neuen Forschungaminster von 
Bülow mit, daß die Schließung der 
ALKEM drohe. 
29.10.81: Von Bülow bittet "dringend 
darum", von einer Schließung abzu­
sehen und in alle weitere Entschei­
dungen hinsichtlich ALKEM einbezog­
en zu werden. 
27.11.81.: In einem Vermerk des 
BMI wird die Gefahr von Flugzeug­
abstürzen hervorgehoben ("Alkem in 
Hanau-WoJfgang liegt im Bereich der 
Warteschleife Charly des Flughafens 
Frankfurt"). Ministerialdirigent Pfaffel­
huber (BMI) notiert, daß die Änder­
ungen bei ALKEM gegen das Straf­
gesetz verstoßen. BMI-Staatssekretär 
Hartkopf, zuständig für Hanau, ver­
merkt: "Wann wird der Betrieb end­
lich eingestellt?" 
01.06.82: Der direkt aus dem hessisch­
en Wirtschaftsministerium ins Bundes­
innenministerium übergewechselte neue 
Staatssekretär von Schoeler - ein Duz­
Freund des ALKEM- Geschäftsführers 
Roepennack, derzeit SPD-Staatssekretär 

im hessischen Innenministerium - er­
klärt in einem Brief an Baum und unter 
Berufung auf Gespräche mit dem 
rechtsliberalen Karrynachfolger im Hes­
sischen Wirtschaftsministerium, 
K.J. Hoffie, eine ALKEM-Schließung 
sei "weder vertretbar noch durchsetz­
bar." 

Auch diese Enthüllungen belegen, 
daß zugunsten der Hanauer Plutoni­
umwirtschaft die Minister Baum, 
von Bülow und Hauff - sowie selbst­
verständlich ihre Nachfolger - wissent­
lich Straftatbestände begangen und die 
selbst verabschiedeten Gesetze ge­
brochen haben. 

Darüberhinaus zeigt sich erneut, daß 
die Hanauer Plutoniumbetriebe unter 
den besonderen Schutz der Bundes­
regierung gestellt und von dieser im­
mer abgedeckt wurden. 
Es ist in diesem Zusammenhang daran 
zu erinnern, daß in Hanau die Giganten 
der Kraftwerks- und der Metallerzeu­
genden Industrie zusammenkommen: 
DEGUSSA und Metallgesellschaft hal­
ten 45 % der NUKEM, die mit 40 % 
bei ALKEM und der RBU engagiert 
ist. Die Kraftwerksunion ( 100 % Sie­
menstochter) besitzt 60 % von ALKEM 
und RBU. Dies ist insofern interesant, 
als Plutonium für Waffenzwecke mittels 
Elektrolyse von einer wässrigen Lö­
sung in ein Metall umgearbeitet werden 
muß, wobei schon heute die Degussa 
in 2 strengbewachten Hallen atif dem 
Gelände der Hanauer Atombetriebe 
täglich per Elektrolyse Metalle, da­
runter Gold und Silber, abscheidet. 

Die besondere Bedeutung der Plu­
toniumfabrik- und Lagerstätte ALKEM 
für den bundesdeutschen Staatsapparat 
wird recht anschaulich im Posten 
RBV A 691 1/8 der voin Forschungs­
ministerium geförderten Projekte ange­
deutet: "Beteiligung des Bundes an der 
Abdeckung der aus der von ALKEM 
betriebenen weiteren Entwicklung der 
Verarbeitung von Plutonium entstehen­
den Risiken." Kostenpunkt: 24,5 Mill. 
DM. Laufzeit: Bis 1991. Finanzanteil 
des Bundes: 100 %. --
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Am 12.12.1975, genau 10 Jahre vor der Minister-Vereidigung des grü­
nen Fischer in Hessen wurden von den Hanauer Atomfirmen ALKEM 
und RBU der Antrag auf Betriebsgenehmigung nach § 7 Atomgesetz 
eingereicht. Diese Genehmigung gibt es bis heute nicht. Beide Anlagen 
laufen seit 10 Jahren faktisch illegal und lediglich abgesichert durch 
eine Art" Ubergangsduldung" des Atomfilzes in Wiesbaden und Bonn. 
Jahrelang konnten mithilfe derartiger Machenschaften die Hanauer 
Atomfabriken perfekt vor jeder Öffentlichkeit abgeschottet werden, 
nicht obwohl, sondern gerade weil ~ie mit den Stoffen hantierten, aus 
denen die deutsche Atombombe entsteht. 
Das der ATOM vorliegende stenographische Protokoll einer nicht öf­
fentlichen Sitzung des Bundestag-Innenausschusses vom 22.5.85 über 
die Hanauer Reaktor-Brennelemente Union (RBU) wirft ein Schlag­
licht auf Zustände, die eine geradezu ideale Kulisse dazu bieten, mal 
hier, mal da Plutoniumabzweigungen vorzunehmen und dieses hinter 
verschiedenen Produktionstufen zu verstecken. Er habe "selten eine 
Diskussion in diesem Ausschuß mit größerem und wachsenden Unbe­
hagen zugehört wie dieser" entrüstete sich der hartgesottene altliberale 
Burkhard Hirsch und Teilnehmer der Ausschußsitzung vom 22.5.85. 

Der folgende Bericht über Internas aus dem Atomstaat ist übernom­
men aus dem" Arbeiterkampf" Nr.265 vom 16.12.86. 

Mit 8-wöchiger Verspätung wurde En­
de April1985 eine Überschreitung der 
zugelassenen Plutoniummenge um 12 
kg bei ALKEM festgestellt. Und wie es 
der Zufall so will, hat man dieses Plu­
tonium "durch Umdatierungen in der 
Buchfilhrung" (FR, 25.4.) aus den Bi­
lani:en prompt verschwinden lassen. 
Die daraufhin veranlaßte Untersu­
chung brachte Überraschendes zutage. 
0-Ton Steger: "Im Zuge dieser Er­
mittlungen haben wir festgesteUt, daß 
RBU mehrfach (!) die genehmigten 
Umgangsformen /Ur plutoniumhaltige 
Brennelemente aberschritten hat. Im 
Zuge dieser Diskussion ... entdeckten 
wir dann - was filr uns zunilchst un­
faßbar schien; das gestehe ich offen ein 
-, daß der von der Firma RBU ... ein­
gereichte Sicherheitsbericht nicht 
deckungsgleich war mit der Gesch/Jfts­
tiitigkeit der RBU . •. Wir haben dann 
. . . die Firma darauf aufmerksam ge­
macht, den Geschli/ts/ilhrer Warrikofj 
(CDU-MdB, Anm. AK). Der Ge­
schli/ts/ilhrer hat uns gegenaber er­
kliirt, daß dies kein Irrtum sei, sondern 
daß dies die Firma bewußt so gemacht 
habe. Er hat als BegrUndung die Theo­
rie der Schicksalsgetn~lnschaft ange­
Jahrt, nlimlich daß es sich bei ALXEM 
und NUXEM um identische Firmen 
handelt. " (Protokoll, S. 8) 

Tatsächlich hatten Warrikoff und 
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Co. in dem für die Öffentlichkeit be­
stimmten Sicherheitsbericht genau den 
Firmenbereich verschwinden lassen, 
der mit den waffenfähigen Stoffen 
Plutonium und hochangereichertem 
Uran befaßt ist und- als Unterabtei­
lung der RBU - im Plutoniumbunker 
der ALKEM längst produziert. 

Überraschend war die Existenz die­
ser Geheimabteilung allerdings nur für 
die Öffentlichkeit - Landes- und Bun­
desregierung wußten hingegen Be­
scheid. "Unfaßbar" für Steger war al­
lein der Umstand, daß die RBU ohne 
Absprache mit seinem Ministerium den 
Sicherheitsbericht gefälscht hat. (3) 

All dies kam ans Tageslicht, weil 
u.a. auch die RBU als Mitverursacher 
der Plutoniumüberschreitung der AL­
KEM in Frage kam und ein ROD­
Mitarbeiter auspackte. Originalton 
Thurmann, hess. Wirtschaftsministeri· 
um: ,.Im Rahmen der Mengenaber­
schreitung bei ALXEM haben wir Ge­
spriiche aber die Frage gefahrt: Wie ist 
mit den Plutoniummengen der AL­
KEM, der Bundesverwahrung (4) und 
- das war uns allen bekannt - auch 
der RBU- 40 kg - im einzelnen um­
gegangen worden? Bei diesem Ge­
spriich - es fand in meinem Zimmer 
am 24. April statt - hat ein Mitarbei­
ter der RBU erstmalig eine halbe An­
deutung gemacht, daß dort etwas sei, 

was ihm persiJnlich Kopfzerbrechen 
bereite ... " (Protokoll. S. 42) 

·RBU - Ein Tamvereln? 

Lange Zeit galt RBU im Unterschied 
zu NUKEM und ALKEM (vermutlich 
auch international) als die etwas harm­
losere und zumindest nicht mit der mi­
litärischen Ambition behaftete Anlage. 
Von außen ersichtlich war allein der 
Umgang mit leichtangereichertem, 
d.h. nicht-waffenfähigem Uran, des­
sen Jahresdurchsatz sie allerdings von 
derzeit 700 Tonnen auf 2.000 Tonnen 
aufstocken will, um zum weltweit 
größten Btennelementhersteller zu 
avancieren. Njlch Lektüre des Proto­
kolls der besagten Innenausschußsit­
zung stellt sich die Sachlage folgender­
maßen dar: NUKEM und ALKEM ha­
ben Immer offen mit waffenfähigem 
Material hantiert. RBU hat seit 10 lah· 
ren h e i m I i c h mit waffenfähigem 
Material_gearbeitet. Das Abfassen des 
für die Offentlichkeit bestimmten Si­
cherheitsberichts, wie nach § 7 Atom­
gesetz seit 1976 vorgeschrieben, wurde 
von der RBU-Oeschäftsführung fast 10 
Jahre mit immer neuen.ßegründungen 
verzögert. Als dies nicht mehr möglich 
war, wurde der Sicherheitsbericht der 
RBU gefälscht - der heimliche Be­
reich der Plutoniumverarbeitung fiel 
heraus, angeblich, weil dies später im 
Sicherheitsbericht der ALKEM er­
scheinen sollte. 

Zu seinem Erstaunen - so Thur­
mann vor dem Innenausschuß - be­
gründete die RBU-Oeschäftsführung 
diese "Kürzung" ihres Sicherheitsbe­
richts wahrheitsgemäß damit, "um in 
der Öffentlichkeit nicht mit dem Um­
gang mit Plutonium und hochangerei• 
chertem Uran - du mußte man und 
wollte man auch weiter durehführen 
-, in Verbindung gebracht zu 
werden." (Protokoll, S. 42) Dieses 
doppelbödige Spiet· der RBU wurde 
jahrelang und unter diversen hessi­
schen Wirtschaftsministern (Karry!) 
gedeckt: 

Seit mindestens 1976 ist bei der Füh­
rungsriege der hessischen SPD RBU 
mit Plutonium (Pu) und hochangerei­
chertem Uran (HAU) bekannt. 1978 
wurde ihr eine entsprechende Produk­
tion in den Räumen der ALKEM ge­
stattet (zu einem Zeitpunkt also, als 
der erst 1980 eröffnete Bunker noch 
nicht existierte). 1979 wurde erstmals 
ein RBU-Sicherheitsbericht vorgelegt, 
der jedoch nicht genehmiguilgsreif 



war. Es folgten ab 1979 "alle sechs 
Wochen Statusgesprilche Ober das Ge­
liehmigungsverjahren" zwisc:hen RBU 
und dem Land Hessen (so Steger, lt. 
ProtokoU, S. 24) bis schließlich Ende 
1984 erstßlll)s ein .,auslegungsfähiger" 
Sicherheitsbericht . - diesmal jedoch 
unter Weglassong der .Pu- und HAU­
Bereiche (s.o.) vorgelegt wurde. (5) 
Der FaD RBU provoziert auch deshalb 
unser besonderes Interesse, weil die 
Akten Ober das langjährig verzögerte 
RBU-Genehmigungsverfalu'en zum· 
Staatsgeheimnis erklärt wurden: 

Am 1.11.84 begannen mit der Straf­
anzeige der BI Hanau die staatsanwalt­
liehen Ermittlungen gegen ALKEM 
und Mitarbeiter des hessischen Wirt­
schaftsministeriums. Im Februar 8S 
wies CSU-Zimmermann Steger ,.mit 
Nachdruck" darauf hin, .,der Hanau­
er Slflatsanwaltschaft die Akten aber 
die umstrittenen Genehmigungsverjah­
ren nicht zur VerjfJgung zu stellen. Das 
Innenministerium bezog sich dabei auf 
den Paragraphen 96 der Strafproze­
ßordnung, wonach eine BehiJrde die 
Herausgabe amtlicher SchriftstiJcke 
dann verweigern kann, wenn sie .,das 
Wohl des Bundes oder eines deutschen 
Landes gefiihrdet sieht. " (FR, 7 .4.85) 
Am 4.3.85 beschloß das Hanauer 
Amtsgericht eine Hausdurchsuchung 
im Wirtschaftsministerium Hessens. 

Einen Tag darauf war bereits klar, 
daß Innerhalb des Wirtschaftsministe­
riums .,belastendes Aktenmaterial bei­
seitegeschafft" worden war. (taz, 
15.3.85) Am 22.5.85 vor dem Innen­
ausschuß drohte Steger - provoziert 
von den Unionsparteien-dieVorlage 
und Dokumentation der RBU-Akte 
zum Genehmigungsverfahren an, die 
bisher dem .. Diskretionsbereich der 
Exekutive" unterläge und warnt 
gleichzeitig vor den "Konsequenzen, 
die sich in einem .Gerichtsverjahren 
daraus ergeben, wenn wir wirklich ge­
zwungen werden. mal alle Akten auf 
den Tisch zu legen." (Protokoll, S. 81) 

Ein Ansinnen, das gewiß nicht zufäl­
lig besonders massiv von den SPD­
Vertretern im Innenausschuß (H. 
Schäfer, F. Duve usw.) zurtickgewie­
senwurde ... ! 

Internationale Kontrolleure 
werden ausgeschaltet 

Entgegen der üblichen Selbstdarstel­
lung gelten die Hanauer Atomfirmen, 
speziell die ALKEM, innerhalb der In­
ternationalen Atomenergie-Agentur 
(d.er Kontrollbehörde bzgl. Einhaltung 
des Atomwaffensperrvertrags) als be­
sonders störrische Partner. So gibt es 
bis heute keine ernsthafte Anlagen­
Beschreibung für die Inspektoren der 
IAEO. (Dieses sog ... Facility Attach­
ment" ist die Grundlage jeder Inspek­
tion.) In einem Papier der ALKEM 
vom 11.2.85 wird eine Anlagenbe­
schreibung von Oktober 1980 als die 
derzeit gültige bezeichnet, was ange­
sichts der mindestens 37 inzwischen 
vorgenommenen baulichen Verände­
rungen nur als Verarschung bewertet 
werden kann. In der gleichen Schrift 
wird ihl übrigen unumwunden zugege­
ben, daß die traditionellen Safeguard­
Konzepte bei ALKEM fehlgeschlagen 
sind (.,Man sah sich trotzder Daueran-

wesenheil von JAEA-Jnspektoren und 
trotz ihres nahezu unbegrenzten Zu­
gangs zu allen wichtigen Teileil des Be­
triebes mit der merkWfJrdigen Situation 
konfrontiert, daß die IAEO. zum 
Schluß kam, daß das Ziel allseitiger 
Kontrollen nicht erreicht wurde; weil 
insbesondere das Ziel der rechtzeitigen 
Entdeckung von Abzweigungen nicht 
unerreicht blieb. "), um neue Konzepte 
vorzuschlagen, die eher eine Abschwä­
chung zugunsten des Beuiebsablaufs · 
beinhalten. (6) Daß die Bundesregie­
rung beim internationalen Tauziehen 
zwischen IAEA, Euratom und der 
ALKEM um ein neues "Facility At­
tachinent" massiv engagiert ist, zeigt 
die Antwort des ALKEM­
Geschäftsführers Stoß auf eine ent­
sprechende Frage anläßtich der Anhö­
rung Ober Proliferationsfragen im hes­
sischen Landtag vom 15.6.84: "Ich 
miJchte dazu nichts sagen. Ich kenne 
natUrlieh den Sachverhalt; aber ich 
miJChte mich dazu ohne die Bundesre­
gierung hier nicht iiu.ßertt. " (Proto­
koll, S. 110) Auch das IAEA­
Statement für diese Anhörung erwähn­
te in diplomatischer Verpackung Ano­
malien und Diskrepanzen, die jedoch 
erläutert werden konnten. (7) Es ist al­
so mit Sicherheit davon auszugehen, 
daß seitens des Auslandes die Aktivitä­
ten im Hanauer Atomzentrum mit 
größter Aufmerksamkeit verfolgt wer­
den; die "FAZ" wußte am 6.3.85 zu 
berichten, daß dort ,.auch hohe Mili­
tlirs beider Weltmiichte" zu den Besu­
chern fehören. ·Vor diesem Hinter­
grund liegt auf der Hand, welche spe­
zielle Rolle RBU eingenommen haben 
könnte: Während sich die· internatio­
nale Aufmerksamkeit auf die Hanauer 
Firtnen konzentriert, die offen mit 
Waffenmaterial hantieren (ALKEM, 
NUKEM, HOBERG), dürfte die RBU 
mit ihrem vergleichsweise "sauberen" 
Image viele Jahre lang das b~re Ter­
rain für "krumme Dinger" geboten 
haben, und es ist mehr al$ wahrschein­
lich, daß es weniger um Atomsesetzin­
terpretationen als vielmehr hierum 
geht, wenn Akten zurtickgehalten wer­
den, weil andernfalls .,das Wohl des 
Bundes" gefährdet sei. 

Als Mitte Mai 85 Steger vom Innen­
ministerium verdonnert wurde, nur 
nocb nach Absprache bigl. RBU eine· 
Anweisung zu erteilen, antwortete die­
ser postwendend mit der Frage, ob da­
mit gemeint sei, ,.daß gegenaber der 
Firma RBU die AnkfJndigung des Be· 
suchs internationaler Kontrolleure zur 
ErmiJglichung von deren Zutritt nicht 
mehr erfolgen soll" ... Ist das Oberspit­
zung oder lediglich gute Aktenkennt­
nis? 

Eine Atommafia namens SPD 

Der politische Kern der Affaire RBU 
wird in dem stenographischen Proto­
koll der Innenausschußsitzung von 
Reuter (SPD-MdB aus Hanau) und 
Steger auf den Punkt gebracht: Reu· 
ter: "Diese Saebe bitte nlebt das Liebt 
der Welterblieken missen." 
Steger: ,,Wir sind zur Zusammenarbeit 
verdammt, das Ist ganz klar." 

Der seinerzeit künstlich aufgeblase­
. ne Streit um Bundesanweisung, RBU­
Teilstillegung und Atomgesen: hatte 
nur einen realen Kern: Die ltBU hatte 

erstmals das laessische Wirtschaftsmi­
nisterium nicht eingebunden, sondern 
getäuscht. Originalton Steger: ,.Ich 
bitte auch das Bundesinnenministeri­
um, einma! zu wfJrdigen, daß dadurch, 
daß die Firma erkllirt hat, dies (Vorle­
gen eines unvollständigen Sicherheits­
berichts- AK) sei so gewollt gewesen. 
und ausdrfJcklich. zuriickgewiesen hat, 
daß das ein Irrtum gewesen wlire, wie 
in diesen rechtlichen Zugzwang ge­
kommen sind." (Protokoll, S. 75) 

Diesen Mangel an Sensibilität mußte 
die RBU mit der Teilstillegung und 
dem plötzlichen Auffliegen eines 10 
Jahre lang gemeinsam wohlgehüteten 
Geheimnisses teuer bezahlen. 

S9lange hingegen die innerstaatliche 
Abstimmung Ober RBU, ALKEM, 
NUKEM und HOBEG funktioniert 
und n u r die Öffentlichkeit ausge­
grenzt ist, läuft die Maschine. 

Genau das bedeutet Atomstaat. 
Anmerkungen: 

(1) Oie Hanauer Atombetriebe wurden ur· 
sprUnglieh nach § 9, Atomgesetz, d.h. unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit, genehmigt. 
Diese Genehmigung Ist seit dem 1.1.1978 
ausgelaufen. Seit der Atomgesetz·Änderung 
von 1975 müssen die Anlagen nachtriglich 
einem Genehmigungsverfahren nach § 7 
Atomgesetz unterzogen werden, und das be­
deutet: Öffentllchkeltsbetelllguna.. (wenn 
auch zur Farce verkümmert) und UberpFOf· 
barkalt der Errlchungi- und Betrlebsunterla· 
gen. For die Hanauer Atommafla, die z.T. 
schon Im Faschismus das Uranmetall fOr 
Waffenzwecke lieferte (AK 232), wurde frei· 
lieh seitens der ragletenden SPD eine Son­
derbestimmung nechgerelcht, wonech ,;die 
bisherigen Tltlgkeiten bis zur.· rechtskrlftl· 
gen Entscheidung Ober den Antrag nach § 7 
des Atomgesetzes fortgeführt werden" kann. 
Seither produzieren die Hanauer Betriebe oh· 
ne atomrechtliche Genehmigung allein auf 
Grundlage dieser. Obergangsragelung. 
(2) aus: Anlage 1 zu Protokoll 67 der Bundes­
tags·lnnenausschuBsltzung vom 22.5.85. 
Punkt .1 der Tagesordnung: .,Unterrichtung 
und Aussprache Ober die der Bundesauf· 
sieht unterliegenden atomrechtlichen Anord· 
nung des Hassischen Ministers für Wirt· 
schaft und Technik vom 3.5.85, mit der der 
Firma Reaktor·Brennelemente Union (RBU) 
die Assembllerung von Brennelementen in 
den Rlumen der Firma Alkem in Hanau un· 
tersagt" wurde". 
(3) Weil, was Im Slcherheltsl!.erlcht nicht er· 
wlhrit wird,· aufgrund der Ubergangsreg• 
lung nach§ 9 nicht betrieben werden darf, 
verfOgte Steger am 3.5. die Tellstlllegung der 
RBU, die allerdings nicht vollzogen und Im 
Juni 85 wieder aufgehoben wurde. AulifOhrll· 
ehe Darstellung in: .,ATOM", Sommer 85 
(4) .,Bundesverwahrung" meint das unter 
strikter Geheimhaltung stehende Plutonium· 
depot der Bundesregierung Im Bunker der 
ALKEM. Zwischen den Plutonlum·Bundesb• 
standen und den ALKEM.Piutonlumbestln­
den vertauft im Bunker lediglich eine gelbe 
Bodenmarklerung, was den Austausch in be­
liebiger Richtung fOrdert und Kontrollen un· 
mOgllch macht. SP[).MdB Reuter erkllrte 
bzgl. das Oberschüsslgen ALKEM· 
Plutlonlums im lnnenausschuB: .,Bel der Al· 
kem sind diese 8 kg (richtiger: 12 kg, Anm. • 
AK) nie aus dem Bereich des Bunkers her· 
ausgekommen. Sie lagen noch jenseits einer 
gelben Linie ln dem VerfOgungsberelch der 
Firma ALKEM. Damit wurde die Umgehungs­
menge, die genehmigt war, überschritten. 
Das Ist noch lange kein Belnbruch ••• " (Proto­
koii,S. 70) 
(5) Ltd. MR Thurmann lt. Protokoll: .,Die Flr· 
ma RBU hat sich von allen Hanauer Firmen 
am schwersten getan, das was seit 1968 exl· 
stiert, uns auch nur unterlagenma81a einzu· 
reichen. Oie haben die ersten fOnl Jahre 
Oberhaupt nichts eingereicht und sich dann 
eine weitere Frist von dreieinhalb Jahren ein· 
rauman lassen, um dies zu tun." (S. 39) 
(6) ALKEM GmbH, Conslderatlons aboUt Sa· 
feguarding ALKEM, a MOX Fuei"Fabrlcation 
Plant, 1985 
(7) .,To date there have been no anomalles or 
dlscrepancles whlch could ·not be satisfacto­
rlly resolved or explalned." 
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Liebe Leute vom AK 
Euer atom 1MI5 hat mich doch sehr 
angeregt. Oie Z8Jtung Ist z.Zt. eine gu­
te Mischung aus alten Themen, wie 
Pannen, UWS.Probleme und Filz und 
neuen, wie Sabotage und Autonome. 
Ich persönlich worde den Akzent et· 
waa mehr auf die alten Themen set· 
zen, aber du hingt auch an der Nach­
richtenJage und wiedergekautes Ist 
auch nicht erheiternd. Dies scheint 
mir eine positive Entwicklung: Oie 
Stimmung Im aktiY&n Kam unserer Be­
wegung tendiert in Richtung "die Lage 
Ist hoffnungslos aber nicht emst". 
Oieses GrundgefOhl, etwas zu ändern, 
nicht wegen lrgendwem, sondern w• 
gen einem Selbst, Ist aber außerhalb 
der betroffenen Gebiete Im engeren 
Sinn schwer zu vermitteln. Daß hier in 
den Metropolen des Westens auch 
Atomtransporte durchgehen und GrO· 
ße aus La Hague niedergehen Ist 
kaum bekannt. Außerdem konzentriert 
sich hier die politische Verantwortung 
(RWE). Gleichzeitig werden die Men· 
schen hier durch lndustrleumstellun· 
gen und Sanierung besonders gut 
durchelnandergerOhrt. Das bei dieser 
Lage nicht mehr Menschen in der Anti· 
AKW·Bewegung einen Bezugsrahmen 
suchen, Ist erstaunlich. 
Ich bin der Meinung, daß die Anti· 
AKW-Bewegung au&erhalb der Stand­
orte mehr Sympls braucht und sich 
deshalb etwas öffnen sollte. Über die 
Plakettentriger Ist so lange gelacht 
worden, bis sie verschwunden waren, 
und nun? Oie Friedensbewegung Ist in 
OKPier, Jesusplepl und Autonome zer· 
fallen, das Anhingen daran hat uns 
mehr geachadet als genotzt. 
Ähnliches spielt sich zur Z81t mit der 
Waldfrage und den Granen ab. Zur Ge­
winnung von Ansehen Im Westen ware 
es gut, News aus Hamm, Ahaus, Gro-

nau, Wargassen (NRW) relativ etwas 
breiter zu treten, als es Ihnen vom Ge­
wicht in der Gesamtbewegung her zu­
kommt. Auch rot-grOne Mauschal· 
skandalegehören gewaltig plattgetre­
ten. Irgendwie IlSt sich aleher auch 
die vorherrschende Ver(t)retermentali· 
tat drocken. 
Als Anmerkung zum 12.10. mOchte Ich 
meine Empörung darOber ausdrOcken, 
daß auf der Abschlußkundgebung kein 
Außerbayrlscher Redner sprach. Mir 
hat von allen Reden dort die von Anlta 
am besten gefallen. Den Weinziert mit 
seinen Wendeielehen soll man doch 
zum Kohl schicken. 
Hoffentlich gehen eure Abozahlen 
bald mal wieder aufwlrts. 
Macht weiter, wird schon schiefge­
hen. 

Harald Schweda, Wuppertal 

Nichts gelemtl 
Zu dem von Helmut Wllhelm unter· 
zeichneten offenen Brief der Oberpfll· 
zer BOrgerinitiativen an den Polizelprl­
sldenten von Niederbayern/Oberpfalz 
Friker habt Ihr zwei Kommentare gege­
ben, auf die Ihr nötig eine Antwort 
braucht. Einfach Ist es mit dem in 
Klammem gesetzten (Ich glaub, Ich 
spinne! d.S.): Du sagst es. Zum Fettge­
druckten muß Ich etwas auafOhrllche­
re Bemerkungen machen: 
Ihr lest: BBlJ.Vorstandsmltglled und 
PollzelprAaldent. Da flllt Euch natOr· 
lieh Loccum ein. Mir auch. Aber Euch 
fAllt anscheinend weiter nichts ein, 
geschweige denn auf. 
Also muß Ich Euch ersteinmal an Loc· 

cum erinnern. Sollten damals Basis 
und "Basis" miteinander reden? Ich 
erinnere mich daran, daß s.lch dort Ver· 
treter verschiedener lnnenbeh6rden 
und ein General mit Joey Leinen traf· 
fen wollten (und ein paar anderen 
"Vertretern" der Friedensbewegung): 
Spitzel Spitzel Oie Spitzen belder Sei· 
ten haben die ersten Verabredungen 
zu diesem Treffen ziemlich helmlieh 
betrieben. Erst allmAhlich kam die Ba· 
als der Friedensbewegung dahinter, 
was da gespielt werden sollte. Damals 
ging es um Absprachen Ober AllüoN­
fonMn, um die Aufrechterhaltung der 
Kontrolle, den "Inneren Frieden", zu 
gewahrlelsten. Das Zustandekommen 
dleMr Gesprlche wurde - unter tat· 
krlftlger Mithilfe der Sonne, die den 
Aufenthalt der VerhinGarer vor den To­
ren der Akademie Loccum sehr begOn­
stlgte- verhindert. Oie Spitzen mach­
ten dabei die Erfahrung, daß die anwe­
sende Basis nicht Joeya Basis war. 

Helmut Wllhelm Ist bisher nicht auf 
einem Container oder in einer thnli· 
chen Situation aufgetreten. Vielmehr 
hat er schon mal mit seinem Dienst· 
harren Ärger gekriegt wegen eines 
Flugblattes, auf dem er mit einem ge­
wiesen humoristlach-differenzierten 
SprachgefOhl zu einer TheaterauffOh­
rung "Erorterungstermln" eingeladen 
hatte. Ihm steht, wie manchen ande­
ren Juristen, auch ein Ihnlieh dlffersn· 
zlerter Umgang mit der Sprache von 
Recht und Ordnung zur Vertagung. Da 
sind Spitzen drin I Man muß nur genau 
zuhören. 

- Ihr schreibt, daß es sich um einen 
offenen Brief handelt. Von Geheim· 
gesprlchen wie in Loccum kann al· 
so keine Rede sein. 

- ln Loccum wollten die Spitzen Ab­
sprachen Ober die Aktlonafonnen. 
ln diesem Brief lese Ich: Referenten 

der Bla, der Basis, k6nnen lnforml• 
ren Ober die MotJwe der WAA· 
Demonstranten, deren Qrilnde und 
ZJele mancherorte - auch in den 
Pollzelhundertachaften, sozusagen 
der anderen "Basis" - nur un­
scharf wahrgenommen werden. 
Das Ziel: WAA NIE I 

- Ich glaube, Ihr wardet auch lieber 
von Demonstrationen berichten, 
die einen friedlichen Vertauf hat· 
ten. Nicht zu Unrecht erregt Ihr 
Euch jedesmal, wenn die Schlag· 
stOCke gabfaucht werden. Was WOr· 
det Ihr deshalb von dem Ziel halten, 
die "Schlagkraft" zu verringern? 
Tatsachlich hat sich zuweilen die 
Einsatzwilligkelt der Menschen, die 
die Staatsgewalt fOr Ihre Zwecke 
benutzt, erheblich verringert , wenn 
sie Ober die Grande der Oemon· 
stranten von denen selbst Infor­
miert wurden; solches Schwinden 
der Schlagkraft Ist durchaus nicht 
Im Sinne von leitenden Polizeibe­
amten bei der Aufgabe, den "Inne­
ren Frieden zu gewlhrlelaten". Es 
kann aber zum friedlichen Verlauf 
von Demonstrationen beitragen. 

in der Oberpfalz Ist bekannt, daß die 
Polizeileitung einige Ahnung von psy· 
chologlscher (Krlegs-)FOhrung hat. Sie 
hat sich, wie erwartet, nicht gerOhrt 
nach diesem Geaprlchsangebot. 
ln der Oberpfalz Ist bekannt, daß nicht 
allein die Polizeileitung einige Ahnung 
von solcherart Auseinandersetzung 
hat. 
Ich bln zuversichtlich, daß Ihr durch 
meine Anmerkungen einem differen­
zierteren Verstlndnls des von Helmut 
Wllhelm unterzeichneten BI·Brleles 
nlherkommt. 

mit freundlichen GrOßen 

Anna Masuch, Hannover 

Spenden + Spenden + Spenden 
pieSolidaritätvieler Anti·AKW-Gegner und 
~egnerlnnen mit dieser Zeitung übertrifft 
lalle unser Erwartungen. Oie großen und 
kleinen Spenden, die auf unseren 
Spendenaufruf hin eingegangen sind, ma· 
chen uns Mut und Hoffnung, diese Zeitung 
auch weiterhin zu machen und einen klel· 
nen Beltrag Im Kampf gegen das Atompro­
gramm zu leisten. Bitte unterstützt uns 
weiter nach Kräften, damit dieses Zeitung­
sprojekt auch in Zukunft finanziell una.b· 
hängig und schlagkräftig erhalten werden 
kann. Hier noch mal die Konto-Nummer: 

[Bernd Weidmann Sonderkonto, 
PSchA Hannover Kto.Nr. 4098-304 
BLZ 25010030 
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Im Zeltraum der 
Spenden ein: 

B. K.·B. 
Frlederlchshafen 
W.S. u. M .W. 
Essen 
B.K. 
Kraleid 
K.G. 
Harnburg 
A.K. 
Braunschwelg 
anonyom 
Soltau 
c.u. 
Göttingen 

atom 47 gingen folgen 

2000.· 

150.· 

60.· 

25.· 

25.· 

500.· 

100.· 

H.B. 
Stuttgart 200.· 
J.H. 
Wetzlar 100.· 
u.s. 
Essen-Rüttenscheid 100.· 
w. 
Slnzig 20.· 
H.A 
Bonn 50.· 
Öko-Haufen 
Dortmund 200.· 
anonym 
Bochum 2500.· 
Anti·AKW·Gruppe 
Solingen 80.· 
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Im Wendland-Teil geht es diesmal schwerpunktmäßig um die Endlager· 
kampagne die ounmehr langsam angekurbelt wird. ln Zusammenhang 
dazu auch' ein Überblick über den internationalen Stand der Endlage· 
rung. · h 
Atommülltransporte hat es seit Anfang Dezember letzten Jahres mc t 
gegeben aber es gibt allen Anlaß, wachsam zu bleiben. 
Für den Zeitraum von Mitte bis Ende März rechnet die BI wieder v~rstärkt 
mit Atommülltransporten. ln dem Zusammenhang steht auch em Text 
von November letzten Jahres, der den Widerstand gegen die Transporte I 
aus der Perspektive von Leuten um Würgassen behandelt. 
Aber auch zwischen den Jahren ist es nicht ruhig geblieben, wie die Wi· ~ 
derstandssplitter des örtlichen Widerstands belegen. 
Auch die SPUDOK·Affäre kocht weiter. Mehrere hund~rt 
Wendländerlinnen und Sympathisantlinn/en haben sich mittlerwelle OR 
beim Landeskrimalamt nach dem Verbleib ihrer Daten erkund!gt, wur· 
den daraufhin mit äußerst fadenscheinigen Ausreden abg~spe1~t. 
Eine nachträgliche Legalisierung der!ei staatlicher S~hwe!nere1en soll 
u.a.a. durch die geplanten nSicherhe1tsgesetzeu gewahrleistet werden 
(siehe dazu Artikel). 

Wendland 

~~ Qt 

~;,/_ /{~ 
Akten flogen aus dem Fenster 

~ ~ I .~ - ~I f ll 
A-m Mi.. dem 08.01 .86 besetzten A 

ca. 25 Atomkraftgegnerlinnen in Gar· 
tow die lnfo·Stelle zur nuklearen Ent· 
sorgung {die vom Bund unterhalten ~ 
wird) und das Büro der DBE (Tochter ~ 
der DWK. zuständig fur den Bau des ~ 
Endlagers). 

Es wurden Transparente aus dem 
Fenster gehängt "Wir ziehen weg · 
Ihre DWK" und mehrere Aktenregale 
im DBE · Büro wurden gelehrt. Die 
Akten flogen aus dem Fenster und 
landeten auf dem Bürgersteig. 

Die Besetzung fand u.a. aus Soll· 
dar ität mit dem am Vortage gräum ten 
Platzbesetzer/innen in Wackersdorf 
stan. ln einer Erklärung zur Besetzuny ­
in Gartow heißt es: "ln Wackersdorf 
wolle die DWK gegen alle Bedenken und 
gegen den Widerstand der Bevölkerunfi 
den Bau der WAA durchsetzen, in Gor· 
leben treibe die Gesellschaft unterdes· 
sen den Bau des Endlagers eilig voran. 
Dabei sei der Salzstock ungeeignet. 
Wenn man trotzdem an einem End· 
Iager Gorleben festhalte, dann nur, 

Protest vo r uem Endlager - um einen Entsorgungsnachweis für 
w~gen Rodun~sbeginn WAA und Atomkraftwerke zu bekom· 
Wackersdorf men." 
. ••ar-• • _.--• • Die Besetzung sollte auf unbe· 

Aus Anlaß des Rodungsbeginns in stimmte Zeit fortgesetzt werden, bis 
Wackersdorf versammelten sich am folgende Forderungen erfülltsind: 
Do., dem 11.12.85 ca. 1 00 Menschen "Die 6ecnd igt:ni:! der VorarlJeiten fü r 

i bei Gorleben vor dem Gelande des den Ausbau eines Cttomareil Endlagers in 

l Endlagers. Auf einer Strecke von mehr· Go rleben, den Stor.p der Rodungen 
eren Hundert Meter wurden Plakate Silvestergottesdienst für den Bau einer WAA in Wackers· 

· am Endlager · Zaun aufgehängt. Es Aufregung dorf und das Verbot weiterer Atom· 
~sollte auf die Todesspirale Atommüll n;: mülltransporte in das Zwischenlager 

aufmerksam gemacht werden. Unter dem Holzkreuz nahe der Bau· Gorleben." 
Polizei und Wachmannschaft hielten IE stelle des Endlagers veranstalteten 4 Pas· Nun schaltete sid1 aber die Polizei 

sich zuerst im Hintergrund. Zu einem 1 torinnen und Pastoren einen nächt· ~ ein. Unter Einsatz eines "Reizgas· 
gefährlichen Zwischenfall kam es, als Iichen Silvestergottesdienst. Es kamen • f J sprühgerates" wurden 20 Besetzer/ • 
ein großer Lastwagen mit hoher Ge· F trotz klirrender Kalte ca. 100 Manner II innen festgenommen, wobei alle Be· DJ 
schwindigkcit vom EncJiagergelande und Frauen. teiligten Handfesseln angelegt bekamen. \,/, 
brauste und laut hupend durch die. F Zurückschauend stellte Pastor Mahlke Mittlerweile wurde gegen den Chef 
Gruppe der Demonstranten fuhr. Nur fest:"Zwischenlager, Endlager und • der Lüchower Polizei Strafantrag wegen ~ 
knapp entgingen einige den großen Bohrste/le 1004 sind nicht nur Orte, Freiheitsberaubung gestellt. Begründet "'~ 
Reifen. das sind Erfal1rungen". Nach den ersten wird dres mit der Unrechtmaßigkeit 

Nachdem die Polizei Verstärkung be· Rodungen in Gorleben rm September 79 der Festnahmen. da die "Hausherren" 
kommen hatte und drese ins Endlager habe es im Mai und Juni 1980 Erfahr· keinen Strafantrag gestellt haben. Haus· 
gefahren waren, stürmten Atomkraft· ungen von Freundschaft, Solidarität friedensbruch sei aber nach dem Straf· 
gegner/ innen auf die Einfahrt zu, schlos· und Kraft gegeben. aber au".h "Er- gesetzbuch ein Delikt, das nur auf 
sen das Eingangstor und sicherten es fa!mmyen von Brutalität ernes Staates, Antrag verfolgt werde. 
mittels einer schweren Eisenkette samt der immer weniger auf den Willen Der Leiter der Informationsstelle des 
mitgebrachten Schloß. Anschließend seiner Bürger achtet unc.J auf das Recht , Bundes hatte gegenüber der HAZ 
zogen sie weiter zum benachbarten weil er immer mehr abhängig wu rde erklärt . " ... er empfinde die Besetzung 
Zwischenlager. Die Polizeikräfte hat· von einer Industrie, die ihn finanzierte." als Besuch, auch wenn Gäste schor 
ten nun erstmal einige Schwierigkeiten Dieser Satz aus dem Mund ernes 20 Aktenordner auf die Straße gewor· 
zu folgen. Die Polizisten mußten Pastors erregte so manches Christlich fen hätten. Um die Gor/ebener Atom· 
den scharfkantigen Zaun steigen um Demokratische Gemüt und auch die projekte habe es seit eh w . I je be· 

Y 
ihre Endlager-Festung wieder verlassen Kirchenoberen schallten ihre Pastoren trächtliche gesellschaftspo.litische Aus· 
zu können. Erst einige Stunden spater. doch lieber Abstand von solchen Ver· einandersetzungen g .geben, so daß die 

• war das Tor wieder zu öffnen, da ei anstaltungen zu nehmen. Demonstration nichts Ungewöhnliches 
gens hierfür eine Schlosserei beauftrag Die Vorsitzende der lnteressensgemein· sei." 
wurde. schafl Handel und Gewerbe aus Lüchow Aus ungeklärter Ursacht ist der DBE bei 

Am Abend veranstalteren dann 5 erdreiste sich sogar, zu fordern, daß der Aktion ein Hauptscnlussetabhanden 
~ Pastorinnen und Pastoren auf freien einige Pastoren ausgetauscht werden gekommen. 
~ Gelände e;nen Bhtgottesd;enst. •eilten. Nur wener "'""" 



Dokuroentation aus dell\ 
Süddeutschen .,.um j\.nscn\ag auf die f ittll a 

1.\ib\in in stuttgatt 
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~~ auf Bauiahtzeuge 
.• A • .A· 86 vdB. Bannover/Liineburc 

.Auf ~ascninen der T1etpaunrma 
Licht smd erneut Brand,anschlä ~:ren. D~_e Polizei bestätigte a!eMontag 

am frühen Sonnabendmorgen in Tho' 
masberg bei Lüneburg ein Radlader d~ 
Unternehmens vollständig zerstört wurd 
Der ~~haden. wird auf. rund 100 ooo Ma:i g~schatzt. Em zweiter Brandsatz d . 
emem Raupe b • er m zündete nich~ agger versteckt worden war, 

Die Polizei _yerrnutet, daß militante Kern­kraft~egne~ für die Brandstiftungen verant­
wortltch s~d. Der Grund: 1984 und 1985 
wurde~. wtederholt .irn Raum Gorleben 
Anschlage gegen den Maschinenpark dieses 
Unternehmens verübt; Die Firma Licht war 
am Bau des. Zwischenlagers Gorleben und a~ der Verbreiterung der nach Gorleben 
führenden Straßen beteiligt. 



Schon ln die letzte Auaoabe sollte eigentlich der folgende Artikel. Dieses achel· 
terte allerdings aufgrund menschlichen VerHgens ln einer nicht nlher genann­
ten "Au~redaktlon" dieser Zeitung. Auch wenn die AktUIIItlt dleH8 Artikels 
nicht mehr die gr08te Ist, erscheint es uns wichtig, noch einmal Ober die Erelg. 
nl ... um WOrgauen.zu berichten. Nicht zuletzt deswegen, weil von alldem Ober· 
regional nichts bekannt geworden Ist. DarOberhinaus hat sich durch dleae Aktio­
nen die regionale Zusam~narbelt der einzelnen Stldte erheblich verbeaaert, 
was somit auch Bedeutung fOr andere AKW.Standorte haben dUrfte. 

Zwischen dem 21.10. und 8.11. 1985 sind ••• in Würgaasen 
ca. 50 Transporte aus dem AKW worgas· 
sen lnfl Wendland gerollt. 
Jedoch nicht ohne Widerstand. 
Der bundesweite (hauptslchllch nord· 
deutsche) AKW·Widerstand mobilisierte, 
wie schon in der Vergangenheit, zu effek· 
tlven Blockade- und Behinderungsaktio­
nen der Atommolltransporte. Fast eine 
Woche lang "brannte" es in der Provinz. 
Nach dieser erfolgreichen Woche sah 
sich mannilrau jedoch nicht mehr in der 
Lage, den Widerstand Im Wendland in 
dieser Form aufrechtzuerhalten. (MOde 
und kaputt waren alle und for die Auswär­
tigen, z.B. Kassel, GOttlngen, Oldenburg 
usw. Ist das Wendland ganz schOn weit 
weg). 
Auf dem Trabeier Treffen am Ende der Ak· 
tionstage wurde dann von allen beschlos­
sen (endlich), die AtommOlltransporte 
nicht nur Im Wendland, sondern direkt an 
den Transportstrecken bzw. an den in Fra­
ge kommenden AKWs (WOrgassen und 
Stade) zu behindern. Außerdem sollten 
die Transportfirmen nicht vergessen wer­
den! 
U.a. sollte durch Bewachung der vollen 
AKWs ausreichend· Informationen Ober 
den Zeltpunkt der Transporte, deren Rou­
ten und Anzahl, sowie auch Ober die SI• 
cherheltsvorkehrungen zusammengetra· 
gen werden, um so effektive Aktionen an 
den Strecken Oberhaupt erst mOgllch zu 
machen, und um frohzeitig das Wendland 
zu alarmieren. 
Ea dart keine stlllschwel9ende Nonnalltlt 
der T111nsporte geben. 
Dieses Konzept wurde dann auch in die 
Praxis umgesetzt ... 

... in Göttingen 
Nach dem ersten AtommOIItransport, der 
am 21.10. das AKW Wargassen in Rich­
tung Gorleben verlieB, wurde von einigen 
Stldten und Bis eine "Rund-um-die-Uhr­
Bewachung" des Kraftwerks auf die Bel· 
ne gestellt. Per FlugblAtter und Wandzel· 
tungen wurde Ober die laufenden Ereig­
nisse Informiert und mobilisiert. Im GOt· 
tlnger AK·BOro liefen seit langer Zelt mal 
wieder die Drahte heiß, zu Treffen ließen 
sich eine Menge neuer und alter Leute 
blicken. 
Der Aufschwung, die Wende, oder was? 
Nicht nur Im BOro, sondern auch draußen 
herrschte rege Betriebsamkeit: Der GOt· 
tinger AK gegen Atomenergie wurde wie­
der einmal Objekt polizeilichen Interes­
ses. Das BOro wurde Oberwacht, einzelne 
Leute wurden von Zivis verfolgt, das Tele­
fon, wie Immer, abgehört. 

Auch die Bewacher in Wargassen wurden 
permanent von der Bulleret kontrolliert 
bzw. schikaniert und einige wurden ver· 
haftet. Mit der BegrOndung, daß sie das 
AKW beobachten und bei ev. Transporten 
Alarm auslOsen wOrden, um sorfllt Straf· 
taten vorzubereiten und zu ermöglichen. 
Nicht nur die Bewacherllnnen, sondern 
wahllos herausgesuchte Leute ln der Um· 
gebung wurden von der Polizei festgehal· 
ten, durchsucht und verhaftet. 

Doch es blieb nicht bei den Überwachun­
gen: 

Nach Polizei- und Presseangaben wurden 
in der Nacht vom 4./5.11 . zwei der mögli­
chen Transportstrecken in der NAhe von 
WOrg!lssen von Unbekannten ("wahr· 
scheinlieh Kernkraftgegner/lnnen") mit 
brennenden Barrikaden blockiert. 
Die hOxtersche Zeitung berichtete: 
"Strs8enbrsndsperren errichteten unbe­
kannte Titer suf der L 550 zwischen FDr· 
stenberg und Melnbrexen sowie auf derB 
83 unter der schwarzen BrOcke bei Godel· 
heim in der Nacht von Montag suf Dlens· 
tsg. Eine Sperre bestand aus brennenden, 
mit einer Kette verb,un'denen Autorelfen, 

Wendland 
sechs Meter langen Baumstimmen mit 
einem Durchmesser von 2():30 cm und 
feststehenden KrlhenfD8en ... Bereits ge­
gen 2.30 entdeckte ein Streifenwagen sus 
HtJxter die brennenden, s/s Straßensperre 
sufgetDrmten Reifen unterhalb · der · 
Schwarzen BrOcke bel Gode/helm." 

Außerdem wurde in und um Wargassen 
versucht, die Öffentlichkelt Ober die Ge­
fährlichkeit der Transporte zu informie­
ren, um der Desinformationspolitik (das 
Geschwafel von Sicherheit und Ungefähr· 
lichkeit) der Verantwortlichen entgegen· 
zutreten. 
Auf einer der Transportstrecken, auf der A 
7 bei Northelm, wurde am 8.11. von einem 
PKW-Fahrer in den Morgenstunden ein 
Faß mit wahrscheinlich radioaktivem ln· 
halt auf dem Randstreifen entdeckt. So­
fort benachrichtigte der Fahrer die zu­
ständige Bulleret in Northelm. Die Behör­
de reagierte und schickte ein sog. "Strah· 
lenschutzkommando" der Feuerwehr 
Northelm zur Unfallstelle, um die Ausma­
ße des Unfalls zu ermitteln. 
Ein mit GeigerzAhler ausgerosteter Strah· 
lenschutzmann wurde auf das AtommOII· 
faß angesetzt. GIOckllcherwelse hatte·der 
lobenswerte und mutige Einsatz fOr Ihn 

keine strahlenden Folgen: Im Faß war 
Sand, einfacher Sand. 
Laut Presse (GOttlnger Tageblatt) sollte 
diese Aktion von AKW-Gegner/lnnen auf 
die Gefährlichkeit der Transporte und die 
Iaschen Slcherhejtsvorkehrungen der Ver­
antwortlichen hinweisen, wobe·l der tat· 
sächliche Umgang mit dem "Normalfall 
AtommOIItransport" ·(z.B. wurde noch 
nicht einmal die Autobahn gesperrt), 
ziemlich deutlich wird. 

Am 9.11. rollte der vorläufig letzte Atom­
mOlltransport aus Wargassen Ins Wend· 
land. Eine Blookade direkt am AKW, zu 
der noch aufgerufen wurde, Ist deshalb 
geplatzt - ersteinmal eine kleine Atem· 
pause. (Auch fOr die Verantwortlichen? 
Nie!) 
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Wendland 

ENDLAGERK MPAGNE 

Eod.lqa-Kampape heilt die Formel, 
die schon aeit einiaer Zeit in nnchie­
deaen Diakuliionen mehr oder weniger 
diffua berumaeiltert. Mittlerweile bat 
du Ding nach zwei Trebel-Treffen so­
weit Koaturen angenommen, daß mobi· 
lisiert werden lwm. 

Die Bedeutung, die die Endlager 
als "Entsorgunp" nachweis für den 
gesamten Atom-Betrieb haben, kann 
nicht bestritten werden. Die Tatsache, 
daß beim Betrieb der AKW's ständig 
atomarer MWl anfillt, ja daß sogar 
ganze Reaktoren abgewrackt werden 
milslen, zwingt die Atom-Lobby, der 
Öffentlichkeit ein vermeintlich tragfä­
higes Entsorgungskonzept zu präsen­
tieren. 
Nun stellt sich heraus (wir baben's 
ja schon immer gesagt), daß der Salz­
stock Gorleben zur Endlqerung radio­
aktiver Abfälle so gejpet ist wie ein 
rostiger Marmeladeneimer als Benzin· 
tank. Konsequenterweise bemüht sich 
die DWK, interne Umstrulcturierungen 
zwischen Gorleben und Salzgitter vor­
zunehmen. 11em Schacht Konrad wer­
den Kapazitäten abverlangt , die llber 
das Maß der Planungen weit hinaus­
gehen, und wer weiß, was noch alles 
in Asse II hineingeworfen wird. 

Darüberhinaus lienlichten sich alle 
schlimmen Annahmen in Bezug auf 
eine Konditioniel'UDgsanlage in Gor· 
leben. 
Saumißige Zustinde also, das atomare 
Chaos scheint vorprogrammiert. Aber in 
aller Gelassenheit wird das Drama 
weiterinszeniert, den.n weder in der 
Öffentlichkeit noch im Widerstand bat 
sich jemand nennenswert darum geküm· 
mert. Salzgitter 82 liegt mehr als 3 Jahre 
zurück! 
Geben wir also der Atom-Mafia die 
Möglichkeit mit einem total rissigem 
Konzept ihre "Entsorgung" zu legi­
timieren? Geben wir der SPD die 
Chance, ihre windelweiche Position zur 
Atomkraft mit dem Konzept der di­
rekten Endlagerung zu lerlcau.fen? 
Oder helfen wir den Grünen beim 
Verramschen ihrer letzten Inhalte? 
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Das kann " ja" wohl nicht angehen!? 
Politisch spricht alles fiir eine Endlager­
Kampagne. Trotzdem rief das Thema 
bei vielen Gruppen, auch bei uns in 
Lüneburg, eine ganze Zeit nur ein müdes 
Achselzucken hervor, das in erster Linie 
nur strategischer Natur war. 
Irgendwann war ja mal mehr oder 
wenjger ein Konsens darüber erzielt 
worden, daß ein Anrennen gegen 
die Betonmauem der Nuklearfestungen 
weit weniger erfolgversprechend ist, 
als der Eingriff in den Transportver· 
kehr. Alleldings haben die letzten 
AtommWltransprte auch diese Vor­
stellung relativiert. Dennoch schien 
vielen die Endlager-Kampagne zunächst 
ein Schritt zurück zu sein, und in 
Anbetracht der Tatsache, daß die Atom­
mülltransporte nach wie vor aktuell 
sind & bleiben, war der Verdacht nahe· 
liegend, hier würden unsete .Kräfte 
zersplittert. 
Das aber ist nicht der Fall! Der Wider­
stand gegen die AtommWltransporte 
und der Widerstand gegen die End· 
lager ist ein und denelbe Widerstand. 
Diese Einheit ergibt sich nicht nur aus 
dem Zusammenhang von Endlager & 
Transporten, sondern auch aus der 
Tatsache, daß die Aktionsformen zum 
Teil die gleichen sind. 

Was bedeutet das Konkret? 

Zunächst muß, das ist klar, eine 
massive Öffentlichkeitsarbeit einsetzen. 
DiskussionsYeranstaltungen, Bücher­
tische, Pressekonfemz etc. müssen ge­
währleisten, daß das Thema "Endlager" 
eine breite Auseinandersetzung schafft 
und politisch Druck erzeugt. Schließ­
lich stehen in Niedersachsen die Wahlen 
vor der Tür. 
In dieses Kapit el lallt auch die Auf­
taktaktion der Mai-Aktionen. Durch 
die agit-prop-mäßige Anreise ins Wend­
land soll der Bevölkerung die be­
drohliche Nutzung der Straßen, an 
denen sie wohnt, als AtommWlstraßen 
bewußt gemacht werden. Da dies 
an Himmerlfahrt geschieht und sich 
viel Volk auf der Straße befmdet, 
dürften dafür aute Voraussetzungen 
herrschen. 
Am darauffolgenden Tag soll dann ,mit­
tels vier Blockadepunkte ein Ring um 
End· und Zwischenlager in einer Weise 
gezogen werden, die vollkommen 
dem Konzept der AtommWltransport­
Blockaden entsprich.t. Das bedeutet an 
diesem Tag v.a .: Behinderung des Bau· 
stellenverlcehrs, also genau der Aspekt, 
um den die AtommWltransport-Block. 
ergänzt werden sollten! 

••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
:oas Konzept der Aktionstar im Mai : 

:ooanerstag, d . 8. Mai: (Himmelfahrt) Anreise •oa den Standort~n mit : 
• Atommüllfällern ins Wendland. Unterwegs wird u.a. • 
• die "Deutsche Atommillstraße,.ausgesclilldert. : 
: Zentrales Zeltlager, abends Musikprogramm. • 

:Freitag ci 8 Mai· Blockadeaktionen in einem Ring um du Endlqer : 
• ' · · (Toatalblocbde); Blocbdeablchnitte sind wie beim • 
• Widentand aeaen die Atommülltransporte bei : 
: Trebel, Gedelitz, Gorleben und Rondel. • 

:Sonnabend, d. 10. Mai Fahrt nach Salzaltter in einem Konvoi, eventuell : 
• mit Aktionen auf dem Weg; abends Kultur. : • • Sonntaa, d.ll . Mai: Auftaktkundaebuna in Salzptter; erweitert~r : 
: Schacht - Konrad • Spuieraana im Sinne der b• • 
• her durchgetlhrten Soant.aJISpadera~. • • • ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 



Damit knüpft die Endlager-Kampagne 
an Aktionsformen an, die sieb in den 
letzten Jahren im direkten Widerstand 
gebildet haben. Die Erfahrungen haben 
gezeigt, daß solche Tage genug Raum 
lassen, allen Spektren des Wider­
stands die Möglichkeit zu geben, ihren 
Vorstellungen entsprechend zu handeln. 
Am Sonnabend fahren alle (& noch 
mehr) in einem Konvoi nach Salzgit­
ter, politisch-symbolisch, um den tu­
samoienhang der beiden Endlager-stand­
orte auszudrik:ken. Sonntags soll dann 
eine Kundgebung und eine Demo zum 
Schacht Konrad stattfmden. Voraus­
sichtlich werden in dieser Phase unsere 
Forde111J)3en eher als Protest Ausdruck 
ftnden, denn bei der derzeitigen Situat­
ion am Schacht, zumal sonntags, sind 
große Erwartungen unrealistisch. Den­
noch ist aber durch eine Konkretisier­
ung des Konzepts in Bezug auf Bahn­
spazierpng noch einiges drin. 

Die Endlager-Kampagne ist eine Mög­
lichkeit, den nordcutseben Anti-AKW­
Wideratand mal wieder auf den Punkt 
zu bringen. Ein größerer Kristallisations­
punkt ist richtig, um neben den ~elen 
Kleinaktionen gegen die Atommilll­
transporte, den Widerstand gegen das 
Atomprogramm, v.a. jetzt gegen die 
Endlager, auf breiter Basis zu for­
mulieren. Jetzt muß dadurch po­
litisch Druck ausgeübt werden, um 
gerade auch in Hinsicht auf die Land­
tapwahlen Forderungen zu stellen. 

Darllberhinaus kann dies auch ein 
Ansatz sein, um nach dem Abbröckeln 
des Wendlindischen Widerstands anfolge 
der W AA-8tandort Entscheidung wieder 
ein größeres Spektrum in die aktive 
Auseinandersetzung um das Atompro­
gramm einzubeziehen. Ein Widerstand 
der Art, wie er sich im Wendland ent­
wiclcelt hat, also mit Sabotage- und 
Subversion, ist auf eine Akzeptanz in 
der Bevölkerung angewiesen. 

Zum Schluß noch ein Gedanlce: 
Die Endlager-Kampagne darf nicht auf 
die Tage vom 08. - 12. Mai und auf 
die Mobilisierung reduziert werden. 
Auch im Anschluß daran sind Veran­
staltungen und Aktionen erforderlich. 
Entscheidend ist, wem sag ich du, 
Kontinuitit. In diesem Sinne 

Power To Tbe People 

Kontakt und Koordination: Ursul4 
Sch6nbtrgtr, Sophien1tr. 14, 3300 
Braumchweig, Tel. : 0531/891632 

Wendland 

Wider ein gesalzenes Wendland 
Wlhrend diese Zeitung entstand, haben 
sich am Sonntagnachmittag mehrere 
Hunderte Anti-AKW-Leute kalte Fllße 
geholt, als sie in Gorleben mit eine'r 
Kundgebung gegen die geplante Salz­
halde protestierten. Mittlerweile stehen 
in dem Kiefernwäldchen südlich des 
Endlagergelindes die ersten Holzhäus­
chen, und einige ganz Hartgesottene 
gedenken sogar. in Zelten dort auszu­
harren. 
Mit dieser Aktion wollen Wendlin­
derinnen und Sympis den Rodungs.. 
besinn eines 17 Hektar großen' Gelin-

des behindern, auf dem nach den 
Plänen der DBE eine riesige Halde mit 
dem Salz aufgeschüttet werden soll, 
das beim Bau der unterirdischen Kaver­
nen des Endlagers anflillt. In der ersten 
Bauphase sollen zunächst 1,1 Millionen 
Kubikmeter, spiter dann noch einmal 
die ·etwa 10-fache Menge aufgetürmt 
werden. 
Die BI geht davon aus, daß durch die 
Salzhalde sowohl die Versalzung der 
Umgebung drohe als auch eine starke 
SchwennetallbelastungdesGrundwassers. 
Die umliegenden Gemeinden weigern sich 

der Errichtung der Halde zuzustimmen, 
solange kein Gutachten über die ökolo­
gischen Folgen vorliegt. Die Planung 
des Salzhaldenprojekts war seinerzeit 
ohne Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt. 
Spätestens am 5. März müssen die 
R<XJ unparbeiten ausVogelschut1#ÜJlden 
abgeschlossen sein. Bis dahin, so hoffen 
die anwesenden AKW-Gegnerinnen, kön­
nen di~ Rodungen möglicherweise behin­
dert Wld hinausgezögert werden. Im 
Rahmen der Endlagerkampagne, aber 
auch unabhängig davon, wäre das natllr­
lich ein Bombenerfolg. 
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weltweit keine "Entsorgung" 
Es gibt weltweit kein Endl~er, d.h. es gibt auch keine Atom· 
nül"entl()1'91ng", Um diese Argumentation dw Anti· AKW· 
Bewegung mit Fakten zu belegen im Folgenden ein Oberblick 
iher die Strategien der in diesem Bereich wichtigsten Länder, 
in denen zu diesem Problem Forschungen laufen oder die be­
rei1S heute mit bedeutenden Mengen von Atommüll fertig 
werden müssen. Es fehl.en hier Länder wie die Schweiz, Japan 
oder Italien, die ebenfalls auf Endlagersuche sind, aber erst 
am Anfang stehen, die Sowjetunion ist wegen der schlechten 
Materiallage ausgeklammert. 
Grundsätzlich bleibt festzuhalten, es gibt bislallQ nirgendwo 
einen akzeptablen Ansatz zur Lösung des Atommtillproblems. 
ln einer Reihe von Ländern sollen ab 1990, parateil zu Gorle· 
ben, Endlager in Betrieb gehen. Diese Endlager sind heute 
alle noch im Stadium von Probebohrungen, die Endlagertech· 
nologie ist über Laborversuche und R Echenmodelfe noch 
nicht hinaulgekommen. Andererseits ist bei allen untersuchten 
Endlagermedien (Salz, Ton , Granit u.a.) berei1S heute klar, 
daß sie Probleme aufwerfen (WAaerzutritt) und der Atommüll 
mit großer Wahrscheinlichkeit in die Biosphäre gelangt. Die 
zuständige EG· Kommiuion stellte 1984 in einem (völlig un· 
kritischen) Bericht fest, daß "die Bewirtschaftung von Abfäl· 
len, die langlebigelsotopeenthalten( insbesondere plutonium-
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haltige Abfiille) sowie von hochaktivem Atommüll aus der 
Wiederaufarbeitung hat noch nicht dtl$ Stadium industrieller 
Reife erreicht, obwohl bereits bestimmte technische Grund­
lagen geschaffen worden sind" auch "heute noch (sind) be­
deutende ingenieurtechnische Entwicklungen erforderlich". 
Selbst die ente Hürde zur Endlagerung dieses Atommülls ist 
noch lange nicht genommen, die Konditionierung dieser Ab­
fälle ist von der Anwendungsreife noch weit entfernt, von Si­
cherheit nicht zu reden, diese Abfälle wwden heute überall 
"zwischengelagert." Heiße Versuche zur Endlagerung laufen 
derzeit nur in der Asse, im EG· Bereich, zweites ''Pilotprojekt 
soll das Versuchslabor Mol wwden. 
Neben "der Technik ist der Widerstand der Bev"ölkerung in 
Europa als auch in den USA und Kanada ein bedeuten des 
Hindernis für die Atommafia. Auffällig ist, daß außer den 
Atomwaffenstaaten nur Japan und die BRD auf eine eigene 
großtechni1che Wiederaufarbeitung setzen, einige Länder 
lassen im kleinen Maßs1ab im Ausland aufarbeiten, der Groß· 
teil hat sich jedoch mittlerweile für die Direkte Endlagerung 
bzw. ''La~itzwisc:henlagerung" en1Sc:hieden. Dänemark, 
das noch keine AKW's besitzt, hat kürzlich den Beschluß ge­
faßt auch keine mehr zu bauen, Schweden will seine laufen­
den AKW's "auslaufen" lassen • 

Schweden will die abgebrannten BE in Kupferkanistern mit ei­
ner Wandstärke von 10 cm in krystallinem Fels (Granit) in ei­
ner Tiefe von 500 m einlagern. Die Kanister sollen mit Ton um­
geben werden, das Ganze soll später mit einer Mixtur aus Ton 
und Sand versiegelt werden. Kritiker monieren, daß der Ton 
weggewaschen werden kann bzw. sich unter bestimmten Um­
ständen chemisch verwandelt. Versuche haben beispielsweise 
ergeben, daß der Ton von einem tropfenden Wasserhahn weg­
gespült wird. 
Schweden untersucht außerdem ~ie Lagerung hochradioaktiver 
Abfälle in Bohrlöchern. Bis 1990 sollen dazu 10 bis 15 Stand· 
orte untersucht werden, ab 1992 sollen 3 in die engere Auswahl 
genommen werden. An allen Orten gab es Proteste der betrof­
fenen Städte und der Bevölkerung, im November 85 wurden 
die Bohrungen in Almunge nahe Uppsala durch eine Besetzungs-

~-------------------~ aktiondes Bohrgeländes verhindert. 
Die endgültige Entscheidung über den Endlagerstandort und 

Schweden. 
Schwedens AkW's werden nach der derzeitigen Beschlußlage 
der schwedischen Regierung im Jahre 2010 auslaufen, neue sol­
len nicht mehr hinzugebaut werden. Gleichzeitig hat Schweden 
sich gegen die weitere Wiederaufarbeitung schwedischer Brenn· 
elemente in La Hague entschieden. Schweden verfolgt jetzt das 
Konzept der " Direkten Endlagerung". 
Seit Juli 85 hat Schweden ein zentrales Zwischenlager für abge· 
brannte Brennelemente (BE) am AKW Oskarsllamn. Das Zwi· 
sehen Iager hat in 4 Becken eine Aufnahmekapazität von 3000t. 
Der größte Teil der schwedischen abgebrannten BE und anderer 
hochaktiver Atommülllagert noch in La Hague. 
Leicht· und mittelaktiver Atommüll (LAW u. MAW), nach 
schwedischer Klassifikation alles außer den BE, soll in Zukunft 
auf dem Meeresboden in der Nähe des AKW Forsmark nördlich 
von Stockholm gelagert werden. Für die Lagerung im Meer gibt 
es bis heute keine Genehmigung, aber am Endlager wird fleißig 
gebaut. 1988 soll es in Betriebgehen. ln Planung Ist heute schon 
ein Ausbau für weitere 150.000 Kubikmeter Atommüll. Nach 
Angaben derIndustriesoll der Atommüll hier 500 Jahre "sicher" 
sein, angesichtsder schwoctischen Atommüllklassifikation, na~h 
der LAW und MAW auch' langlebige alpha· Strahler enthält, ist 
allein die ins Auge gefaßte Zeitspanne äußerst kurz. 
Die abgebrannten Brennelernente sollen in Granitfelsen einge­
lagert werden. Internationale Untersuchungen dazu laufen bei 
Stripa, einer alten Eisenmine westlich von Stockholm. Oie For­
schungen begannen 1976, seit '80 laufen sie als autonomes Pro· 
jekt der OECD Nuclear Energy Agency. Beteiligte Länder sind 
Kanada, die USA, Japan, Finnland, Frankreich,Spanien,Schwe· 
den, Schweiz und Großbritannien. 
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die Methode soll 1998 fallen, der Baubeginn ist für 2010 vorge· 
sehen, zu diesem Zeitpunkt soll das letzte AKW stillgelegt sein. 
Schweden ist favorisierter Kandidat für eine "internationale 
Endlagerstätte". Ein solches Konzept wird auch von der EG und 
der IAEO in Betracht gezogen, um Ländern ohne Atornmüllla­
gerungsmöglichkeit den (Weiter) Betrieb von AKW's zu ermög­
lichen. 
Ein Vertrag über die Abnahme von 25t· abgebrannter BE be­
steht bereits heute zwischen Schweden und der BRO. Im Feb­
ruar 85 meldete "Nucleonics Week" ein Dreiecksgeschäft zwi­
schen Schweden und drei bundesdeutschen EVU's, nach dem 
Schweden den AKW· Betreibern aus der momentanen Verlegen­
heit hilft und ihnen 57t Mischoxidbrennelemente abnimmt. 
Die BRO muß dafür später einmal, wenn sie Zwischenlager zur 
Verfügung hat, schwedischen Atommüll aus La Hague aufneh· 
men. "Nucleonics Week" wies ausdrücklich darauf hin, daß bei· 
de Kontingente die gleiche Menge Plutonium enthalten. Der 
B RD- Atommüll wird bis eine Endlagerungsmöglichkeit besteht 
im Zwischenlager Oskarshamn gelagert. Die ersten MOX- Trans­
porte sollen ab 1987 über Lübeck· Travemünde nach Schweden 
gehen (außer- wir blockieren sie), vorgesehen sind zunächst 5 
bis 9 Transporte.Oie MOX· BE warten derzeit im Lagerbecken 

des AKW Kahl auf ihren Abtrabsport. 
Bei einer Anhörung für den Bau emer Anlage zur Wiederaufar· 
beitung von Uran in Schweden wurde im Dezember letzten Jah­
res bekannt, daß die Setreiberfirma ASEA seit '79 illegal Atom· 
müll aus Brennstoffabrlken in Japan und seit 1980 zusätzlich 
aus der Hanauer RBU importiert hatte. Es handelt sich dabei 
um Menge·n von jährlich 60 bis 70 t, die beim Import fälsch· 
lieherweise als schwedischer Atommüll aus La Hague deklariert 
wurden. 



Belgien hat seinen LAW seit Anfang der 60er Jahre im Meer 
versenkt, z.Z. wird er im Atomforschungszentrum Mol gela· 
gert, ebenso wie der MAW. Bislang gibt es nur eine Lagerung 
im Freien, geplant ist mit überdachten Flächen eine zusätz· 
liehe Lagerkapazität von 10.000t zu schaffen. 
Alpha· Strahler wurden z.T. in Mol verbrannt, der Verbren· 
(IUngsofen kann allerdings nur Mengen im Kilobereich ver· 
art>eiten.Konditionierte Abfälle aus der WAA Eurochemie 
werden in der Lagerstätte Eurstorage in oberirdischen Bun­
kern mit einer Lagerkapazität für' 50 Jahre deponiert. 
Perspektivisch soll der HAW und MAW in einem Endlager 
unter dem Atomforschungs2:entrum untergebracht werden. 
Im Bau ist in einer Tonschicht ein Versuchslabor in 225m 

Wendland 

Tiefe für echte ("heiße" ) und simulierte Versuche zur End- ~-------------------....... 
Iagerung. Das spätere EL soll aus einem Hauptstollen mit 
4 ,5m Durchmesser und 550m Länge sowie einem System von 
Nebenstollen mit 3,5m Durchmesser mit einer Gesamtlänge 
von 7km bestehen. Mit der Einlagerung von HAW wird frühes· 
tens in 50 Jahren gerechnet, MAW soll schon eher eingela­
gert werden. Zunächst sollen die Abfälle rückholbar deponiert 
werden, erst nach mehreren Jahrzehnten sollen die Leerräume 
starr ausgefüllt und verschlossen werden. 
Die EG Kommission kam im Nov. 84 in einer Studie zu dem 
Schluß, daß Ton aufgrund seiner geringen Wärmeleitfähigkeit, 
der I;Jildung von Rissen und Klüften (Wasserwege) bei Erhit· 
zung durch HAW sowie die geringen Standfähigkeit der Grube 
als Endlagermedium "wenig geeignet" ist. 
Da die EG· Kommission sich immer sehr gewählt ausdrückt, 
kann trau davon ausgehen das " völliger Mist" gemeint ist. 

Großbritannien (GB) hat bislang den meisten Atommüll ins 
Meer versenkt. Bekannt ist die direkte Einleitung radioaktiver 
Abwässer der WAA Windscale, die die Küste von Cumbria mitt· 
lerweile weiträumig verseucht hat 
GB's erste Meeresversenkung von Atommüll fand 1949 3000 
Meilen südwestlich von· Lands End statt. 1984 kollidierte ein 
US· Unterseeboot 175 Meilen südwestlich von La nds End mit 
Atommüllfässern - nach diesem Zwischenfall fertigte das zu­
ständige britische Ministerium erstmals Karten über alle bishe­
rigen Versenkungsaktionen an. 
1950 wurde 8 Meilen nördlich von Alderney Atommüll ver­
senkt, dort wurde zusätzlich radioaktives Material des britischen 
Atomwaffenprogramms, u.a. der zwei Reaktoren von Calder 
Hall, versenkt . Anhand der gemessenen hohen Alpha· Strahlung 
ist zu vermuten, daß hier entgegen offiziellen Angaben Plutoni· 
um- haltiger Atommüll versenkt wurde. 
ln den Jahren 51 bis 53 fanden Versenkungsaktionen 250 Mei· 
len westlich der Hehriden und bis 61 weitere in der Nähe von 
Madeira statt. Allein 1981 wurden auf diese Weise 2500 t A· 
tommüll beseitigt, unter denen sich etwa 2000 Ci Alpha-und 
100.000 Ci Beta und Gamma- Strahler befanden. Nach der 
Septembertagung 85 der Londoner Konvention ist auch GB 
unter Druck, andere Lagerstätten zu finden. 
Für den leichtaktiven Atommüll gibt es in GB drei Beseitigungs­
methoden: 1. Zusammen mit gewöhnlichem Hausmüll auf Müll· 
deponien 2. vergraben am Entstehungsort und 3. in oberirdi· 
sehen Atommülllagern. ln Drigg betreibt die BNFL ein 300 
Acres großes .Lager, wo der LAW in 100m langen, 15m breit· 
en und 4,5m tiefen Gräben geschüttet und anschließend mit 
einer Erdschicht von 1m bedeckt wird. ln Drigg sind seit der 
Inbetr iebnahme 71 ca. 150.000Kubikmeter Atommüll vergra­
ben worden. ln einem Vergrabungsgelände bei Dounraywerden 
2001 Stahlfässer mit Atommüll in 7m t iefen Gräben aufeinan­
dergestapelt. Derzeit sind 6 Gruben verfügbar, die ersten 4 be· 
sitzen eine Kapazität von 6000 Kubikmeter bzw. 14.000 Ku· 

Frankreich 
Frankreich lagert seinen LAW und MAW seit '69 unterirdisch 
im Oepartment Manche. Feste, konditionierte Abfälle werden 
hier ohne weitere Ummantelung in Erdwällen gelagert, flüssige 
Abfälle sind verfestigt in unterirdischen Monolithen unterge­
bracht, beqeckt mit Lehm. Die Anlage hat eine Gesamtfläche 
von 12ha mit ca. 400.000 Kubikmetern Lagerkapazität, 1983 
war bereits die Hälfte gefüllt. Frankreich sucht bereits heute 
nach einem neuen Standort für eine weitere Atommülldeponie, 
an den drei ausersehenen Orten (Aube, 130km westl. von Pa­
ris, Vienne) regt sich heftiger Widerstand. 
Alpha-strahlungshaitiger Müll sowie der HAW werden in den 
Atomforschungsanlagen sowie in La Hague gelagert bis sie spä· 
ter einmal in einem EL untergebracht werden können. Dafür 
hat es bislang nur Probebohrungen in Granit gegeben. 
So lagern in Marcoule beispw. seit 7B 750 Atommüllbehälter 
aus Stahl mit je 150 I verglaster Abfälle aus der Verglasungsan· 
Iage. Frankreich baut derzeit noch an einer zweiten Verglasungs­
anlage in La Hague, die 87 in Betrieb gehen soll. F. ist bei der 
Verglasungstechnik "führend", d.h. aber nichts anderes als das 
es den Atommüll einfach verglast, Aussagen über die "Langzeit· 
sicherheit" können nicht einmal in Ansätzen gemacht werden. 
Das Ganze ist noch im Versuchsstadium, untersucht werden 
derzeit die Auswirkungen von Druck, Temperatur und Strah· 
Iungen, "langfristig ist die Erstellung eines Auslaugmodells 
beabsichtigt", so ein EG- Bericht. 

Großbritannien 
bikmetern. Zwischenräume zwischen den Fässern werden mit 
Polyäthylemmasse ausgefüllt, anschließend werden die Gruben 
mit Erde zugeworfen. Bezüglich dieser Endlagermethoden kam 
die EG zu dem Schluß, daß hier die Forderung nach einem 
Mehrbarrierensystem nicht erfüllt sei und sie daher abzulehnen 
sei. Ein Versagen der Behälter würde zur sofortigen Freisetzung 
in 'die Biosphäre führen . Im EG· Rahmen wurde daher auch ei­
ne Vergußmasse entwickelt, die in die Gräben eingepreßt wird, 
um "die Verbreitung von Radionukliden zu verzögern".Nach 
offiziellen Angaben fallen bis Ende des Jahrhunderts in GB ei­
ne halbe Million Kubikmeter LAW an, hinzu kommen 66.000 
aus der WAA Windscale, in den 90er Jahren muß daher eine 
neue Atommülldeponie in Betrieb genommen werden. Im Sep· 
tember 85 wurde eine Liste mit 5 in Frage kommenden Stand· 
orten veröffentlicht. Die früher in die engere Wahl gezogene 
Salzmine von Billingham war Anfang 85 wegen des örtlichen 
Protestes als Standort zurückgezogen worden,83.000 Menschen 
hatten eine Petition dagegen unterzeichnet. Noch auf der Liste 
steht Elstow (Bedfordshire), hier soll die Atommülllagerung,in 
Betongräben bis 1990 möglich gemacht werden. 
Mittelradioaktive Abfälle und Alpha- Strahler sollen zukünftig 
in oberirdischen Gräben mit einer Tiefe von 20 · 30 m oder in 
größeren Hohlräumen untergebracht werden, eine erste La­
gerstätte soll 1990 fertig sein. Für Alpha- Strahler ist zusätzlich 
ins Auge gefaßt, sie in Zement einzubinden und im Ozean zu 
versenken. 
"Lösungen" für die abgebrannten BE hat GB, außer Versuchs­
bohrungenund der Beteiligung an internationalen Forschungen 
nicht zu bieten. Die· BE. einschließlich den aus der BRD u.a. 
Ländern, lagern in Naßlagerbecken in Windscale oder im Trok· 
kenlager Wylfa, flüssiger HAW in Fässern.Eine Verglasungsan· 
Iage ist noch im Bau, die Inbetriebnahme ist für 1990 vorge­
sehen. Die verglasten Abfälle sollen später ebenfalls in Wind· 
scale gelagert werden. 
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Wendland 

Im April 84 fischte der Frachter ''Walter Herwig'' 3 Fässer 
mit Atommüll aus dem Atlantik - sie waren 1980 von den 
Niederlanden (NL) versenkt worden. Alle Fässer waren in­
zwischen beschädigt, zerdrückt von dem hohen Wasserdruck, 
eines hatte ein Loch. 
Zwischen 1967 bis 82 hatten die NL, Belgien, die Schweiz 
und Großbritannien ca. 100.000 t Atommüll 700 km nord­
westlich von Spanien im Atlantik versenkt. Die Versenkungs­
aktionen fanden Anfang 83 ein (vorläufiges ?) Ende, da die 
Londoner Konvention zunächst ein 2 jähriges Moratorium 
erließ, daß im ·September 85 auf unbestimmte Zeit verlän­
gert wurde. NL hatte ab Anfang der 80er Jahre die Endla­
gerung in Salzstöcken in Betracht gezogen. Da die nötigen 
Probebohrungen nicht gegen den Widerstand der Bevölkerung 
durchzusetzbar waren, verfiel man auf die Idee Salzstöcke 
im holländischen Teil der Nordsee zu untersuchen. 1981 
begannen seismische Untersuchungen der 2 umfangreichsten 
von insgesamt 13 Salzstöcken im Meer. Das Projekt wurde 
dann aber im März 83 mit der Begründung beendet, es sei 
zu kostspielig. Hauptgrund dürfte sein, daß kein Salzstock 
gefunden wurde, der dem 79 aufgestellten Kriterienkatalog 
für die "Lagerung hochaktiver Abfälle (HAW) in Salzdom­
en" genügte. 1984 wurde der Kriterienkatalog aufgehoben, 
da er nicht "geeignet" sei, jetzt sollen neue Kriterien ent­
worfen werden. Für die Lagerung von leicht- und mittelaktiv-

Kanada hat z.Z. 7000t Atommüll in Naßlagerbecken an den 
AKW's lagern, der nicht wiederaufgearbeitet sondern später di­
rekt endgelagert werden soll. Als Endlagermedium untersucht 
Kanada Granit in Pinewa (Manitoba). Diekanadische Regierung 
baut dort nach offizieller Version ein ausgedehntes unterirdi­
sches Laboratorium zur Untersuchungvon Endlagerungsmetho­
den. Die örtliche BI hatte schon lange geargwöhnt, daß hier 
unter falschem Etikett ein Endlager gebaut wird. Dies wurde 
vom kanadischen Energieminister letztes Jahr dann indirekt be­
stätigt, indem er es in einem Interview ausdrücklich nicht aus­
schloß. 
Nach Angaben der BI werden in Pinewa seit kurzem leicht- bis 
hochradioaktive Abfälle in Silos, Erdwällen und Becken gela­
gert. 
Die USA möchten sich offenbar an dem Endlager beteiligen, 
die US- Regierung bot Kanada Mitte letzten Jahres 30 Mio. 
Dollar für die Erweiterung des "Laboratoriums". 
Die Felsen in Manitoba waren 78 mit der Begründung ausgesucht 

Auch im ältesten Land der Atomnutzung istmannder Lösung 

Niederlande 
em Atommüll (LAW und MAW) gibt es ohnehin keine Kri­
terien. 
Die abgebrannten Brennelemnte (BE) der holländischen 
AKW's Doodeward und Borssele lagern heute noch in Winds­
cale und La Hague. Perspektivisch möchte die Regierung das 
Land atommüllfrei halten, im Oktober 84 erklärte der hol­
ländische Wirtschaftsminister, daß die Niederlande ihren 
Atommüll im Ausland lagern würden. Da Nl auch den Bau 
zweier weiterer AKW's plant, soll·der Coup damit verbund.en 
werden, daß nur das Land den Bauauftrag erhält, das auch 
den holländischen Atommüll abnimmt. Angefragt wurde u.a. 
in der BRD, ein Angebot aus China für nicht wiederaufge­
arbeiteten Atommüll liegt auch vor, wahrscheinlichster Ab-
nehmer ist aber Schweden. · 
Der schwach- und mittelaktive Müll evtl. auch der HAW soll 
für die nächsten 50 bis 100 Jahre "langzeitzwischengelagert'' 
werden. NL hofft bis dahin auf eine internationale Atommüll­
deponie, sollte dies nicht klappen sollen doch die holländisch­
en Salzstöcke herhalten. 
Für das geplante, 30 Hektar große unterirdische Langzeit­
zwischenlager sind bislang 13 Standorte im Gespräch • alle 
haben schon dankend abgelehnt, an vielen hat sich Wider­
stand formiert, in Moerdijk bei Rotterdam sind bereits Pro­
testaktionen veranstaltet worden. 

Kanada 
worden, sie seien besonders fest und trocken. Mittlerweile hat 
sich herausgestellt, daß sie voller Risse und sehr feucht sind­
von der Regierung wird jetzt behauptet, sie seien ausgewählt 
gerade weil sie feucht sind. Trotz noch nicht abgeschlossener 
Untersuchungen kam eine Studie der Atomic Energy of Canada, 
verantwortlich sowohl für den Betrieb der AKW's als auch für 
die Atommüllagerung, im Oktober 85 zu dem Ergebnis, daß 
Atommüll in den Felsen des kanadischen "Schildes" sicher ge­
lagert werden könne. Geplant ist , den Atommüll in angeblich 
korrosionsbeständigen Kanistern 500 bis 1000 m tief in Felsge­
wölben einzulagern. 
Die endgültige Entscheidung über den Standort soll offiziell 
nach einem öffentlichen Hearing Ende 1988 nach Abschluß der 
Untersuchungen fallen (sowas kennen wir doch irgendwoher). 
Das Endlager soll ab 2010 betriebsbereit sein. Ein indirektes 
Angebot für die Übernahme von Atommüll aus anderen Ländern 
zur Endlagerung liegt vonSeitendes Energieministers bereits vor. 
vor. 

USA 
des Atommüllproblems nicht näher gekommen. Nach langjähri- Atomenergie an der mangelnden Entsorgung leidet. 
gen Forschungen gab das Department of Energy (DOE) im De- Mit dem Atommüll wurde in den USA bislang äußerst sorglos 
zember 84 bekannt, daß drei Standorte gefunden wären, an de- umgegangen, große Mengen flüssigen HAW gammeln beispw. 
nen eine Endlagerung von HAW entwickelt werden könnte. Ins. in den Atomforschungszentren in Stahlfässern und Tanks vor 
Auge gefaßt sind 1. Yucca Mountain/Texas in vulkanischem sich hin, das Gesundheitsministerium befand z.B. das Atom­
Tuffgestein 2. Hanford/Washington in Basaltgestein und 3. müllager Hanford als "lebensgefährdend". Nachdem 85 im 
Deaf Smith/Texas in Salz. Alle Standorte sollen ab diesem Jahr LAW- Lager der WAA Barnwell größere Mengen Tritium ausge­
unterirdisch erkundet werden, eine endgültige Entscheidung_ ü- leckt waren, wurde ein Gesetz erlassen, das die Verfestigung 
ber Ort und Endlagermedium soll 1990 getroffen werden. Of- flüssiger Abfälle zumindest für Transporte vorschreibt. ln 
fentliche Kritik machte sich vor allem daran fest, daß das DOE South Carolina sind 45% allen LAW der USA gelagert, insge­
dieStandortebenannte,bevordie RichtlinienfürEndlagerstand- samt 16 Mio. cubic feet, hier befindet sich zusätzlich ein La-

orte veröffentlicht wurden. Im April85 gab die US- Regierung ger für HAW aus der Atombombenproduktion. Da S.C~ das 
bekannt, daß als integrierter Bestandteil der HAW- Handha- Lager gerne schließen möchte und sich weigerte, weiterhin 
bung eine Anlage für die rückholbare Lagerung entwickelt wer- den Atommüll anderer Staaten aufzunehmen, machte der Kon­
densoll,möglicheStandortesinddasOak RridgeAtomforschungs- greß alle Staaten für die Errichtung von Atommüllagern verarrt­
zentrum oder der Clinch River Brüter. Die Anlage soll nach wortlich. Dieser Erlaß führt dazu, daß es jetzt vermutlich wei­
derzeitigen Planungen 3000 tabgebrannter BE für die EL konditi tere 12 Deponien geben wird, die Standorte dafür sind allerdings 
onieren können, da hier dann möglicherweise der gesamte end- noch nicht benannt. Der 1982 erlassene "Nuclear Waste Policy 
zulagerode Atommüll der USA durchgeschleust werden soll Act" ermöglichte den Betreibern insgesamt eine größere Flexi­
(mind. 70.000t) müßten dort ständig 15.000 t abgebrannter bilität bei der Atommüllagerung. So soll die Regierung Lage­
BE gelagert werden können. Nach heutigen Planungen soll das rungsmöglichkeiten an jedem Reaktor ermutigen (mit Kapazi­
Lager 1996 fertig sein. Der Druck zu eine schnellen "Lösung" täten bis zu 1900t)und fördern ,der Platz in existierenden 
des Atommüllproblems kam von den AKW- Betreibern, weniger Becken soll stärker ausgenutzt werden, erlaubt ist. die Auf­
aus Platzgründen als das auch in dem USA die Akzeptanz der stellungmobiler Tanks. 
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Die Geschichte von 
den sieben Zwergen 

Am nicbsten Morgen, als der Oberbergingenieur und seine Leute 
erwadlten, waren die Bauern immer noc:h da. Es gab keinen Kaffee 
und keine Brötchen zum Friibstüdt, weil die Bauern niemanden 
durc:hließen, um Essen zu holen. Die Bauern selbst dagegen brieten 
sich Schinken und Eier auf ihren Feuern und nahmen ein handfestes 
Friihstüc:k ein. Da erkannte der Oberbergingenieur den vollen 
Ernst der Lage. Er griff schnell zum Telefon und rief den Direktor 
der Atomkraftwerksgesellschaft an. "Herr Direktor," sagte er zu 
ihm, .. jetzt sind die Bauern mißtrauisch geworden! Weiß der 
Kuckuck, wie sie darauf gekommen sind, daß hier etwas nicht 
stimmt! Sie wollen unbedingt die Gerite sehen und in die Bohrlö­
cher gucken. Sie haben uns hier mit viden TallSeDd Traktoren ein· 
geschlossen und lassen keinen rein oder raus. Wir sitzen in unseren 
Baracken, haben nichts zu essen, und bohren können wir auch 
nicht, weil kein Treibstoff für die Geräte mehr da ist. Meine Leute 
wollen nach Hause. Ich muß jetzt die Wünsche der Bauern 
erfüllen!" . 

"Nein, nein, nein,,. schrie der Direktor, der zu dieser frühen Stun· 
de noch im Bett lag und, weil er auch noc:h nicht gefrühstückt hatte, 
gleich sehr nervös und zornig wurde, "das dürfen sie nicht tun, 

sonst lißt man uns womöglich keinen Atommüll in die Löcher 
stopfen. Ich befehle ihnen, noc:h bis zum Abend durchzuhalten. Bis 
dahin werde ich dafür sorgen, daß die Polizei kommt und die Bau· 
em vertreibt. Dann kriegen Sie und ihre Leute auch wieder zu essen 
und frischen Treibstoff und sie können weiterbohrenl" 

"Na schön," knurrte der Ingenieur, der vor Hunger, Angst und 
Ärger schon sehr vid weniger Respekt vor dem Direktor hatte als 
sonst, "wir warten also noch bis genau 5 Uhr nachmittags. Wenn 
bis dahin aber keine Hilfe gekommen ist, tue ich alles, was die Bau· 
em verlangen. Uns stinkt diese Arbeit nämlich schon ganz gewaltig, 
und Sie haben leicht reden, weil Sie sicher in Ihrem warmen Haus 

Teillll 

sitzen und gleich friihstüc:ken können, während wir hier hungrig 
herumsitzen!" Damit legte der Ingenieur auf. 

Der Direktor der Atomkraftwerksgesellschaft wurde puterrot vor 
Wut über diese frechen Worte. Er konnte sich aber nicht entschlie­
ßen, den Oberbergingenieur sofort zu bestrafen. Als nichstes rief er 
seinen besten Freund, den Ministerpräsidenten, an. Der Direktor 
hatte diesem schon oft geholfen, hatte ihm noc:h vor kurzem vid 
Geld für seinen Wahlkampf gegeben und lud ihn auch immer wie­
der zu großen Festessen ein. Darum, meinte er, müsse ihm dieser 
nun seinerseits helfen. · 

"Schick' doc:h ganz schnell Deine Polizei zu unserer Bohrstelle bei 
Gorleben raus," verlangte er, "um die Bauern dort zu vertreiben. 
Wenn wir da draußen nämlich nicht weiterbohren dürfen, müssen 
wir bald alle Atomkraftwerke abschalten. Dann mache ich kein Ge­
schäft mehr und kann Dir auch keine Geschenke mehr geben!" 
'"Wir werden den Platz noch heute räumen!" versprach der Mini­
sterpräsident, dem die Wünsche des Direktors vid wichtiger waren 
als die Wünsche der Bauern und die berechtigte Angst vider Men· 
sehen vor dem Atommüll. 

Als er aber aus vielen Stiidten des Landes seine Polizisten nach 
Gorleben abkommandieren wollte - es mußten sehr viele sein, um 
die Tausende von Bauern auch gehörig prügeln zu können -, da ge­
schahetwas Unerwartetes, das alle seine Pläne zunichte machte: 
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Gleich nach dem Gespräch mit dem Direktor läutete wieder das 
Telefon. Er hatte noch nicht einmal Zeit gehabt, seine Polizeichefs 
anzurufen, um ihnen zu befehlen, mit ihren Leuten nach Gorleben 
zu fahren. Es war der Portier seines Amtsgebäudes, der da anrief, 
und er schrie ganz aufgeregt: "Herr Ministerpräsident! Herr Mini- ......._.--~"' 
sterpräsielend Schauen Sie doch mal aus deß) Fenster!" Und als der 
Ministerpräsident aus dem Fenster sah, mußte er vor Schreck gleich 
wieder einen Schritt zurücktreten. Der ganze Platz vor seinem 
Amtsgebäude war voll mit Menschen, die in der Früh auf die Stra· 
ßen gegangen waren. Sie schwenkten Protesttafeln und riefen: 
"Ehr-lich Spiel in Gor-le-ben!", "Laßt den Salzstock doch in Ruh', 
sperrt die Atomkraftwerke zu!", "Die Bau-ern ha-ben recht!" und 
vieles andere mehr. Es waren die Freunde der Bauern, denen die :SO. 
ten in der Nacht erzählt hatten, was geschehen war. 

Kurz darauf kam auch noch der Innenminister, der engste Ver· 
traute des Ministerpräsidenten, und berichtete ihm, daß auch in an­
deren Städten viele Menschen für die Bauern demonstrierten. Und 
das sei noch nicht das Schlimmste, sagte der Innenminister. Er habe 
gehört, daß hie und da auch Polizisten gesagt hätten, sie würden 
nicht nach Gorleben fahren: Es sei schließlich nicht ihre Aufgabe, 
brave Bauern und Bäuerinnen, die sich um ihre Heimat Sorgen 
machten, zu verprügeln. 

Da wurde dem Ministerpräsidenten fast schlecht. Er wollte natür· 
lieh das Veriprecben, das er dem Direktor der Atomkraftwerksge­
sellschaft gegeben hatte, nicht bfechen. Aber daß solche Massen von 
Menschen jetzt die Bauern unterstützten - damit hatte er nicht ge-

rechnet. Er stellte sich vor, daß alle diese Leute ihn bei der nächsten 
Wahl nicht mehr wählen würden, wenn er jetzt die Polizei nach 
Gorleben schickte, um die Bauern zu verjagen. Bei diesem Gedan· 
ken mußte er sich niedersetzen und erst einmal eine Beruhigungspil· 
le nehmen. Dann überlegte er, daß es außerdem noch eine schlimme 
Blamage für ihn wäre, wenn vielleicht noch dazu viele Polizisten 
einfach nicht das tun würden, was er ihnen befehlen wollte. Dann 
würde er dastehen wie ein Idiot. Nein, das durfte auf gar keinen Fall 
geschehen. Und so entschloß er sich schweren Herzens, nichts zu 
unternehmen und keine Polizei nach Gorleben zu schicken. 

Dort hatte sidi in der Zwischenzeit nichts geändert. Am Nach· 
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mittag stand der Oberbergingenieur mit der Uhr in der Hand da. 
weii er keine Lust hatte, sich und seine Leute länger als nötig quälen 
zu lassen, rief er um Punkt 5 und keine Sekunde später den Bauern 
zu: "Also gut! Ihr habt gewonnen! Kommt her, wir zeigen Euch die 
Bohrer und die Gestänge, und Ihr dürft in die Bohrlöcher gucken, 
solange Ihr wollt!" Da waren die Bauern sehr froh, und sie gaben 
den Technikern und Bergleuten auf dem Bohrplatz, gegen die sie ei­
gentlich nichts hatten, noch ein kräftiges, verspätetes Mittagessen 
mit Schweinebraten, Kartoffeln und Bier, weil die Armen ja seit der 
Früh gehungert hatten. 

Aber die Sache war noch nicht erledigt. Als nun die Bauern die 
Bohrgestänge genau besahen, fiel ihnen wohl auf, daß sie in eigenar· 
tigerWeise verbogen waren. Aber soviel verstanden sie vom Bohren 
nun auch wieder nicht, daß sie das hätten genauer klären können. 
Und wenn sie in die Bohrlöcher guckten- man konnte mit einem 
starken Scheinwerfer hineinleuchten -, sahen sie wohl, daß da tief 
unten im Salz kleine Höhlen, Blasen und Kammern waren, konnten 
aber auch nicht mit Sicherheit sagen, was da nun los war. Die Zwer· 
ge selbst konnte man nicht sehen. Die waren von all der Anstren· 
gung und dem Ärger, die sie mit den Bohrungen gehabt hatten, total 
erschöpft und hatten sich in einer kleinen Höhle am anderen Ende 
des Salzstocks verkrochen, die ihnen sonst als Vorratskammer dien· 
te. 

So waren die Bauern zunächst etwas ratlos, und wußten nicht 
recht, was sie jetzt mit den Bohrern und den Löchern anfangen soll­
ten. Sie setzten sich in einem großen KreiS zusammen und hielten 
eine Beratung ab. 

Währenddessen rief der Oberbergingenieur den Direktor der 
Atomkraftwerksgesellschaft an und erzählte ihm, was vorgefallen 
war. Der Direktor dachte: "Vielleicht kann ich noch alles in Ord­
nung bringen, wenn ich jetzt ganz schnell zum Bohrplatz fahre -
solange die Bauern noch beraten - und versuche, sie einzuseifen: 
Ich kann Ihnen ja jetzt sagen, daß ihre Wünsche erfüllt wurden. 
Und da in den Bohrlöchern nichts zu sehen ist, sollen sie abziehen 
und uns weiter bohren lassen. Dann bohren wir ganz schnell tief 
hinunter und stecken auch gleich den Atommüll in die Löcher, be­
vor die Bauern auf die Idee k~mmen, wieder mit ihren Traktoren 
zum Bohrplatz zu komme~!" 

Zuerst rief der Direktor noch den Ministerpräsidenten an und sag· 
te: "Wenn Du schon nicht die Polizei geschickt hast, dann komm' 
jetzt wenigstens selbst mit mir zum Bohrplatz. Vielleicht können 
wir diese dummen Bauern mit schönen. Worten überlisten." Der 
Ministerpräsident war natürlich einverstanden, weil er den Direktor 
nicht noch mehr verärgern wollte, und so flogen die beiden kurz 
darauf im Diensthubschrauber des Ministerpräsidenten nach Gorle­
ben. 



Energiepolitik 

Atom Exporte 
Hahnenkampf der intemationalen 

Atomindustrie 
Ich möchte mit diesem Artikel einen Ein· 
blick in die Exportsituation der deutschen 
Atomindustrie geben. 

Die Exporteure 
Der Weltmarkt scheint den AKW· 
Herstellern nicht mehr so viele Profite ein· 
zubringen, wie sie es sich noch vor zehn 
Jahren erhofft hatten. Ein Sprecher der 
Kraftwerksunion ging in seiner Rede vor 
der Jahrestagung Kerntechnik 1985 von 
etwa 25 AKWs aus, die bis 1995 auf dem 
Weltmarkt bestellt worden. Diesen 2,5 Be· 
Stellungen pro Jahr stünden vier bis 
sechs Anbieter gegen ober. 
Seine Schätzung der Bestellung mögen 
sogar noch zu hoch gegriffen sein. Die 
Zahl der Bewerber hat sich allerdings in 
der Vergangenheit bestätigt. Wenn in der 
westlichen Welt AKWs ausgeschrieben 
waren, bewarben sich jeweils vier oder 
fOnf Firmen: Die KWU, Mitsublshi (Japan), 
Westinghouse, General Elektrik, Frama· 
tome (Frankreich) und AECL (Kanada). 
Gelegentlich waren noch Anbieter aus 
Eng land, Italien, der Schweiz oder Schwe­
den dabei. Die meisten der Firmen sind 
mit den Inlandsaufträgen nicht ausgela· 
stet und versuchen daher, auf dem Weit· 
markt den Ausgleich zu finden. 
ln den USA werden in der nächsten Zeit 
vermutlich keine weiteren AKWs in Auf· 
trag gegeben, die KWU ist mit ihren Kapa· 
zitäten nur zur Hälfte ausgelastet, und so· 
gar in Frankreich sind die weiteren Aus· 
bauprogramme der französischen Elektri· 
Zitatsgesellschaft zusammengestrichen 
worden. Dort soll pro Jahr noch ein AKW 
in Auftrag gegeben werden, während die 
Framatome auf mindestens zwei AKWs 
im Jahr spekulierte. 

Die AKW·Käufer 
Bei den potentiellen Käufern fOhren die 
knappen Kassen und die hohe Verschul· 
dung zu Abstrichen in ihren Atompro· 
grammen. 

Ich habe einen Überblick Ober den Stand 
zahlreicher Exportgeschäfte aus den Mel· 
dungen der Zeitschrift Atomwirtschaft 
Jahrgang 1984 und 1985 und aus der Stu· 
die •Die Bundesrepublik Deutschland und 
der Atomwaffen·Nichtverbreitungs· 
vertrag« von Helmut Hirsch entnommen. 

ln Spanien bauten KWU, General Elektrik 
und Westinghouse insgesamt vier AKWs, 
von denen jetzt zwei gestrichen werden. 

ln Brasilien kommt der Bau von Angra 2 
nur sehr schleppend voran, da die jährli· 
chen Haushaltsmittel n'lcht reichen, um 
die geplante Betonmenge zu verBauen. 
FOr Angra 3, das zweite AKW des KWU· 
Bombengeschäfts, gibt es daher erst 
recht kein Geld. Das brasilianische Ge· 
samtbudget for den Atomauftrag ist um 
40 Prozent gekOrzt worden. Ein Teil dieser 
Mittel wurde zudem noch for die Uranan· 
reicherung umdisponiert. Diese Verlage· 
rung ist bezeichnend - es gibt weltweit 
Überkapazitäten bei der Anreicherung 
und das amerikanische Department of 
Energy bietet sein angereichertes Uran 
schon zu Dumpingpreisen an - Brasi· 
Iiens militärische Ambitionen werden im· 
mer unverhüllter. Seine Atomwirtschaft 
verfolgt ein eigenes Parallelprogramm au· 
Berhalb der Kontrolle der BAD und der 
IAEO (internationale Kontrollbehörde), 
das auch WAA und Anreicherung umfas· 
sen soll. 
ln Argenlinien kommt es ebenfalls zu fi· 
nanziell bedingten Verzögerungen bei der 
Ausführung der KWU·Aufträge. Der Preis 
des im Bau befindlichen AKWs Atucha 2 
hat sich inzwischen von urspronglich 1,6 
Mrd. $ auf 4,2 Mrd. $ verteuert. Auch dort 
scheint die Wiederaufarbeitung und An· 
reicherung Vorrang zu haben. Die Regie­
rung Alfonsin gab im Herbst 1983 be­
kannt, daß eine seit 1978 heimlich errich· 
tete Anreicherungsanlage nun fertigge­
stellt sei. Die Anlage steht außerhalb der 
Kontrolle der IAEO, ebenso wie die im 
Bau befindliche WAA mit der Jahreskapa· 
zität von 5 Tonnen, die 1986 in Betrieb ge· 
hen soll. 

ln der Tendenz zeichnet sich also ab, daß 
die zlvilitärischen GroBauftrage der KWU 
nun angesichts der knappen Kassen auf 
ihren militärischen Kern reduziert werden. 
Zur Umgehung der internationalen Kon· 
trollen wird dieser Teil des Atompro· 
gramms von den Käuferländern zuneh· 
mend selbst hergestellt (nachdem sie von 
der KWU und den deutschen Atomwis· 
senschaftlern das Know How dafür be· 
kommen hatten). 

Im Iran soll die KWU jetzt untersuchen, ob 
eines der beiden AKWs in Busher nach 
Ende des Krieges fertiggestellt werden 
kann. Dort war beim Sturz des Schah das 
ganze Atomprogramm vorobergehend ge­
strichen worden. 
Indien ist inzwischen in der Lage, einen 
Großteil der Anlagen selbst zu bauen. 
Pakistan hatte in der Vergangenheit mit 

Hilfe deutscher Firmen eine Anreiche­
rungsanlage gebaut, die jetzt fOr die Her· 
stellung der ersten pakistanischen Atom· 
bombe zur Vertilgung steht. Im FrOhjahr 
des letzten Jahres wurden die Inhaber der 
beteiligten Freiburger Firma zu 30.000 DM 
Geldstrafe verurteilt, weil die Geschäfte 
sogar noch Ober den legalen Rahmen hin· 
ausgingen. Trotzdem konnten pakistani· 
sehe Wissenschaftler in den letzten Jah· 
ren weiterhin im Kernforschungszentrum 
Karlsruhe hospitieren und Unterlagen zur 
Wiederaufarbeitung einsehen. ln Pakl· 
stan steht eine halbfertige WAA, die eine 
französische Firma gebaut hatte, und de· 
ren Bau wegen der Prollferationsgefahr 
abgebrochen wurde. Möglicherweise ver· 
suchen pakistanische Ingenieure, sie fer· 
tigzustellen. Noch 1983 erklärte sich die 
Bundesregieruhg bereit, die Einwilligung 
fOr Lieferungen von AKWs nach Pakistan 
zu geben. Auf Druck der USA mußte sie je­
doch Abstand davon nehmen. 

Internationale Konkurrenz 
Die Verhandlungen um die Geschäfte mit 
der TOrkel und Ägypten haben gezeigt, 
wie hart die internationale Konkurrenz un· 
ter den AKW-Herstellern ist. Es scheint 
sich inzwischen bei den Käuferländern 
herumgesprochen zu Jlaben, daß der Im· 
port von AKWs wegen der großen Einhei· 
ten, der Kapitalintensität und der damit 
verknOpften hohen Verschuldung mit grö­
Berem Risiko verbunden sind. 
Jedenfalls verlangten die türkischen Käu· 
fer, daß die AKW·Hersteller eine eigene 
Setreibergesellschaft for das AKW grün· 
den, und damit das Risiko selbst tragen. 
Die tOrkische Elektrizitätsgesellschaft 
sollte nur noch den Strom abkaufen. Die 
kanadische Firma AECL zeigte die Bereit· 
schaft, auf diese ungewöhnlichen Bedin· 
gungen einzugehen. Von der KWU kam 
dagegen der Vorschlag, ein Blllig·AKW zu 
liefern, das fast vollständig Ober Kredite 
von außen finanziert werden sollte. Die 
tOrkischen Käufer blieben dem deutschen 
Angebot gegenober zweifelnd, was dazu 
führte, daß die KWU schließlich mehr 
Hoffnungen auf das ägyptische Atomge­
schäft setzte. Die Bundesregierung zog 
die HermesbOrgschaft fOr das TOrkel· 
Geschäft zurOck, da sie nach eigenen An· 
gaben nur eines der beiden Geschäfte fi· 
nanzieren können. 

Doch auch in Ägypten macht sich die Ten· 
denz zu mehr Vorsicht bemerkbar. Die 
Entscheidung, ob Oberhaupt ein AKW im 
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Ausland bestellt wird, und wer als VerkaO· 
fer in Frage kame, wurde Im November 
1985 noch einmal um drei Monate ver· 
schoben. Anlaß war die Kablnettsumbll· 
dung der lgyptlschen Regierung, doch 
der Grund Ist vermutlich wieder die Flnan· 
zlerung, das Hauptproblem der meisten 
AKW·Kiufer·Länder. 

Zuviel Geld 
für die Kamkraft 
Selb8tkritlsch hat sich die 
brasillani8Che Regierung mit 
ihren Auslandsschulden be­
schäftlgt und dabei auch die 
bislang stär1csten Zweifel am 
Sinn ihres Atomprogramms 
laut werden lassen. Henri 
Philippe ReichstuJ, ein Spit­
zenbeamter des Planungsmi­
nisteriums, beklagt, daß ein 
Teil des Geldes, das Brasilien 
dem Ausland schuldet. für 
ziemlich nutzlose Projekte 
ausgegeben worden sei. Reaktor-Baustelle in Brasilien 
Nach letzten Berechnungen 
de$ Ministeriums müßten rund 15 Milliar­
den Dollar als ,.unwiderruflich verloren" 
angesehen werden. Schmerzlich für die 
deutsche Industrie, daß Reichstul vor al­
lem die beiden von der Siemens-Tochter 
Kraftwet1< Union (KWU) begonnenen 

Atomkraftwerke als Geldverschwendung 
geißelt. Fünf Milliarden Dollar, zu einem 
großen Teil Kredite der Oeutschen Bank 
und der Dresdner Bank, seien beim ge­
samten Atomprogramm verpulvert wor­
den. 

Der KWU bleibt also noch das Geschaft 
mit China (in der •Atom• Sommer '85 Ist 
Ober- dieses Geschäft ausfOhrlicher be­
richtet worden). Wahrend des chlnesi· 
sehen Staatsbesuchs in Bonn sah es so 
aus, als ob die Bestellung von zwei deut· 
sehen AKWs schon beschlossene Sache 
waren. Die KWU erklarte dazu, der Auf· 
trag sei noch nicht endgültig erteilt. 
Die Verhandlungen Ober die langfristige 
Finanzierung mit Krediten worden sich 
nach Ihrer Ansicht noch hinziehen, und es 
bestehe nach wie vor scharfe internatio­
nale Konkurrenz. 
Die Chinesische Regierung hat .in den 
letzten zwei Jahren mit zahlreichen Lan· 
dern Vertrage Ober atomare Zusammenar· 
beit abgeschlossen oder erweitert: unter 
anderem mit Frankreich, Japan, England, 
Italien, der BAD, Brasilien, Argentinlen 
und Hongkong. Ein entsprechendes Ab­
kommen mit den USA Ist Im Sommer '85 
ebenfalls abgeschlossen worden. Die Ver· 
trage sind die Vorbedlngungell'dafor, daß 
die gesamte westliche Reaktorindustrie 
fOr die chinesischen Auftrage Schlange 
steht. 
Das 300 MW·AKW Quinshan soll unter 
chinesischer Regle gebaut werden. Die Ja· 
panische Firma Mitsubishl liefert den Re­
aktordruckbehälter. Die f ranzösische Fra· 
matome soll die lncore-lnstrumentlerung 
liefern und weitere Auftrage erhielten 
deutsche und Italienische Firmen. Bei 
dem geplanten AKW ln Guangdong reich· 
te die Framatome Angebote fOr die Nukle­
arteile ein und for die konventionellen Tel· 
le gab es·Angebote aus England und den 
USA (General Elektrik). For die Finanzie­
rung sorgt ein französisches Bankenkon-
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sortium unter Federführung der Banque 
Nationale de Paris. China plant noch wei· 
tere AKWs (insgesamt sollen Kraftwerke 
mit einer Leistung von 2000-3000 MW aus 
dem Ausland Importiert werden), so daß 
die Internationale Reaktorindustrie sich 
noch einige Aufträge verspricht. 

Die KWU erhöhte Anfang dieses Jahres 
ihr Eigenkapital. BegrOndet wurde dies 
mit dem scharfer werdenden Wettbewerb. 
Sprecher der KWU erklärten, sie wollten 
bei Exporten Angebot mit höherem Eigen· 
antell machen. Die Firma erhofft sich 
noch weitere Atomexporte,. wenn auch 
lange nicht mehr in dem Umfang, den sie 
sich Anfang er 70er Jahre versprochen 
hatte. Der Vert reter der KWU sprach auf 

der Jahrestagung Kerntechnik davon, daß 
die Exporte nach einem sprunghaften An· 
stieg 1973174 drei Jahre später fast zum 
erliegen gekommen seien. Diese Interpre­
tation ist natOrlich gemessen an den gi· 
gantlschen Wunschvorstellungen der 
Atomindustrie Ober den weltweiten Aus­
bau der Atomprogramme. 

Weitere kleine Aufträge 
Ich habe in dem Kasten noch eine Auf­
stellung der kleineren Aufträge gemacht, 
die in der Regel keine besondere Beach· 
tung finden und zusammen doch ein ein· 
t ragliches Geschaft der deutschen Atom­
Industrie darstellen. 

Daten der KWU 
Angaben soweil nicht anders gekennzelchnel in Mrd DM 

80/81 81/82 82183 

Umsatz 4,8 3.4 

davon AKW-Bereich 3,8 2,8 
Inland 0.9 3,0 2,0 

Ausland 1.4 1.8 1.5 

neue AKWs bestellt ? neHI nem 

Auftragseingang 5.7 6.2 8.0 
davon AKW·Bereich 7.1 
Inland 11 ,4 3,8 7.0 
Ausland 1.3 2.4 1.0 

Auftragsbestand 23,6 25.2 30,3 
davon AKW-Bere1ch 22.1 21 .1 

Auslastung der Werke 52% 115% 51 % 

83184 

7,5 

6.7 

29.5 
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Importland Lieferung, Dienstleistung Exporteur Stand der Verhandlung, 
Vertragsabschlu8, Stand 
der Bautätigkelt 

lndonesien Mehrzweckforschungsreaktor MPR 30 Interatom seit 1983 im Bau 

tndonesien Trainingsprogramm für indonesische vier 112 Jahre 
Techniker (40 Mio. DM) Laufzeit 

lndonesien Brennelementefabrik für den MPR 30, Nukem seit Juli 1984 im Bau 
30 Mio. DM 

lndonesien Radiometallurgisches Laboratorium mit hei· lnteratom, Nukem, ISA Vertragsunterzeichnung 
Ben Zellen. zur Nachuntersuchung bestrahlter Technik Anlagenbau. April1985 
Brennelemente Kraftanlagen Heldeiberg 

SOd Korea Brennelementfabrik (50 Mio. DM), Kapazität KWU in Zusammenarbeit Vertragsabschluß 
200 I/Jahr; Trainingsprogramme für korea· mit RBU Herbst 1985 
nisches Personal 

Indien lngenieurberatung. Ingenieurleistung bei Re· KWU (General Elektrik, Vertragsabschluß 
paratur, UmrOstung und Dekontamination bei Lieferer des AKWs, hat FrOhjahr 1984 
dem AKW Tarapur, sowie Ersatzteile aus dem seit der Zündung der 
AKW Gundremmingen für das AKW Tarapur indischen Atombombe 

keine Exportgenehmigung 
mehr für Indien) 

China PrOfstand für Druckwasserreaktor· KWU Auftragsvergabe 
Brennelemente Sommer 1984 

Ungarn Einbau von Kompaktlagern in drei der vier KWU Auftragsvergabe 
Blöcke des AKWs Paks vom sowjet. Typ Mal 1984 
WWER 440, evtl. Nachrüstung des laufenden 
vierten Blocks mit Kompaktlager; 
Machbarkeltsstudie Ober Trockenlagerung 
im sogenannten Bunkertrockenlager 

Tschechoslowakei Primärkreislaufüberwachungssystem für KWU Auftragsvergabe 
drei AKWs des sowjet. Typs WWER 440; FrOhjahr 1984 
für eines der AKWs Lieferung einer Konditlo· 
nierungsanlage für Atommüll 

Japan Ultraschallprüfungsanlage für Rohre Nukem Auftragsvergabe 
(1 Mio. DM) FrOhjahr 1985 

Die wirtschaftliche 
·Lage der KWU 

Da sich in der letzten Zelt Meldungen von 
· dem, sogenannten Auftragsloch der KWU 

häuften, hofften wir sction Insgeheim, 
daß sich das Problem mit der Atomindu­
strie mOglicherweise mit der Zelt von 
selbst erledigen kOnnte. 

Im folgenden Geschäftsjahr (10/83 bis 
10/84) sank der Auftragseingang und 
auch der Auftragsbestand ein wenig. Je­
doch der Umsatz verdoppelte sich. 
Der Tabelle kann trau noch entnehmen, 
daß die Zahlen der Auftragsbestände sich 
von 81/82 auf 82/83 erhOhte, obwohl der 
Auftragsbestand Im AKW·Bereich sank. 
Vermutlich hat die KWU in dem Jahr mehr 
AuftrAge Im Bereich der konventionellen 
Kraftwerke erhalten. 

richten entnehmen, daß die KWU noch 
krAftlg Profite erwirtschaftet, auch wenn 
die AuslandsauftrAge nicht ao einen gro­
ßen Umfang einnehmen, wie sie es gern 
hAtte. 

Doch in den Geschaftsberichten der KWU 
kOnnen wir das Gegentell lesen. Die Ka­
pazltat der KWU-Werke Ist zwar tatsich­
lieh nur zu etwa 50 Prozent ausgelastet, 
doch die Profite haben daran anschei­
nend keineswegs gelitten. 1983 konnte 
die KWU noch eine satte Dividende von 16 
Prozent an Siemens auszahlen. Im glei­
chen Jahr und auch im Jahr davor wurden 
zwar keine AKWs neu bestellt, die KWU 

· bekam jedoch seltsamerweise trotzdem 
Neuauftrage tor 7,1 Mrd. DM Im AKW­
Berelch. Die Erklärung hlerfor verbirgt 
sich hinter den Worten "Anpassung der 
bestehe~den Auftrage Neckarwestheim 
und Ohu". 
Damit ist gemeint, daß die besagten 
AKWs teurer geworden sind. Diese Tatsa· 
ehe macht sich natOrllch im finanziell ge­
messenen Auftrag,bestand bemerkbar. 
Wir berichten hAufig darober, daß AKWs 
rasant teurer werden. Genau an diesem 
Punkt schaffen. sich die Reaktorhersteller 
den Ausgleich tor mangelnde Auftrage. 

Selbst wenn in Zukunft keine AKWs mehr 
in der BAD bestellt werden aollten, wird 
sich die KWU an der WAA gesundstoßen 
kOnnen. Dieser Auftrag Ist von vornherein 
so angelegt, daß finanziell keine Grenzen 
bestehen werden. 

Insgesamt kann trau den GeschAftsbe-
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Bremen und die 
Wer DOdl vor da, zwd Jabrea mdate, der Aatel voa AtolßeiMIIIe ad mit aater 

10'1• 10 ~tnnplns, dal Soraea weaea 'Licbter aus' asw. bd AbldlaltaDa der 
AKW's Dkbt za befilrdlteD Iden, wird beute ICbon dnell Tadleareduler mltDeb­
mea mtaea. Der Aatel der Atomkraft aa der aesamtea Stromeneapaa betritt 
mitderwelle pt dD Drittel aad Ist, bedlaat dardl wdterela AKW·z.w.ebl (Brok• 
dorf, IJaaea D UDd Oba m UDd Ablcbaltaaaea veralteter Kobldaaftwelke, eber Im 
Staaea beptffaa. 

Kaum dD Ztltaapardkel, der dlae Ta1Ddle alcbt würdlat aad, mit Blick IUI dJe 
lterbeDdela Wilder ud a-cJdckt erlecbaetea Prdsvortdlea, slcb der ldeoloaie der 
Atoaullaflll a-.dlllelt: Steiuelt - Dda Dlllke, aar so aaverblümt maa es nocb ale­
IIIIDII wieder IUIIUfaa. 

Der Aatdl der Atomknlt Ist beute ICboa über dea .,.aaaaten Graac1111tbenkb 
(Strom, der raad U1D die Ubr produdelt a.ad beaödgt wird) blaa1181'eJCbOIIell a.ad Ia 
den Mlttdlastberdcb eiDpdnmgen. Noch vor daigea Jabren haben dJe Stromer 
venudlt, aageskhts slakeada' Stromverbraudlsmwacbsnten Ihren dennoch produ­
zierten Strom 1m WinDemarkt loszuwerden. Dis Ergebnis war nicbt sehr berau­
scbend. Wer siebt adlon dn, mit Strom sdne Heizung zu betreiben. Der Absatz an 
dddri8cben Wlrmepumpea blieb wdt unter dem kalkullertea Verkauf. Wobln aber 
mit dem Strom, der, betriebswirtscbtlkb gesehen, für die Energiemultis so günstig 
ln AKW's erzeu'gt wird? Ein Beispld von "Vielen soD an der Energieversorgung Bre­
meas verdeutlidlt werden. 

Bremen ist oicbt nur umri!lll vom CDU­
rqjerten Niedersachsen, sondern auch von den 
AKW..Q.ipnten Nordwestdeutsche Kraftwerke 
AG, die ab I. Oktober 198S mit ihrer Mutterge­
sdlscba.ft Preußen-Elelctra z.u einem Imperium 
entcu Ranges wurde. Die Nabe z.u Ni~h­
sen und die Ferne zur dort und in Bonn regie­
renden. Christdemokratie li.Ot sich ab und zu 
noch erkaufen. Für Zustimmungen über Pen­
sionieruna von BundeswehroffiZieren oder Inve­
stitionshilfen für die W AA Wackersdorf be­
konunt der bankrotte Freistaat Fregattenaufträ­
ge oder Bundesergänzungszuweisungen. Man 
gibt und bekommt. Aber verhält sich die 
NWK!PREAG ebenso wie die CDU? Da sind 
Bremer Sozialdemokraten skeptisch und z.er. 
stritten. Die NWK will nur geben, aber auch 
nehmen. Worum geht's? 

Bremens Energieversorgung steht weitgehend 
auf eisenen FUßen. Oie Stadtwerke Bremen AO 
sind zu 100'1t im Besitz des Senats. Der Vor­
standsvorsitzende ist ein ehemaliger Senator, 
den Aufsidlt.srat fllhrt der Finanzsenator. Das 
angrenzende niederslchsisc:he Umland wird mit 
Strom und Wlrme aus den Stadtwerke­
Kraftwerken versorgt, nur ein geringer Teil im 
Bremer Norden muß von angrenzenden Ener­
gieversorgungsunternehmen, die allesamt 
NWK-Töcltter sind, bezogen werden. Anson­
sten wird der gesamte Strom und Wärmebedarf 
Bmnens von den Stadtwerken selbst geliefert. 
Tabelle 1 zeigt den Stromverbrauch Bremens im 
Jahr 1984: 

Strom: 7 Kraftwertle aalt lnlt1amt U47 MW, 
davon 
500 MW Kohle Grundlast 
410 MW Enlps Mittellast 
135 MW Helzöi/ Laufw_, Spltzelllut 
llO MW Bunclesbünarom 

WinDe: 7 Behwerlle!Turblnea mlt 1ucesamt 
414MW,clavon 
401MW Enlps 
70MW Heizöl 
U MW dektrbc:b 
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Die Kraftwerkskapazilät, bezogen auf die 
Stromerzeugung ohne die Gasturbinen und das 
Wasserwerk, bcutgt somit 910 MW, davon ent­
fallen SSfJo auf Koblebasis, 4S'Te sind ergasbe­
feuert. 10fJo des Stroms liefert die NWK nach 
Bremen. Oie Jahreshöchstlast am Tag des höch· 
sten Stromverbrauchs betrug 1984 knapp 600 
MW. Dies ergibt eine Oberkapazität von im­
merhin S 1 'lo. Da aber die Revision des größten 
Kraftwerksblocks mit 300 MW in die Sommer­
zeit fällt, wo rund SOO MW benötigt werden, ist 
die vielfach bundesweit zu betrachtende Ober­
kapazität nicht gerade hoch. Der Stromver­
brauch in Bremen ist wie auch bundesweit nach 
einer starken expansiven Phase von 1970 bis 
1980 in den letzten Jahren nur gering angestie­
gen. Immerhin rund ein Drittel des Stromes ver­
braucht die HOtte Bremen des Stahlkonzerns 
KIOckner. Bevorzugt wird Importkohle einge­
setzt, die für Bremen runst SO'!o billiger ist als 
beimische Ruhrkohle. Diese wird aber wegen 
des JahrhundertVertrages trotzdem zu l/3 der 
Gesamtmenge eingesetzt. 

Die Gasversorgung für Wärmezwecke erfolgt 
in erster Linie über Lieferungen der Ruhrgas 
AG. Der Anteil der Fernwärme aus Wärme­
Kraft-Kopplung bcutgt nur rund 8,S'Io des Ge­
samtwanneverbraucbs. Davon wird rund 1/3 
vornDaimler Werk, der Rest fast ausschließlich 
in umliegenden Wohnsiedlungen verbraucht. 

Soweit das Ulstige Zahlenmaterial. Kommen 
wir langsam zum Problem der Stl!Ptwerke, der 
Energieversorgung in Bremen und die RoUe des 
Geldes bzw. der NWK. Die Altcrsstruktur be­
züglich dcr-schadst~ffemmisionen führen zu ei­
ner Vc:randerung der Energieversorgungsstruk­
tur Bremens. Der 7S MW Kohleblock Hafen 4 
wird stillgelegt, das Gaskraftwerk MittelsbUren 
soll von 240 auf 170 MW heruntergeschraubt 
werden, um eine Stickoxidentgiftungsanlage zu 
sparen, und der Vertrag Ober Lieferungen der 
NWK läuft im Jahr 1989 aus. Insgesamt 167 
MW stehen dann ab 1989/90 zur Oispositon. 
Dies war die Lage im Oczernber 1984 und so ist 
sie bis heute. Betriebsversammlungen der Stadt· 
werkebelegschaft, Veranstaltungen, Bürger-
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schaftsdebatten, Zeitungsberichte reißen seit­
dem nicht ab, ein Outachten jagt das nllchste. 
Den Überblick zu behalten ist schwer •. Nichtsde­
stotrotz hllngt an dieser Debatte die Zukunft 
bremischer und damh kommunaler Energiever­
sorgung, oder umgekehrt, das Verschlingen des 
Riesen NWK./PREAO von einer der letzten ln­
sein in seinem Versorgungsgebiet. 

Eigentlich wäre alles ziemlich einfach. Mit ei­
nem schon in der Vergangenheit entworfenen 
Energiekonzept könnte der Bedarf an Energie, 
an Strom und Wärme in Bremen durch eine ent­
sprechende Karftwerksstruktur angegl_ichen 
werden. Veraltete Kraftwerke könnten sChritt­
weise durch umweltfreundliche, Nahwärme lie­
femde Blockheizkraftwerke ersetzt werden, 
Energie könnte durch rationeUe Verwendung 
eingespart werden und so weiter. Aber: dieses 
Energiekonzept gibt es nicht. Noch 1979 wurde 
der 300 MW Block im Hafen in Betrieb genom­
men. An ihm hängt rund 500Jo des Bremer 
Stromverbrauchs. Und dies soU er weiterhin, bis 
Ubers Jahr 2000 binaus. Daher wird zur Zeit ei­
ne Rauchgasentschwefelungsanlage eingebaut. 
Eine ebensolche folgt im Anschluß arn 125 MW 
Block S im Hafen. Und da sich die Stadtwerke­
planer nicht die Bohne um Abbau des Ver­
brauchs von Strom und Änderung der Energie­
struktur kümmern, muß eben ein neues Kraft­
werk die offenen Megawatts e.rsetzen. Geboren 
wurde das Kraftwerk Hastedt Block 15. Geplant 
als Wärmekraft gekoppeltes Werk, mit hoch­
moderner, umweltfreundlicher Verbrennung­
stechnilc. Leistung 130 MW, mit Entstickungs­
und Entschwefelungsanlage und weiterer Fern­
wärme fUr Daimler und den B.remer Osten. So 
weit so gut. 

Nur, Brmen ist bekanntermaßen Pleite. Zwar 
nicht die Stadtwerke, aber deren Besitzer. Wa­
rum also nicht einen Teil des Aktienpaketes ab­
stoßen. 200Jo meinte der ehemalige Aufsichts­
ratsvorsitzeode und Finanzsenator Thape und 
kaum ausgesprochen, klopfte es auch schon an 
dessen Tur: Interessent, die NWK/PRBAO. 
Die, clever wie eh und je, woUten drei Fliegen 
mit einer Klappe schlagen. Erstens wurde der 
Einbruch in den Bremer Energiemarkt erreicht 
werden, zweitens just dann, wenn Brokdrof 
wieder Überschuß bringt, und drittens könnte 
die NWK, so ihr Vorschlag, für die 185 Millio­
nen des 200Jo Aktienpaketes vieUeicht ja auch 
den Bau der KUhlturme in Esensham vergessen 
machen (immerhin 200 Millionen). Und wenn 
schon so viel zu erreichen ist, der NWK Strom 
nach Bremen wurde selbstverstandlieh sich an 
jetzigen Stadtwerke Preisen orientieren. 185 
Millionen fUr die bankrotte Bremer Stadtkasse 
ohne große Binspruchsrechte der NWK (erst bei 
2S0Jo Aktienanteil gibt es Sperrminoritllt bei 
wichtigen Entscheidungen), die rechte SPD fmg. 
an zu wackeln. Anders die linken Sozis. 1m Ver­
ein mit Gewerkschaften, Betriebsrat und Stadt­
werkebelegschaft und sogar der CDU forderten 
sie sofon Block 15, da umweltfreundlich, Ar­
beitsplätze schaffend (130 an der Zahl) und 
energiefreundlich mit Strom und Wärme. Das 
Aktienpaket soUte bei zwei B.remer Banken fllr 
160 Millionen geparkt werden. FUr drei Jahre 
mit Vorzugsruckkauf recht. Die Grünen wieder­
um richteten eine Energie-AG ein. Unter Beteili-
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gung aller relevanten Umweltorganisationen in 
Bremen wurdeein weiterer Vorschlag erarbeitet. 
Abschaltung des alten Kraftwerk Hafen 
Blockes, Einbau einer Bntstickungsanlage im 
Kraftwerk Mittelsburen statt Leistungsreduzie­
rung, Bau von Blockheizkraftwerken und ein 
Programm für Energiesparinvestitionen. Kosten 
rund 200 .Millionen DM. Dafllr kein Block lS in 
Hastedl, der 350 Millionen einschließlich 200Jo 
Bundesbeteiligung kosten wurde. 

Die Gegner des NWK-Geschllftes setzten sich 
zusammen. Und, erstaunlich, die Positionen la­
gen oft sehr eng zusammen. Das der Weg zu ei­
ner ökologischen Weichenstellung aber nicht 
einfach ist, liegt eigentlich weniger an den guten 
Ideen und Vorschlägen, als an der Schwerfllllig­
keit der SPD und der Gewerkschaften. Theore­
tisch einverstanden mit den Vorschillgen der 
81's und der Grünen, praktisch aber unfähig, 
diese sofon umzusetzen. So blieb bis zum Som­
mer nur die Frage offen: NWK-Verkauf oder 
nicht. Dieses Problern ist mitderweile für drei 
Jahre hinausgeschoben. Die Aktien sind bei den 
Banken geparkt, an einen Rüdekauf denkt aller­
dings niemand. Woher soUte das Geld auch 
schon kommen. Über den Neubau Hastedt 
herrscht nach wie vor Unklarheit. 

Obwohl mehrere Outachten dieses Projekt 
befllrworten, platzte Ende August die erste 
Bombe. Das geheime, vom Senat in Auftrag ge­
gebene Gutachten, kam ganz im Gegensatz zur 
iYrV -5tudie, die gleiches Zahlenmaterial be­
nutzt hatte, auf einen 70 Millionen Gewinn fllr 
das NWK-Projekl. Denn, so kam heraus, die 
NWK ging nochmals mit den Preisen herunter 
und verlängerte die Festschreibung der Strom­

. preise von 10 auf 2S Jahre. Zu was ein Energie­
gigant docll fähig ist, um seinen Marlet zu erwei­
tern! 

Kaum hatten die Stadtwerkeplaner festge­
steUt, daß auch sie mit ihren Preisen noch nach­
lassen können, platzte die zweite Bombe. Um 
den Bau des Heizkraftwerkes Hast~t Block 15 
doch noch zu verhindern, meldete sich der 
Klöckner-Konzem. Dem lllge ein Abgebot der 
Preag vor, daß mit 9 Pfg/Kwh noch um einen 
Pfennig unter den Erzeugungskosten des Stadt­
werkestromes liegt. Und da der Stahlkonzern 
immerhin ein Drittel des Bremer Stroms ver­
braucht, wurde erpreßt: entweder gehen die 
Stadtwerke mit ihren Preisen auf das Preag­
Niveau oder Klöckner baut sich ein eigenes 
Kraftwerk. Denn Preag-5ttom kann Klöckner 
aufgrund"des Demarkationsvertrages nach dem 
Energiewirtschaftsgesetz nicht beziehen. Das 
geht nur llber den Umweg Stadtwerke Bremen. 
Die Drohung zeigte Wirkung. Kurz vor dem 
SPD-Landesparteitag nach Koschnicks Ab­
schied ausgesprochen, brachte sie die SPD­
Oenossen ins erneute Grübeln. 

Im Dezember 85 endlich entschied der Auf­
sichtsrat der Stadtwerke Uber die Zukunft der 
Bremer Energieversorgung. Geboren wurde ein 
erster Schritt in Richtung Ausverkauf der eigen­
ständigen Energieversorgung und der Abhan­
giglceit in die Atomenergie, getarnt als Kompro­
miß. Hastaedt Block 15 wird nicht gebaut. Da­
für eine Oegendruckanlage, hauptsächlich eine 
Art Heizwerk, welches Fernwärme erzeugen 
kan.n. Die Kapazitllt wird nur 40 MW betragen, 
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die Kosten liegen mit 165 Mio. DM um 185 Mio. 
DM unter denen für Block 15. Mit diesem Geld 
sollen 1987 die 200Jo geparkten Aktien zurückge­
kauft werden. Der fehlende Strom wird, festge­
schrieben auf 25 Jahre, zu einem günstigen An­
gebot von der Preag gekauft. Damit erhöht sich 
der Anteil des Preag-Stroms in Bremen von 10 
auf 25%. Bedenkt man, daß die Preag zu 700Jo 
Atomstromproduzent ist, so wird demnächst 
1/6 des Stromverbrauchs aus Atomkraftwerken 
kommen. 
Das Ergebnis wird allgemein bejubelt. Die Ge­
werkschaften sind froh, daß die Arbeitsplätze 
erhalten bleiben. Die Stadtwerke sind froh, ein 
Stück Eigenständigkeit Bremens erhalten zu ha­
ben. Die SPD ist gl~cklich, Geld für den Rück­
kauf der Aktien zurückgelegt zu haben. Der Fi­
nanzsenator freut sich, daß die Konzessions­
und Gewinnabgaben der Stadtwerke dank des 
Preag-Stromes um 8 Millionen jährlich steigen 
und der öffentliche Nahverkehr weiter bezu­
schußt werden kann. Die Preag kann endlich 
wieder überproduzierten Strom loswerden. Das 
Superangebot an Bremen (Esensham-Strom 
liegt bei ca. 10 Pfg!Kwh) läßt sich in dem riesi­
gen Versorgungsgebiet leicht ausgleichen. Und 
der Klöckner-Konzern bekommt den Strom zu 
unglaublichen Tarifen (9 Pfg!Kwh statt bisher 
10,2 bis zum Jahr 1999). Nur die Atomkraftgeg­
ner sind sauer. Die in der SPD (sofern ernsthaft 
vorhanden) sind jedoch einiges gewöhnt und ha· 
ben zu kuschen. Bereits im Sommer mußten sie 
miterleben, wie der Wirtschaftssenator in der 
Bund-Länder-Kommission zusammen mit 
Harnburg und den CDU-Ländern (außer dem 
tru1stnen1m Niedersachsen) 600 Millionen DM 
Investitionsbeihilfen für die Wiederaufberei­
tungsanlage in Wackersdorf genehmigte. Wie 
immer klafft auch an dieser Frage der Atome­
nergie ein himmelweiter Unterschied zwischen 
öffentlichen politischen Bekundungen der SPD 
und ihren tatsächlichen Handlungen. Offiziell 
liest sich _dies dann so: der größte Arbeitgeber 
der Hansestadt, Daimler, erhält weiter Fernwär­
me und ist zufrieden; der größte Stromabneh­
mer, Klöckner erhält billig Strom und ist zufrie­
den; die Perspektive der Eigenständigkeit bleibt 
erhalten und die Stadtwerke-Belegschaft ist zu. 
frieden; die Strompreise können gehalten wer­
den dank des superbilligen Preag-Stroms, also 
sind die Verbraucher auch zufrieden. Da läßt 
sich mit ein paar unzufriedenen 
doch leben. 

Pelle 
Bremer Bargerinitiativen 

gegen Atomanlagen 
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Untersuchungen 
abgeschlossen 

Unter der Überschrift »Untersuchungen 
abgeschlossen« berichtete die OZ am 5. 
Februar 1986 darOber, daß das Gelände 
am Rysumer Nacken in großflächigen Bo· 
denuntersuchungen auf seine Eignung 
fOr den Bau eines Großkraftwerkes unter­
sucht worden ist. ZusammengefaSt sei 
dabei herausgekommen, daß das Gelän· 
de am Rysumer Nacken fOr den Bau eines 
Großkraftwerkes geeignet ist. Dieses 
»Großkraftwerk« wird ein Atomkraftwerk 
sein! Besagter Standort ist im Landes· 
Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
Teil 11, Ergänzung Dezember 1984, bereits 
als Standort fOr ein Atomkraftwerk ausge­
wiesen. Mit dem fOr die Preußenelektra 
positiven Untersuchungsergebnis ist also 
die Wahrscheinlichkeit noch größer ge· 
worden, daß an unserer KOste ein Atom­
kraftwerk gebaut wird. 
Die gegenteiligen Behauptungen des _ 
Pressesprechers dieser Firma sind kein 
Gegenbeweis, denn die Geschichte der 
Atomkraftwerke in unserem Land lehrt, 
daß die Bevölkerung, so lange es nur ir· 
gend geht, Ober die wirklichen diesbezog­
liehen Planungen im Unklaren gehalten 
wird, und zwar von allen Verantwortli· 
chen. Über den wahren Stand der Planun­
gen, die vielleicht schon viel weiter sind, 
als wir ahnen, ist nichts näheres bekannt. 

Unter dem Motto "Organisiert den 
Widerstand" fand am 19.Dez. 1985 in Neckar­
westheim ein Fackelzug statt, an dem ca. 70 
Leute teilnahmen. Nach der Kundgebung vor 
dem GKN (Gemeinschaftskraftwerk Neckar­
westheim) wurde ein Papieratomkraftwerk an­
geztlndet, worauf sogleich die Werksfeuerwehr 
ausrückte und mit zwei Schläuchen das 'Riesen­
feuer' (2 cbm Pappe) löschte. Als sie glaubten, 
das 'Fiammeninferno' gelöscht zu haben und 
ihre Schläuche wieder zusammenrollten, flamm­
te das Feuer wieder von selber auf und sie muß. 
ten nochmals ausrücken. 
Das war nicht nur toll, sondern auch symbo­
lisch, denn zur Zeit wird versucht, das Wider­
standsfeuer wieder neu zu entfachen. Es fanden 
schon zwei Koordinationstreffen statt, die den 
Wunsch nach einer neuen festen GKN-Gruppe 
diskutieren und organisieren wollen. 
Von den Folgeprojekten des GKN li (siehe 
atom Februar + Sommer 85), den Speicherseen 
und der Rheinwasserüberleitung, gibt es außer 
Verschleierungs- und Hinhaltetaktik nichts ak­
tuelles. Landwirtschaftsminister Weiser legt die 
Projekte immer wieder "auf Eis", sagt, "sie 
sind vom Tisch" oder "zum gegenwärtigen Zeit­
punkt nicht aktuell". Allerdings glaubt von den 
örtlichen Bl's niemand daran, denn die Fakten, 
die durchsickern, entsprechen eher dem Gegen­
teil. Auch ein Buch gibt es jetzt über Neckar­
westheim, herausgegeben vom Bund der 
Bürgerinitiativen Mittlerer Neckar e. V. 
Darin wurde viel Wert auf die rechtliche Proble­
matik gelegt. Interviews mit den Klägern und 
Klägerinnen aber auch Überlegungen zur Effek­
tivität von Prozessen. Natürlich erfährt mensch 
auch alles übers AKW selbst und über den örtli· 
eben Widerstand. Es heißt: 

"Neckarwestheim: Widerstand 
ohne Schlagzeilen" 

hat ca. 100 Seiten und kostet 10.-DM. Es kann 
bestellt werden beim BBMN, Jürgen Keppler, 
Gartenweg 2 in 7121 Cleebronn, Tel.0735-6544 

Das Geld bitte überweisen aufs Konto des 
BBMN (7124 Bönnigheim, A.mannstr.25) bei 

Bönnigheim (BLZ 60491430) 
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Unfallserie mit Uranhexafluorid (UF6) in den USA - Gefahrenpotential in der BRD wächst ständig 

Heute USA - morgen BRD 
Im August 1984 geriet das Uranhex.afluo· 
rld zum ersten Mal. weltweit • femaehge· 
recht aufbeieitel • ln die gute Stube: Die 
~Mont Loul .. war vor der balglachen KU· 
ate mit einer brisanten Ladung der 
mllltlrlachlzlvllen Atommafia gesunken. 
30 an Bord befindliche Behilter enthlel· 
ten angereichertes UF8 aus franzöal· 
scher, belgiseher und deutscher Produk· 
tlon (atom, November/Dezember 1984). 
Am 4. Januar 1988 kam ealn den USA zum 
ln jüngster Zelt folgenschwersten Unfall 
mit UF8, wobei ein Arbeiter getötet und 
über 100 Personen zum Tell achwer ver· 
Ietzt wurden. Im Folgenden werden wir 
darüber berichten, sowie die Gefährdung 
von UF8 ln der BRD aufzeigen. 

Was Ist UF8 für ein Stoff? 
Um Natururan als Brennstoff fOr den Be· 
trieb in einem Atomreaktor chemisch auf· 
zubereiten, wird das metallische Uraniso· 
topengemisch (Uran 2351238) mit Fluor zu 
Uranhexafluorid (chemisches KOrzel: 
UF6) umgesetzt. Dabei wird aus dem Aus· 
gangsstoff Natururan • UF6, das fOr die 
Atomindustrie uninteressante U 238 F6 
(abgereichertes UF6) und das als Grund· 
stoff in der Atomindustrie verwendete U 
235 F6 (angereichertes UF6) hergestellt. 
Alle drei UF6 ·Arten sind mit dem radioak· 
tiven Natururan und dem chemisch agres· 
siven Fluor eine ständige Gefährdung der 
Bevölkerung. Studien aus den USA haben 
ergeben, daß bei Arbeitern, die mit UF6 
umgehen, die Krebsgefahr größer ist, als 
fOr die Normalbevölkerung. Dabei liegen 
die Gefahrenquellen hauptsächlich in der 
verarbeitenden Industrie, sowie der Lage­
rung und vorallendingen des weltweiten 
Transports des Uranhexafluorids. 
Unfallserle ln den USA 
• Am 4. Januar ereignete sich in Gore im 
Bundesstaat Oklahoma (USA) ein folgen· 
schwerer Unfall in einer Urankonversion· 
sanlage, in der Natururan zu UF6 verarbei· 
tet wird. Ausstromendes Uranhexafluorid 
tötete einen Arbeiter und verletzte ca. 100 
Personen. Folgendes hatte sich ereignet: 
ln der Anlage wurde ein Behälter vom Typ 
46 mit UF6 Oberladen (dieser Behältertyp 
wird auch- in der UAA • Gronau benutzt). Er 
dient als Transport • und Lagerbehälter 
fOr abgereichertes UF6 Natururan. Er darf 
mit maximal 12,47 t UF6 beladen werden, 
bei dem Unfall waren 13,28 t UF6 im Be­
hälter. Als Arbeiter die Überladung fest· 
stellten, erhitzten sie das Faß. Sie wollten 
das darin befindliche UF6 vom festen in 
den gasfOrmigen Zustand bringen, um es 
dann tellweise in einen anderen Behälter 
zu pumpen. Doch soweit kam es nicht. 
Das Obertollte Faß platzte. Das ausströ­
mende radioaktive und chemisch sehr gif· 
tlge Gas verätzte einen Arbeiter die Lun· 
gen, der daran starb. Rund 100 weitere 
Personen (Arbeiter und Anwohner) muß· 
ten teilweise schwer verletzt ins Kranken· 
haus eingeliefert werden. 

• Am 8. 1. ereignete sich ein zweiter Uran­
unfall. ln einer Fabrik in Henderson bei 
Las Vegas fiel eine Urankapsel aus einem 
Röntgengerät Die US • Behörden sperrten 
nach dem Unfall einen Teil der Werksan· 
lagen. 
• Am 19. 1. fand der dritte Unfall statt. ln 
Fernald/Ohio entwich in einer Uranfabrik 
unbemerkt UF6 aus einem Behälter. Die­
ser hatte einen 20 cm langen Riß. Ein Teil 
der Anlage wurde fOr Untersuchungen 
stillgelegt. Bei dem Unfall hatte die Alar· 
manlage nicht funktioniert; SenSQren rea· 
gierten nicht auf den Anstieg der Radio­
aktivität. Sechs Arbeiter mußten sich Arzt· 
lieh untersuchen lassen. 
Daß es sich hierbei nicht um Ausnahmen 
handelt zeigen weitere bekanntgeworde­
ne Unfälle mit UF6 aus vergangeneo Jahr· 
zehnten: 
• Anfang der 6oer Jahre forderten zwei 
UF6 • Unfälle (Bersten der Tanks) in den 
USA bereits zwei Todesopfer. 
• Am 1. 7. 1977 trat aus der Uranfabrik 
Pierrelatte/Frankreich eine große UF6 • 
Wolke aus und verseuchte die Umgebung. 
• Im Februar 1984 traten in Hanau kleinere 
Mengen an UF6 aus. 
• Im November 1984 explodierte in der ar· 
gentinischen Urananreicherungsanlage 
in Pichlleufu ein UF6 • Behälter. Ein Mitar· 
beiter wurde schwer verletzt. 

Situation ln der BRD 
Bundesregierung und Atomindustrie ha· 
ben allen Grund die Unfälle in den USA zu 
verharmlosen und ein öffentliches Inter· 
esse • wie etwa beim Untergang der 
»Mont Louis• • gar nicht erst aufkommen 
zu lassen. Der tOtliehe Uranbehälterunfall 
in der US • Atomfabrik kann sich jederzeit 
auch hier wiederholen. Die bestehenden 
UF6 • Lager und die ständigen Transporte 
durch die BRD sind eine tickende Zeit· 
bombe, denn die US • Sicherheitsnormen 
fOr UF6 • Behälter gelten auch for die 
BRD. 
Unmittelbar betroffen von dem schweren 
Unfall in der US • Atomfabrik Gore sind 
bestehende bzw. geplante Uranhexafluo­
rid • Lager und Verarbeitungsstltten: 
• Weisweiler bei Aachen (5000 t) 
• Karistein (Bayern) 
• Leese, bei Nienburg (Niedersachsen) 
• Gronau (Nordrhein • Westfalen) 
•· Hanau, wo gleich drei Firmen (Nukem, 
Reaktor • Brennelemente • Union und 
Transnuklear) Uranhexafluorid verarbei· 
ten oder lagern (5000 t). 
Ein Atomunfall wie in Gore kann also 
auch hierzulande täglich passieren. Der 
Gifttank in Gore ist explodiert, weil er 
statt der zulässigen 115 Grad C auf 120 
Grad C erhitzt wurde und zudem • nach 
Setreiberangaben • mit ca. 800 kg Oberla· 
den war. Eine Fehlanzeige der großen 
Waagen auf denen das UF6 in die Behll· 
ter abgefüllt wird, macht diesen Unfall 
auch in der BRD möglich. 

Aber nicht nur ein OberJadener UF6 Behll· 
ter, sondern auch jeder normal gefüllte 
kann ab einem bestimmten Erhitzungsgrad 
in die Luft gehen. UF6 wird als fester, salz· 
förmlger Stoff transportiert, geht ab 56 
Grad in einen gasförmigen Zustand Ober 
und wird ab 64 Grad bei einer glelchzeltl· 
gen Volumenausdehnung von 35% fiOsslg. 
je höher die Hitze, desto höher die Ausdeh· 
nung und die Gefahr der Behllterexplo­
sion. Von Bedeutung Ist dies Insbesondere 
filr die unzähligen UF6-Transporte quer 
durch die Bundesrepublik: 

"Die grtJBte Gefahr beim Transport droht, 
wenn bei einem Unfall ein Feuer ausbricht. 
Wird ein intakter Behlllter einem Brand bei 
einer Umgebungstemperatur von 800 Grad 
(ein Benzinfeuer erzeugt Temperaturen von 
Ober UXXJ"Grad) ausgesetzt, platzt der S. 
hllter unter steigendem Druck nach maxi­
malt, 7 Stunden explosionsartlg. Schlagar­
tig werden 80% des UF6 230 Meter hochg• 
schleudert, wo es verdampft. Die restlf.. 
chen 20% werden brockenweise in die nll· 
here Umgebung geworfen und verdampfen 
Innerhalb von 4 Stunden." 

(aus: Gruppe Ökologie, Sicherheit und Urn­
weltauswirkungen eines Lagers for Uran· 
hexafluorid und Urankonzentrat bei Leese, 
Juni 1983) 
"Das hier nicht pure Theoretiker am Werk 
waren, zeigt ein UF6-Unfall vor 16 Jahren. 
Am 10.11.1970 entgleiste bei Ashausen vor 
den Toren Hamburgs ein Güterzug mit 11 
Waggons. Bei einer Geschwindigkeit von 
fast 100 km/h wurden zwei Behälter mit je 
zwei Tonnen schwach angereichertem UF6 
ins Freie geschleudert. Die Bergungsarbel· 
ten verzögerten sich um mehrere Stunden, 
weil erst ein Experte aus Braunschweig 
mit einem besonders empfindlichen Gel· 
gerzähler herbelgeholt werden mußte." 
(Zelt vom 21.9.84) 

Die Menge des zu transportlerenden und 
zu lagernden UF6 nimmt ständig zu. 
Mensch unterscheidet angereichertes, ab­
gereichertes und Natururan-UF6, die eh• 
misch alle gleichermaßen giftig sind, wo­
bei Insbesondere das angereicherte UF6 
auch als radioaktiver Stoff gefährlich Ist. 
Es ist noch nicht ermittelt, wieviel 
Natururan-UF6 hierzulande lagert und ob 
die Uranvorrate der Bundesregierung, die 
fOr 5 Jahre (fOr den Fall von Uefersperren) 
reichen sollen, als Urankonzentrat (Yellow 
cake) oder als UF6 gehortet werden. Ange­
reichertes UF6 wird in Hanau verarbeitet, 
in Gronau produziert und ebenfalls aus et· 
Iichen Lindern eingeführt. Das Hauptpro­
blem Ist jedoch das abgereicherte Uran 
238. Um ein Atomkraftwerk vom Typ Blblis 
ein Jahr zu betreiben, kommen 200 Tonnen 
UF6 in eine Anreicherungsanlage, von de­
nen wiederum 160 Tonnen als abgerelcher· 
tes UF6, praktisch als Abfall, zurockblei· 
ben. 
Die Bundesrepublik läßt ihr Uran neben 
Gronau in den USA, der UDSSR, den Nie-
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GESUCHT· 

LKW'a wie dieser Irensportleren redloaktlven MOll aus ATOMKRAFTWERKEN 
Ins Zwischenlager QORLEBEN. 

._.... Kennalchen: - Radloaktlvltlltsaymbol 30 x 30 om 
- abgeschrlgte Seltenwinde 
- orangefarbene Plane 
- Transportflrma: meistens TRANSNUCLEAR 
- Immer in Begleitung von Zivilpolizei 

Wamung: in einigen J:lllen wurde die gesetzlich erlaubte Höohststrshlung 
des transportierten MOlls bereits Obersohritten. Aber auch im 
Normelfall bedeutet die stlndige Niedrigstrahlung eine Gesund· 
heitsbelastung der Anwohner an den Transportstrecken. 

Die Transporte dOrfen nicht ilnger unbemerkt bleiben! 
Wenn Sie einen Transport sehen, rufen Sie uns an I 

Telefon: 0551/7700158 
Göttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie 
Reinhäuser Landstr. 24 
3400 Göttingen 

Dieses DIN A-3 Plakat könnt Ihr bel uns bestellen, ab 20 Stück für 0,20 DM + Porto 

dertanden, Frankreich und Großbritannien 
anreichern. ln allen Fallen mußte sie sich 
selbstverstandlieh verpflichten, die ange­
fallenen abgerelcherten UF6·Anfllle wie­
der zurückzunehmen, um sie fOr Jahrzehn­
te (die Bundesregierung spricht von 50 
Jahren) zo deponieren. 

Brennpunkt Gronau 

Noch Anfang 1986 wollen die Granau­
Betreiber den Antrag auf Ausbau der Anla· 
ge von derzeit 400 Tonnen auf 1000 Tonnen 
Urantrennarbeit/Jahr bei der NRW· 
Landesregierung einreichen, die nicht nein 
sagen wird. 
Nach Auskunft der Bundesregierung wird 
sich der jlhrllch (I) neu anfallende Berg ab­
gereicherten UF6 von derzeit 160 Tonnen 
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auf 1600 Tonnen in die HOhe schrauben 
und die UF6-Sammelstelle in Gronau gi­
gantisch vergrößern. Mit dem Ausbau der 
Anlage wird gleichzeitig die Zahl der UF6· 
Transporte von oder nach Gronau von jetzt 

. 22 auf 215 pro Jahr ansteigen. Insbesonde­
re die SPD wird wenig Interesse haben, die 
hier angesprochenden Sachverhalte zu er· 
Ortern. Nicht allein, weil sich hier erneut 
der kriminelle Charakter des gesamten 
Atomprogramms auftut, sondern insbe­
sondere wegen der Urananreicherungsan· 
Iage Gronau im SPO-regierten Nordrhein· 
Westfalen. Der Grundstein for diese poten· 
tielle nationale Atombombenfabrik wurde 
von von BOiow gelegt, die NRW·· 
Landesregierung nahm die Anlage noch 
kurz vor der NRW-Landtagswahlln Betrieb, 
kurz: ein typischer 'Ausstieg' aus der 
Atomenergie a Ia Sozialdeomkratle. 

Dabei ist die weltweite Oberkapazität auf 
dem Gebiet der Urananreicherung derge­
stalt, daß ein komplettes Werk in der USA 
uniAngst die Pforten schließen mußte und 
die französische Anlage sechs Monate im 
Jahr Stillstehen muß. Das nach den aktuel· 
len Unflllen in den USA in Gronau Unruhe 
herrscht, ist verstlndllch. Die Situation 
wird sich beim Ausbau der UUA noch ver· 
scharfen. Nach dem tödlichen Unfall in Go­
re fand am 11.Januar eine vom Gronauer 
Arbeitskreis organisierte Trauerdemo 
statt, an der 40 Personen teilnahmen. 
Dabei wurden zwei Sarge mitgetragen. Sie 
symbolisierten zum einen den Tod,. der 
durch UF6 Oberall auftreten kann, wo die· 
ses Gift frei wird. Der zweite Sarg symboli· 
sierte die Opfer des jüngsten Atomunfalls 
in Gore. Nach dem Trauerzug fand auf dem 
Gronauer Marktplatz eine kurze Abschluß· 
kundgebung statt, in der auch eine Schwel· 
geminute fOr die Opfer der Atomindustrie 
eingelegt wurde. Abschließend rief ein Ver· 
treter des Arbeitskreises zum verstärkten 
Widerstand gegen Atomanlagen, beson­
ders in der Euregio und im MOnsterland 
auf. Er sagte dabei: "Genau wie unsere 
Freundinnen und Freunde in Wackeradort 
werden wir uns bei unserem weiteren Wi· 
derstand nicht von der Polizei, von der Ju· 
stlz oder von geflickten Politikern die Wi· 
derstandformen vorschreiben lassen." 
Am gleichen Tag fand in Almelo (NL) eine 
Aktion gegen die dortige UAA statt. Der Ar· 
beitskreis 'Stop Kernenergie Aimelo' fOhr· 
te eine Mahnwache durch. Gegen das An· 
fahrtstor der UAA haben sie drei Kreuze ge­
stellt, auf denen drei Namen standen: Ka· 
ren Silkwood, Almeloer Bevölkerung und 
James Harrison. James Harrison ist der Ar· 
beiter, der bei dem Unfall in Gore getötet 
wurde; Karen Silkwood, die ebenfalls in 
einer Atomfabrik in der USA gearbeitet hat· 
te, die genau wie die Anlage in Gore dem 
Kern Mc Lee Konzern gehört, kam in den 
si~bziger Jahren auf mysteriöse Weise 
ums Leben. 
Angesichts der drohenden Erweiterung der 
Anlage und den zahlreichen Uranunfällen 
in der letzten Zeit, ist der Widerstand in 
Gronau nötiger denn je. Eine Form unseres 
Widerstandes ist die Klage gegen die UAA, 
die im Sommer 1985 eingereicht wurde. 
Hiertor wird noch jede Menge Geld benö· 
tigt. 
"Aechtshllfekonto UAA" BLZ 40164024, 
Konto: 140037201, Volksbank Gronau. 

Zur weiteren Information empfehlen wir 
das Euregio·lnfo. 



Technik d.Geheimen Kriegsführung 
6oo.S. Bild & Anleitung 45 DM 
Die israelische Invasion in den 
Libanon. Alleinvertrieb. 2o DM 
Chronologie d.Stammheim-Prozesse 
ca. 85o S. ca. 3o DM 
Chronologie d. Revolutionären 
Zellen ·15 DM 
"Verrat in Irland". Das britische 
Supergrass-System 6 DM 
"Counter Reader" (Orig.Dokumente) 
zur Invasion in Centralamerika 15 DM 
"Dressed to· kill" -Bildband über d. 
nordirischen Widerstand 12 DM 
Komplette Geschichte der I.R.A. von 
Kevi n Ke 11 ey 25 01·1 

cootNAMI AaMY 2 t Counre-ode< OUI Fo<l Brago 
Fo<lscllrelbung -on Nflond loftle (USA) deutsch 10 DM 
bis zum Jollr 2030. Neueste Studie ALl'II!HATN& Nll.A.NOeJSII(]HIIH 
einer lJS.uper~<>nQruppe. 1 ~ DM rrnr_, Tipo • .-a .. ssen 1 0 DM 

AIR I.AHO IIATTU lo WITT"tl.I.MIItiKA • DIR MO JH D1H 
AIID MAHUAL tOOS ICJtiiO 

Einzig kompl. Ausgabe 10OM Plus U~~s•n'-"'0. Oos Beste 
Olt191NAI.TIXT _w.vti!SIOH 10 DM 

JIOR ZINTllAlAMIRl KA" 

D-637 OBERURSEL 5/PF 35 

1-4 Ex. je 3,00 DM +.Porto 1,00 DM 
5-10 Ex. je 2,50 DM + Porto 1,80 DM 
ab 11 Ex. je 1,80 DM + Porto 3,00 DM 

Broschüre, 48 Seiten, Din A4, 3,- DM 
Hrsg.: AKAFRIK, Münster und 

iz3w, Freiburg, Dez. 1985 

Bestellungen 

gegen Vorauszahlung auf Kto. Nr. 
80 90 - 460 PschA Dortmund 

BLZ 440 100 46 
bei: Arbeitskreis Afrika 

AKAFRIK Münster (ISW) 
An den Mühlen 25 

4400 Münster 

oder Betrag in Briefmarken an: 
iz3w 

informationszentrum dritte welt 
Postfach 53 28 
7800 Freiburg 

(ab 10 Ex. gegen Rechnung) 

1986) 

Jürgen Weller: 

Costa Rica past sich an - ökonomi­
sche und politische Strukturverände­
rungen in der Regierungszeit Monge 

Otfried Nassauer: 

Von Vietnam nach Nicaragua? Inter­
ventionsbereitschart und Interventi­
onskapazitäten in der US-Politik 

Graswurzel 
revolution 

Sonderheft 
Soziale Verteidigung 
Mit unserem ersten Heft zur ,.Sozialen Ver­
teidigung" (seit 1981 25.000 verkaufte Ex­
emplare) hatten wir uns noch auf Neuland 
begeben. Mit einer völlig überarbeiteten 
Neuauflage wollen wir jetzt die Fragen an das 
Konzept der Sozialen Verteidigung verti!fen 
und es in Beziehung zu anderen alternativen 
Verteidigungskonzepten setzen. Dabei ver­
stehen wir ,.Soziale Verteidigung" nicht ein­
fach alsein Konzept zurzivilen Landesvertei· 
digung, sondern verbinden mit ihr eine voll: 
ständige Entmilitarisierung der Gesellschaft 
nach Innen und Außen; also einen Angriffauf 
das Militär. 

80 Seiten DM 5,-

Bezug: G raswurzelrevolution, 
Nernstweg, 32, 2000 Harnburg 50. 
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ln Brokdorf wird das AKW ohne öffent ll· 
ehe Beachtung unu;~terbrochen wei terge­
baut und soll noch in diesem Jahr fert ig­
gestellt werden. War Brokjdorf einst der 
Name fOr den Widerstand gege,., C1as 
Atomprogramm der Bundesregierung, so 
dr~ht der Name jetzt dafor zu stehen, daß 
die Batreiber von Atomanlagen auf Dauer 
doch Ihr Ziel erreichen können. 
Wir sind der Meinu r.~. daß das nicht so 
sein muß ! 
Wir wollen die großen Demonstrationen 
von 19.76, n und 8 1, die verschiedenen 
Prozesse um die Genehmigungsvertah· 
ren, die Blockaden, c.ie ltzehoer Strafpro­
zesse und auch die bis in die jOngste Zelt 
reichenden Anschläge auf Zulleferfirmen 
nicht vergessen. Wie aber können wir an 
den vorangegangenen Kampf anknOpfen 
und Widerstand gerade in der Endphase 
des Baus neu auf die Beine bringen? 
Wir - das sind 7 Bis aus deM nördlichen 
Hambmger Umland - habe.' uns vor 
Weihnachten '85 zusammengetan, 1'111 zu 
Oberlegen, ob es möglich und sinnvoll ic;t, 
noch zu diesem Zeitpunkt, also Im End· 
stadturn des Baus eines Atomkraftwerks, 
Protest und Widerstand zu organisieren. 
Nicht zuletzt die doch Ober unseren Er· 
wartungen llegenue Resonanz auf ein er· 
stes Anschreiben an etliche norddeut· 
sehe Bis hat uns dann dazu ermutigt, fOr 
den 5. Aprii '86 einen kleinen Aktionstag 
anzusetzen. 
Es geht in keiner Weise um Irgendwelche 
"revivai"·Ambltlonen, auch nicht um das 
SchOren eines total verfehlten Optimis­
mus, was eine etwaige Be- oder Verhinde­
rung der Fertigstellung des AKWs anbe­
trifft, sondern schlicht darum, von unse· 
rer Seite aus die letzte Entwicklung nicht 
stillschwelgend hinzunehmen, sondern 
zu kommentieren. 
Konkret: Wahrscheinlich im FrOhsommer 
werden die BrennelemA: .te eingelagert 
(Piutonlum-Mischoxldelemente); damit 
wird aus dem 'Symbol' des Atomstaats 
ein direkt strahlendes und Umwelt und 
Menschen gefährdendes Atomkraftwerk. 
Zweitens werden mit diesem Zeltpunkt 
auch AtommOlltransporte quer durch 
Harnburg und in die Marsch aktuell, wir 
sollten sie nicht aus den Augen "erlieren. 
Und drittens schließlich Ist das Brokdor· 
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!er Atomkraftwerk wohl wie kein zweites 
d I r e k t als ökonomisch unsinnig erklärt 
worden - von den Betreibern wohlge­
merkt. 

Wir wollen mit unserem Erscheinen doku· 
mentieren, daß wir dieses Atomprojekt 
auch dann nicht vergessen, wenn wir den 

entscheidenden ersten Kampf um de11 
Baubeginn und die Fertigstellung verlo· 
ren haben. 

Samstag, 5. April, 
in der Nähe des f.augeländes 

Informationen Ober BUU Plnneberg. 
Tel.: 04101 - 6 25 44 

"Brokdorf - Das Ist doch Vergangenheit!" " Da tut sich doch nichts mehr! " So 
oder ähnlich denken und reden die meisten von uns, wenn sie diesen Namen hö· 
ren. Daß dem nicht so Ist, zeigt nachstehendes. Brokdorf Ist nicht mehr der Nabel 
der Anti·AKW·Bewegung, schon lange nicht mehr- doch die Menschen, die seit 
Jahren dort leben und Widerstand leisten, haben sich nicht klein kr;egen lassen. 
Auch wenn, ja, wenn Brokdorf diesen Sommer fertiggebaut Ist. 
Neben den vielen Klelnaktionen, von denen hier die " BI ltzehoe und Bewegung 
Weiße Rose" berichtet (die aber von allen möglichen Medien verschwiegen W6 r· 

den) regt sich Im Norden noch etwas: "GROSSKAMPFTAG" am 5. Apri l 1986 am 
Bauzaun. 

Die BUU ltzehoe und Bewegung Weiße 
Rose weiP.t auf andere Arten des Wider­
stands hin, die, von der Öffentlichkelt fast 
unbemerkt, Immer wieder laufen. 

in der Nacht vom 16. auf den 17.9.1985 
wurde auf einer Großbaustelle an einer 
Lancstraße bei Schleswlg ein Anschlag 
auf die Firma Mathiesen verObt. Dabei 
wurden ein Bauwagen, ein Verdichter, 
erne Planierraupe und zwei Bagger (Ietzt· 
fleh alles, was vorgefunden wurde) 
schwer beschädigt. in dem Bekenner­
schreiben heißt es dazu: ''Die Firma Mal· 
hiesen verdient seit Jahren am Bau des 
Atomkraftwerks in Brokdorf ..rnd unter· 
stotzt damit die gewalttätige DurchfOh· 
rung des staatlichen Atomenergiepro­
gramms gegen den Willen der Bevölke· 
rung. Sabotage an der Technologie des 
Systems bedeutet for uns nicht nur ein 
StOck Selbstbefreiung, sondern auch kon­
kreten materiellen Schaden. Wir sehen 
die Aktion und uns als Bestandtell des an· 
listaalliehen Widerstands der Oberall lag· 
lieh stattfindet. .. ". Unterschrieben mit 
" Eduart Zimmermann und die Traumtän­
zer". 

Die BUU ltzehoe und Bewegung WeiBe 
Rose weisen daraufhin, daß - obwohl 
häufig Aktionen gegen das AKW Brokdorf 
laufen, :1ur selten Bekennerbriefe ge· 
schrieben, bzw. wenn doch, dann von der 

örtlichen Presse unterdrUckt werden. S1e 
Iordren deshalb dazu auf, Ihnen Beken· 
nerbriefe zuzuschicken 
''Eine wichtige Aufgabe Im Widerstand 
gegen das geplante AKW in Brokdorl ba· 
steht darin, insbesondere Nachnchten 
Ober den Widerstand zu veröffentlichen, 
die ständig, z.B. der Rundschau unter· 
drOckt werden." 

Trecker fährt wieder 
Einen Teil Ihrer Oflentlichkeitsarbeit will 
die BUU wieder reaktivieren. Wie schon 
1982/83 soll cier Brokdorftrecker wiader 
zum Einsatz kommen. Neben der F..rnk· 
tion als mobile Bauplatzwache isl er auch 
ein Medium fOr ÖffentlichkeltS&rbel t. 
Durch den Kauf des Treckers entstehen 
dabei Ober 2.000 DM Kosten. Um Sp<>nden 
wird deshalb gebeten. Außerdem können 
sich Leute, die mit dem Trecker fahren 
wollen, bei der BI melden. 
DarOberhinaus kann eine Liste der Bauflr· 
men angefordert werden. die am Bau des 
AKWs beteiJigt sind. 

BUU ltzehoe und Bewegung weiße Rose 

Postfac ~--:J' .
1 
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